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EDITORIAL 

Nachhaltigkeit
Ressourcen gerecht und  
zukunftsorientiert gedacht

„Auch der objektivrechtliche Schutzauftrag des Art. 20a GG schließt die Notwendigkeit ein, mit 
den natürlichen Lebensgrundlagen so sorgsam umzugehen und sie der Nachwelt in solchem 
Zustand zu hinterlassen, dass nachfolgende Generationen diese nicht nur um den Preis radi-
kaler eigener Enthaltsamkeit weiter bewahren könnten.“   
 (Auszug aus dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts zum 24. März 2021)

Im Superwahljahr 2021 hätte ein Thema die Wahlkämpfe dominieren sollen, zumindest wenn 
es nach Umfragen unter der deutschen Bevölkerung ging: das Thema Klimaschutz und Nach-
haltigkeit. Nicht erst seit den Flutkatastrophen in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
scheint das Thema dringlicher denn je. Bereits im März 2021 hatte das Bundesverfassungsge-
richt entschieden, dass die Bundesregierung bei dem Thema nachbessern muss. Immer mehr 
wird Nachhaltigkeit zur Leitlinie generationengerechter Politik, eben weil zukünftige Genera-
tionen nicht die Konsequenzen derzeitiger Umweltausbeutung und -verschmutzung tragen sol-
len. Spätestens mit der Fridays for Future-Bewegung ist dieser Aspekt der Nachhaltigkeit ver-
stärkt in Politik und Gesellschaft getragen worden.

Andere Aspekte, etwa die Frage uneingeschränkten Wirtschaftswachstums und Ausbeutung 
bzw. Endlichkeit von Ressourcen, sind schon länger Teil der Nachhaltigkeitsfrage. Daneben be-
trifft das Thema Nachhaltigkeit auch die Abwägungen zwischen staatlicher Regulationspraxis 
gegenüber eigenverantwortlichem Handeln: Muss Ressourcenverbrauch stärker reglementiert 
werden, oder lassen sich durch Subventionen Anreize zum nachhaltigeren Wirtschaften und 
Leben schaffen? Wie weit geht die Verantwortung des Einzelnen, wie weit ist das Privatleben 
vom Thema Nachhaltigkeit betroffen? Aufgrund dieser Fragestellung wird Nachhaltigkeit in 
vielen Bereichen auch ein emotionsgeladenes, polarisierendes Thema, etwa wenn es um Inves-
titionen in erneuerbare Energien, städtisches Wohnen oder Fleischkonsum geht. 

Gleichzeitig ist es ein globales Thema, bei dem auch die Frage internationaler Absprachen und 
Regulationen eine Rolle spielt. Die verschiedenen Klimaprotokolle oder auch die 2015 von den 
Vereinten Nationen verabschiedeten 17 Ziele zur nachhaltigen Entwicklung (Sustainable De-
velopment Goals, SDGs) sind Bemühungen um eine gemeinsame globale Zielsetzung. Allerdings 
werfen sie auch Fragen der Aufgabenteilung und Verantwortlichkeit nicht nur zwischen den 
verschiedenen Ländern, sondern auch zwischen unterschiedlichsten Akteuren wie Regierun-
gen, Konzernen, Fachgremien und Privatpersonen auf. Die jüngsten, aus unterschiedlichen La-
gern geführten Proteste gegen die Energie- und Klimapolitik der Bundesregierung machen zu-
dem deutlich, dass die Debatte um Nachhaltigkeit auch demokratische Prinzipien auf die Probe 
stellt.

Maike Hausen 
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Die große Sprachlosigkeit 
Fossile Ressourcen in Geschichte und Gegenwart

Frank Uekötter

Wie sind Politik und Gesellschaft im Zeitalter der Industriemoderne mit fossilen Ressourcen umgegangen? 
Frank Uekötter setzt sich in seinem Beitrag mit großen energiepolitischen Entscheidungen auf nationaler, 
europäischer und globaler Ebene und den gesellschaftlichen Reaktionen darauf auseinander: Über die auto-
freien Sonntage 1973, das Aufstreben und die scheinbare Wiedergeburt der Atomenergie, den Aufstieg und 
Niedergang der Kohle bis hin zur Diskussionen um das Gasgeschäft mit Russland – im Umgang mit fossilen 
Ressourcen und ihrer Endlichkeit zeigen sich Grundmuster, die nur selten Thema tagespolitischer Debatten 
werden. Immer wieder gab es eine folgenreiche Kluft zwischen ikonischen Bildern und institutionellen Re-
gelwerken, die im Verborgenen wirken. Frank Uekötter macht deutlich, wie sehr aktuelle Debatten weiterhin 
im Schatten der gedankenlosen Verschwendung im Konsumrausch der Boomjahre stehen. 

„Ölkind“ heißt der Film, der die Besucherinnen und Besu-
cher des Erdölmuseums im norwegischen Stavanger emp-
fängt. Er geht um Thomas, geboren 1969, dem Jahr, in dem 
das erste Öl vor der Küste Norwegens gefunden wurde. 
Thomas wächst als Kind eines Ölarbeiters auf, der Vater ist 
oft weg, aber das Land wird reich und auch die Familie. 
Thomas bekommt zur Volljährigkeit von seinem Vater den 
Ford Mustang geschenkt, den der sich als Belohnung für 
den gefährlichen Job auf See gegönnt hatte. Es ist ein Ge-
schenk von Herzen, aber genau das Falsche, um einen Ge-
nerationenkonflikt zu entschärfen. Immer wieder streiten 
sich Vater und Sohn, und immer wieder geht es um das Öl 
und das, was es mit dem Planeten macht. Der Zwist endet 
in einem Schweigen, das 20 Jahre andauert. Dann setzt 
sich das Ölkind, von seiner Mutter bedrängt, in sein elektri-
sches Auto und macht sich auf den Weg zu seinem pensio-
nierten Vater. Es bleibt nicht mehr viel Zeit für ein Ge-
spräch.

Ein melodramatischer Kurzfilm ist nicht unbedingt das, was 
man in einem Erdölmuseum erwartet. Aber in Stavanger 
steht kein Bergbaumuseum des klassischen Typs, das von 
der nostalgisch-verklärten Erinnerung an harte Arbeit und 
harte Männer lebt. Der Bau des Museums wurde 1991 be-
schlossen und 1999 eingeweiht, und da war längst alles ge-
sagt über den Preis des Erdöls: Das „Exkrement des Teufels“, 
wie der venezolanische Ölminister Juan Pablo Pérez Al-
fonzo in einer berühmten Formulierung erklärte. Es fällt im 
21. Jahrhundert nicht mehr schwer, Öl und andere fossile 
Brennstoffe zu fördern. Schwer fällt ein ehrliches Gespräch, 
das nicht gleich in ein moralingesäuertes Lamento verfällt.

Es gibt eine Menge Gründe für die Sprachlosigkeit, die das 
Zeitalter der fossilen Energien umgibt: Verdrängung, Be-
quemlichkeit und nicht zuletzt eine toxische Männlichkeit, 
die den Gedanken an die Folgen der eigenen Konsumge-
wohnheiten als Thema für Weicheier hinstellt. Es gibt aber 
auch Gründe, die in die Geschichte führen. Es gibt eine glo-
bale Geschichte des Raffens und Raubens und den Stolz auf 
technologische Meisterleistungen, wie er auf alten Werbe-
filmen der Ölkonzerne („Esso: Packen wir’s an!“) zu bewun-
dern ist. Dazu gibt es eine Menge Literatur, aber die lesen 
vor allem Spezialisten und Insider. Wer nach Wegen aus 
dem fossilen Zeitalter sucht, findet im kollektiven Gedächt-
nis westlicher Wohlstandsbürger vor allem eine gigantische 
Leerstelle. Es gibt ikonische Bilder, aber sie führen in die 

Irre, und umgekehrt gibt es für wichtige Weichenstellungen 
keine einprägsamen Bilder.

Die große Freiheit

Es sollte eigentlich nicht schwerfallen, aus der Geschichte 
Erfahrungen über den Umgang mit Ressourcenknappheit 
abzuleiten. Das Leben mit dem Mangel gehört zur Ge-
schichte der Menschheit, einfach deshalb, weil Ressourcen 
in aller Regel kostbar und knapp waren: Die heutige Situa-
tion, in der Ressourcen billig und Arbeit teuer sind, ist welt-
historisch die Ausnahme. Aber zwischen diese Erfahrungen 
und die Gegenwart schieben sich die Boomjahre der Wirt-
schaftswunderzeit, in der den Bürgerinnen und Bürgern 
westlicher Wohlstandsgesellschaften suggeriert wurde, dass 
sie sich um die materielle Rohstoffbasis des Massenkon-
sums keine Gedanken machen mussten. Der Höhepunkt 
kam Ende der sechziger Jahre, als die deutsche Verpa-
ckungsindustrie die Einwegflasche völlig ironiefrei mit dem 
Slogan „ex und hopp!“ bewarb. Verschwendung machte ein-
fach Spaß.1

Wenig später herrschte Katerstimmung, und die siebziger 
Jahre standen dann auch bei den Ressourcen im Zeichen 
der Krise. Zum Symbolbild wurden die leeren Autobahnen 
im Herbst 1973, und das war ein ikonographisches Debakel 
erster Güte. 

Die Aufnahmen waren authentisch, aber das war es dann 
auch schon. Es gab bei den Fahrverboten eine Menge Aus-
nahmeregelungen und auf dem Lande jede Menge Privat-
leute, die schwarz über Feldwege bretterten. Die Bilder sug-
gerierten einen Mangel, den es nie gab: Eine wirkliche 
Knappheit gab es lediglich an den Tankstellen und dort auch 
nur aufgrund von Hamsterkäufen, und die „Ölkrise“ heißt 
im Jargon des Universitätsseminars längst Ölpreisschock, 
weil sich die wahre Krise um die Preisexplosion beim Erdöl 
drehte. Außerdem sparte das Sonntagsfahrverbot weniger 
Kraftstoff als die ebenfalls als Sparmaßnahme verfügten Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen auf Autobahnen und Land-
straßen. 

Die Bilder der leeren Autobahnen waren also eine willkom-
mene Ablenkung von den eigentlichen Problemen. Sie blie-
ben zudem eine Episode, und so mischte sich in die Erinne-
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rung die beruhigende Einsicht, dass es dann ja doch nicht 
ganz so dick gekommen ist. Die große Freiheit war eine 
große Illusion, aber den Preis bezahlten vor allem Menschen 
jenseits der westlichen Wohlstandssphäre: Die Verbitterung, 
die westlichen Ländern im Globalen Süden entgegenschlägt, 
hat viel mit den Kosten des industrialistischen Rohstoffhun-
gers zu tun.2 In der Bundesrepublik bestand das langlebigste 
politische Erbe der Ereignisse vom Herbst 1973 ausgerech-
net darin, die Diskussion über ein Tempolimit auf Jahr-
zehnte zu vergiften. Die Geschwindigkeitsbeschränkungen 
wurden 1974 wieder aufgehoben, nachdem Unionsparteien 
und ADAC mit einer Kampagne unter dem Motto „Freie Fahrt 
für freie Bürger“ Stimmung gemacht hatten.3

Vollgas als Freiheit? Einem Spezialisten für politische Ideen-
geschichte wurde da leicht schwindelig, aber Ressourcen 
waren nie ein Thema für intellektuelle Puristen. Rohstoffe 
wurden nicht genutzt, weil man eine gute Begründung hatte. 
Man nutzte sie, weil man konnte. Die Freiheit des Automo-
bilismus war auch eine Freiheit von lästigen Gedanken.

Institutionen bauen

Die billigen Rohstoffe der Boomjahre wirkten aus Sicht des 
Konsumbürgers wie eine Naturgewalt. In Wirklichkeit wa-
ren sie ein Produkt politischer Entscheidungen. Es waren 
die Institutionen, die den Strom der Ressourcen fließen lie-
ßen: Regierungen und Verbände, Gerichte und Konzerne, Ex-
perten und Mediatoren – hinter dem großen Geschäft stand 
ein dichtes Netz von ineinandergreifenden Autoritäten, das 
jedoch nur selten einprägsame Bilder produzierte. Die Ver-
handlungsrunden der OPEC wurden in den siebziger Jah-
ren eifrig fotografiert, aber sie gaben visuell einfach nicht 

viel her, jedenfalls nichts, was der Dramatik der Beschlüsse 
entsprochen hätte.

Im Mittelpunkt des Institutionengeflechts standen die Im-
perative der Technik und der Ökonomie. Billige Energie war 
das Produkt großtechnischer Systeme, die dem Wünschen 
und Wollen der Menschen enge Grenzen setzten. Es musste 
eine Menge zusammenkommen, um beispielsweise die nie-
derrheinische Braunkohle in elektrischen Strom zu verwan-
deln: Es brauchte riesige Bagger für das mehrere hundert 
Meter dicke Deckgebirge, mächtige Pumpen für das Grund-
wasser und kanalisierte Flüsse, kilometerlange Förderbän-
der und ein eigenes Bahnnetz für den Transport, große 
Kraftwerke und nicht zuletzt Regierungen, die dem Wühlen 
in einer dicht besiedelten Region ihren Segen gaben. Ganz 
unterschiedliche Aufgaben mussten von unterschiedlichen 
Menschen und Instanzen erledigt werden, denn nur wenn 
alles wie in einem Räderwerk ineinandergriff, gab es den 
günstigen Strom aus Braunkohle.

Behördliche Genehmigungen waren im Wirtschaftswunder-
land noch ein nachrangiges Thema. Es brauchte Männer der 
Tat, um das Land nach der Katastrophe von 1945 wiederauf-
zubauen, und wenn da ein Verwaltungsakt auf sich warten 
ließ, galt das Recht des Tüchtigen. Als 1955 das Genehmi-
gungsverfahren für die Halde Glessen bei Frechen stockte, 
war das für das Oberbergamt Bonn kein Anlass, die ausge-
wiesene Fläche ungenutzt zu lassen. Die riesigen Löcher der 
Braunkohletagebaue produzierten eine Menge Abraum, und 
irgendwann würde der Papierkram schon in Ordnung kom-
men. Das brachte die Landesregierung in eine gewisse Ver-
legenheit, als sich das Verfahren vier Jahre hinzog und 
schließlich 45 Millionen Kubikmeter Abraum ohne Geneh-
migung in der rheinischen Landschaft lagen – vermutlich 

Die leere Autobahn am 25. November 1973. An diesem Sonntag galt wie an drei weiteren darauffolgenden Sonntagen ein bundesweites Auto-
fahrverbot. © picture-alliance / dpa | Hannes Hemann
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der größte Schwarzbau der bundesdeutschen Geschichte. 
Zähneknirschend legalisierte der Ministerpräsident von 
Nordrhein-Westfalen die Deponie.4

Seit den sechziger Jahren wurden Genehmigungen etwas 
ernster genommen. Das lag vor allem an einer Zivilgesell-
schaft, die sich vermehrt für solche Verfahren interessierte 
und Entscheidungen auch mal von Verwaltungsgerichten 
überprüfen ließ. Es war allem voran der Konflikt um die 
Kernenergie, der Managern und Beamten dazu anhielt, die 
entsprechenden Verfahren ernstzunehmen. Seit den sieb-
ziger Jahren wurde der Streit um die nukleare Stromerzeu-
gung wesentlich in Gerichtssälen ausgetragen, und wenn 
man sich in die juristischen Details der Genehmigungsver-
fahren vertiefte, kamen mitunter peinliche Jugendsünden 
ans Tageslicht. Das Atomkraftwerk Obrigheim entging zum 
Beispiel nur um Haaresbreite einer zwangsweisen Stillle-
gung, weil es mehr als 20 Jahre mit einer Genehmigung für 
den Anfahr- und Probebetrieb am Netz war.5

In den Gerichtsverfahren kämpften empörte Bürgerinnen 
und Bürger gegen die Institutionen der Atomwirtschaft, aber 
so übersichtlich war es im Geschäft mit den Ressourcen nur 
selten. Bei Atomkraftwerken ging es gleichermaßen um Si-
cherheit und Kontrolle, um fixe Kosten und Standortpolitik, 
um konkurrierende Reaktortypen und Hersteller, um den 
prognostizierten Strombedarf und nicht zuletzt um die Ver-
sorgung mit spaltbarem Uran, das für die Brennelemente 
benötigt wurde. Die Bundesrepublik hatte zunächst auf die 
USA gesetzt, aber die westliche Supermacht erwies sich als 
unsicherer Lieferant, als Präsident Jimmy Carter eine Neu-
ausrichtung der amerikanischen Atomwirtschaft initiierte. 
Die Stromkonzerne orientierten sich neu und fanden einen 

zuverlässigen Lieferanten, und das war die Sowjetunion. Die 
fünfzigprozentige Abhängigkeit von Energieimporten aus 
dem Osten, die heute beim Gas lebhaft beklagt wird, er-
reichte die bundesdeutsche Atomwirtschaft bereits 1982. 
Beim Erdgas wurde seit den siebziger Jahren über die Lie-
ferungen aus Russland gestritten, aber das war ressourcen-
geschichtlich die Ausnahme. Im Allgemeinen garantierten 
institutionelle Netzwerke mit der ihnen eigenen Diskretion, 
dass die Versorgung gesichert war.

Es ging bei den Krisen der siebziger Jahre nicht nur um spe-
zifische Probleme der jeweiligen Branchen, sondern auch 
um das große Ganze. Auf dem Energiemarkt hing stets al-
les mit allem zusammen, und das verlangte nach einem ent-
sprechenden Krisenmanagement. Zu einem Eckpfeiler der 
bundesdeutschen Energiepolitik wurde der sogenannte 
Jahrhundertvertrag von 1977, mit dem Bundeskanzler Hel-
mut Schmidt ein Bündnis von Kohle und Atom besiegelte. 
Er sicherte die Verstromung der defizitären Steinkohle in 
Kohlekraftwerken und verpflichtete die mächtige Industrie-
gewerkschaft Bergbau und Energie im Gegenzug, für die um-
strittene Kernenergie einzutreten. Das Ergebnis war eine De-
monstration für Kernkraft und Kohle, die am 10.  Novem-
ber 1977 das Dortmunder Westfalenstadion füllte, aber heute 
weithin vergessen ist. Die Großdemonstrationen von Wyhl, 
Brokdorf und Kalkar gingen in das kollektive Gedächtnis der 
Republik ein, während die Fotos aus dem Dortmunder West-
falenstadion nur in den Datenbanken der Bildagenturen do-
kumentiert sind. 

Dabei war Dortmund eine Manifestation der realen Macht-
verhältnisse. Die Gewerkschaften standen hinter der Atom-
kraft, und deshalb hielt es die SPD trotz hörbaren Zähneknir-

Am 10. November 1977 demonstrierten etwa 40.000 Menschen im Dortmunder Westfalenstadion für das Bündnis von Kernkraft und Kohle.
 © picture-alliance / dpa | Hannes Hemann



 Heft 4 | 2022 165

schens ebenso, bis 1982 die sozialliberale Koalition im Bund 
zerbrach.

Von der Sache her konnte die bundesdeutsche Atomwirt-
schaft Anfang der achtziger Jahre eine positive Bilanz zie-
hen. Das Uran ging den Kernkraftwerken nicht aus, das Si-
cherheitsniveau war im internationalen Vergleich hoch, und 
aus den Verzögerungen und Kostenexplosionen beim Bau 
von Kernkraftwerken haben Hersteller und Genehmigungs-
behörden gelernt. Die drei letzten Kernkraftwerke, die bun-
desdeutsche Stromkonzerne 1982 in Auftrag gaben, blieben 
im Zeit- und Kostenplan und liefen danach wie eine Eins. 
Die Atomwirtschaft hatte ihre Erfolge, aber letztlich waren 
es Pyrrhussiege. Nichts hat das Vertrauen in das Institutio-
nengeflecht der deutschen Energiewirtschaft nachhaltiger 
untergraben als die nukleare Kontroverse. Auf die Angst vor 
Strahlung und kritische Fragen nach dem Atommüll fanden 
die Experten nie eine überzeugende Antwort, und dann wa-
ren da noch die Energieprognosen, die Anfang der siebziger 
Jahre eine rasant steigende Nachfrage erwarten ließen und 
danach beständig nach unten korrigiert wurden. Das nährte 
auch bei jenen Zweifel, die der Atomenergie grundsätzlich 
positiv gegenüberstanden. Selbst Bundeswirtschaftsminis-
ter Otto Graf Lambsdorff, sonst eher nicht für emotionale 
Ausbrüche bekannt, zeigte bei dem Thema Nerven und er-
klärte im November 1978 auf dem Bundesparteitag der FDP: 
„Wir wissen, daß diese Zahlen alle nicht stimmen und daß 
wir uns und anderen mit dem Versuch, so etwas veranstal-
ten und vorhersagen zu wollen, nur etwas vorgaukeln und 
sie täuschen.“ Das Protokoll verzeichnete „Beifall“.6

Die Zeiten, in denen mächtige Experten in Hinterzimmern 
die Eckpfeiler der Energiepolitik festzurren konnten, waren 
seit den siebziger Jahren vorüber. Das hieß freilich nicht, 
dass das Ganze der Rohstoffwirtschaft nun im Fokus einer 

kritischen Öffentlichkeit gestanden hätte. Selbst bei der 
Kernenergie, die wie kein zweiter Industriezweig im Schein-
werferlicht stand, gab es Blindstellen, die viel mit der Macht 
des Visuellen zu tun hatten: Mit dem Aufschwung der elek-
tronischen Medien hing Aufmerksamkeit immer mehr an 
der Verfügbarkeit attraktiver Bilder. Lebendiger Protest war 
in dieser Hinsicht im Vorteil, jeder Castor-Transport nach 
Gorleben wurde zu einem Festival des Bildjournalismus, und 
damit wirkte der zivilgesellschaftliche Widerstand viel 
mächtiger, als er in Wirklichkeit war. Zugleich liefen im Hin-
tergrund die Meiler, und dort merkte man von den Gefühls-
aufwallungen der Konsumenten nicht viel. Es gab Regeln 
für Arbeit und Betrieb, unbefristete Genehmigungen und 
eine Nachfrage nach Atomstrom, und das reichte doch ei-
gentlich für ein geruhsames Wirtschaften. Es gab auch für 
die Insider Probleme, aber sie sahen ganz anders aus als die 
Sorgen der Demonstranten. Kaum jemand weiß, dass der 
Niedergang der bundesdeutschen Atomwirtschaft von ei-
ner EU-Richtlinie besiegelt wurde.

Wettbewerbspolitik

Bekanntlich schaute Helmut Schmidt nicht ins Grundge-
setz, als er 1962 die Bundeswehr für den Kampf gegen die 
Hamburger Sturmflut mobilisierte. Ob das anders war, als er  
mit der Industriegewerkschaft Bergbau und Energie über 
den Jahrhundertvertrag verhandelte? Im Vorjahr hatte 
die  von der sozialliberalen Bundesregierung eingesetzte 
 Monopolkommission mehr Wettbewerb im Energiemarkt 
angemahnt, und da erschien ein regierungsamtlich sanktio-
niertes Bündnis zweier konkurrierender Energieträger 
durchaus bedenklich. Trotzdem zahlten bundesdeutsche 
Konsumenten zwei Jahrzehnte lang mit der Stromrechnung 
den Kohlepfennig, einen Preisaufschlag auf die Strompreise, 

Am 21. Dezember 2018 schloss mit Prosper-Haniel in Bottrop die letzte Steinkohlenzeche im Ruhrgebiet. Mit Bergbauchor, Kumpels und Lore 
verabschiedeten Fußballfans in der Veltins Arena in Gelsenkirchen zwei Tage vorher dieses Stück gemeinsamer Geschichte. 
 © picture alliance / dpa | Guido Kirchner
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bis ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 11. Okto-
ber 1994 für Klarheit sorgte: Der Kohlepfennig war eine ver-
fassungswidrige Sonderausgabe.

Die Bundesrepublik war eine Marktwirtschaft, aber das freie 
Spiel der Kräfte war schon arg nervenaufreibend, wenn man 
Milliarden in energetische Infrastrukturen verbauen wollte. 
Seit dem Energiewirtschaftsgesetz von 1935 verfügten die 
Stromkonzerne deshalb über Gebietsmonopole, die für Pla-
nungssicherheit sorgten. Kritiker sprachen lieber von Ver-
filzung, was letztlich eher eine Frage der politischen Bewer-
tungskriterien als der realen Machtverhältnisse war, aber 
solche Anwürfe mussten die Großkonzerne nicht kümmern, 
solange bundesdeutsche Politiker kein Interesse an einer 
Gesetzesänderung zeigten. In dieser Hinsicht zeigte die Re-
gierung Kohl jedoch keine Neigung zu Konflikten, und so 
wurde die Lustlosigkeit zum Markenzeichen der christde-
mokratischen Energiepolitik: Man beschränkte sich auf die 
Verwaltung des Bestehenden, und die Dinge liefen so, wie 
sie halt liefen. Wenn Eckpfeiler der Energiepolitik wegbra-
chen wie etwa der Kohlepfennig, dann war das keine Chance 
zur Kurskorrektur, sondern lediglich eine Aufforderung, 
nach anderen Wegen der Kohlesubventionierung zu suchen. 
Als Kumpel von Ruhr und Saar 1997 demonstrierten, äußer-
ten selbst CDU-Politiker aus Nordrhein-Westfalen Zweifel 
an der kostspieligen Stützung der Kohle und sprachen über 
einen „Auslaufbergbau“, aber da legte sich Kohl quer: „So-
lange ich Kanzler bin, ist das mit mir nicht zu machen.“7 So 
dauerte es noch zwei Jahrzehnte, bis zum Jahresende 2018 
die letzte Zeche im Ruhrgebiet dicht machte.

Die Marktwirtschaft kam über Brüssel in den Energiesektor. 
In den achtziger Jahren verschrieb sich die Europäische Ge-
meinschaft der Schaffung eines Binnenmarkts, und da 
konnte es keine Ausnahme für den Strom geben: „Die Ver-
wirklichung eines wettbewerbsorientierten Elektrizitäts-
markts ist ein wichtiger Schritt zur Vollendung des Ener-
giebinnenmarkts“, hieß es in der Richtlinie 96/92/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 19. Dezember 1996.8 
So fielen die Gebietsmonopole, seit 1999 konnten Privatkun-
den ihren Stromversorger wechseln, der Preis fiel, und da-
mit wurde die Atomenergie toxisch. Kernkraftwerke sind im 
Vergleich mit Kohle und Gas teuer im Bau, billig im Betrieb 
und dann wieder teuer im Abriss, und es war utopisch, dass 
Stromkonzerne im harschen Wind des Wettbewerbs milli-
ardenschwere Investitionen in Erwägung ziehen würden, 
die sich erst nach Jahrzehnten rentierten. Die bundesdeut-
schen Stromkonzerne verzichteten mit dem rot-grünen 
Atomkonsens von 2000 auch förmlich auf den Bau neuer 
Reaktoren, und im übrigen Europa gab es seither nur drei 
neue Bauprojekte: Olkiluoto in Finnland, Flamanville in 
Frankreich und Hinckley Point C in Großbritannien. Alle drei 
Projekte machen vor allem durch Verzögerungen und Kos-
tensteigerungen von sich reden.

Die Kartellpolitik ist ein Aushängeschild der Europäischen 
Union. Mächtige Konzernlenker fürchten die Brüsseler Re-
geln, und der Wind des Wettbewerbs sorgt für günstige 
Preise und eine gewisse Nüchternheit bei den Planungen. 
Die nuklearen Ausbaupläne der 1970er Jahre wären heute 
undenkbar: Die Zeiten sind vorbei, in denen ein Stromkon-
zern wie einst der französische Branchenriese EDF Atom-
kraftwerke in Serie bauen konnte, weil es die Regierung so 
wollte. Ein funktionierender Markt braucht Instanzen, die 
über die Regeln wachen, aber seit dem 24. Februar 2022 er-
scheint der freie Markt für Energie in einem anderen Licht. 
Was macht man, wenn ein Land nicht nur billiges Erdgas 
verkaufen möchte, sondern womöglich noch andere Inter-
essen verfolgt?

Seit dem russischen Angriff auf die Ukraine gehört die Frage 
nach Nord Stream 2 zu den Lieblingsthemen der Publizis-
tik. Das beschränkte sich nicht auf Gerhard Schröder, der 
ziemlich nahtlos aus dem Kanzleramt in den Aufsichtsrat 
des kontroversen Pipeline-Projekts wechselte und damit ei-
nen Absturz in der öffentlichen Meinung einläutete, der für 
einen bundesdeutschen Altkanzler beispiellos ist. Die Äu-
ßerungen aller Politiker von Rang wurden rückblickend mit 
germanischer Gründlichkeit durchforstet, und seither un-
terteilt sich die politische Klasse der Republik in „Nord 
Stream-Skeptiker“ und „Nord Stream-Befürworter“. Aber 
wenn sich eines Tages die Historiker über die einschlägigen 
Akten beugen, werden sie womöglich zu der Ansicht kom-
men, dass die publikumswirksamen Stellungnahmen für 
und gegen die Ostsee-Pipeline lediglich ein Hintergrund-
rauschen waren. Die gewichtigen Stimmen waren vermut-
lich die Juristen mit Spezialgebiet Wettbewerbsrecht, und 
die konnten amtierenden Ministern und Regierungschefs 
eigentlich nur einen Rat geben: um Gottes Willen keine po-
litischen Interventionen!

Im September 2011 hatte die Generaldirektion der Europä-
ischen Kommission für Wettbewerb in einer koordinierten 
Aktion Büros von Gazprom und verbundenen Unternehmen 
in zehn europäischen Ländern durchsuchen lassen. Danach 
durchforstete die Generaldirektion das beschlagnahmte 
 Material dreieinhalb Jahre lang auf der Suche nach wett-
bewerbswidrigem Verhalten. Es folgten drei weitere Jahre 
intensiver Verhandlungen zwischen der EU-Kommission 
und Gazprom, die schließlich im Frühjahr 2018 mit einem 
Vergleich endete, in dem der russische Energiekonzern 
schmerzhafte Konzessionen machen musste. Gazprom ge-
lobte, sich fortan auch in Osteuropa an die marktwirtschaft-
lichen Regeln zu halten, und das Ergebnis „markiert den Sieg 
der neoliberalen Welle“ – so das Urteil von Thane Gustaf-
son, der 2020 ein Buch über das europäische Gasgeschäft 
seit dem Ende des Kalten Kriegs veröffentlichte.9 

In den hitzigen Debatten des Jahres 2022 blieb Gustafsons 
Buch seltsam unbeachtet. Das mag an einem Titel liegen, 
dessen Haltbarkeitsdatum mit dem russischen Angriff ab-
lief. Mit durchaus positivem Tenor sprach Gustafson von 
The Bridge, und inzwischen weiß jeder in der Bundesrepu-
blik, dass diese Brücke in eine fatale Abhängigkeit von rus-
sischen Erdgasimporten geführt hat. Aber Machtpolitik ist 
kein Thema in einer Generaldirektion, die sich ganz der rei-
nen Wettbewerbslehre verpflichtet fühlt, und man kann sich 
unschwer vorstellen, wie in den Regierungszentralen die ju-
ristischen Memos zirkulierten. Wenn jemand aus politi-
schen Gründen Nord Stream 2 blockierte, untergrub das die 
Verhandlungsposition der Europäischen Union im Ringen 
mit Gazprom.

Kleine Fluchten

Wettbewerbspolitik ist schon in Friedenszeiten eher ein 
Thema für Nerds. Im Krieg interessiert sie erst recht nie-
manden mehr, weil sie weder moralische Eindeutigkeit noch 
prägnante Bilder liefert und erst recht keine Lösungen für 
die Zeit nach einem Waffenstillstand. Auf absehbare Zeit 
wird niemand in Gazprom etwas anderes sehen als den ver-
längerten Arm Putins. Die Länder des Westens hatten sich 
zuvor über zuverlässige Erdgaslieferungen zu billigen Prei-
sen gefreut und nicht viel darüber nachgedacht, dass ihre 
Zufriedenheit östlich des ehemaligen Eisernen Vorhangs 
auf Verständnisprobleme stieß. Das Wettbewerbsverfahren 
der Europäischen Kommission ging auf eine Initiative Li-
tauens zurück, und dahinter stand eine Tradition ungleicher 
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Behandlung der Gaskonsumenten in Ost und West, die 
schon zu einer Zeit begann, als die osteuropäischen Kunden 
noch offiziell als Bruderländer firmierten. Die Sowjetunion 
war in den siebziger und achtziger Jahren penibel auf Ver-
tragserfüllung bei westlichen Abnehmern erpicht, und es ist 
Ansichtssache, ob dahinter die Gier nach harten Devisen 
stand oder der sklerotische Spätsozialismus, dem frierende 
Genossen ebenso egal waren wie vieles andere.10

Unter dem Eindruck des russischen Angriffskriegs dachte 
nicht nur der Altbundespräsident Joachim Gauck darüber 
nach, ob man nun für die Freiheit frieren müsse. Das ist seit 
den siebziger Jahren das Muster, wenn Energie in den Mit-
telpunkt des öffentlichen Interesses gerät. Für einige Zeit 
wirkt es, als sei moralische Empörung eine unerschöpfliche 
Ressource. „Kein Blut für Öl“ hieß es 1991 und 2003, als Ame-
rika in den Krieg gegen den Irak zog, nach Tschernobyl und 
Fukushima war die Ablehnung der „Risikotechnologie“ in al-
ler Munde, und zwischendurch gab es immer mal wieder 
eine Ölpest als eine Art two minute hate des fossilen Zeit-
alters. Die Wut war authentisch und auch der Wunsch nach 
Veränderung, aber regelmäßig zeigte sich, dass solche kurz-
fristigen Aufwallungen an festgefügten technischen und in-
stitutionellen Netzwerken ziemlich folgenlos abprallten. 
Wer von guten Wünschen zu guten Entscheidungen kom-
men will, der muss den Moment nutzen, um die richtigen 
Fragen zu stellen.

Nach dem 24. Februar 2022 diskutierten bundesdeutsche Po-
litiker mit Leidenschaft über die Atomkraft. Sollten die ver-
bliebenen drei Reaktoren, deren Stilllegung zum Jahresende 
nach Fukushima beschlossen worden war, noch etwas län-
ger laufen? Die Debatte ging auch dann munter weiter, als 
Modellrechnungen ergaben, dass sich der Beitrag der Mei-
ler zur Senkung des bundesdeutschen Gasverbrauchs in der 

Größenordnung von einem Prozent bewegte. CDU-Chef 
Friedrich Merz ließ sich zusammen mit dem bayerischen 
Ministerpräsidenten Markus Söder vor dem Atomkraftwerk 
Isar 2 ablichten, Leitartikler geißelten die Haltung der Grü-
nen, die angeblich noch immer den Beißreflexen aus fernen 
Gründungszeiten folgten, und dabei ging es offenbar nicht 
um Lösungen, sondern um das wohlige Gefühl des Vertrau-
ten. Niemand hatte eine zündende Idee, wie Deutschland 
durch den Winter kommt, wenn Russland den Gashahn zu-
dreht. Aber nach Jahrzehnten der nuklearen Kontroverse 
hatte jeder Bundesbürger eine Meinung über Atomkraft, und 
es war seltsam beruhigend, die alten Gewissheiten in Zei-
ten der Unsicherheit noch einmal aufzuwärmen.

Jenseits der Worte

Am Ende von „Ölkind“ sitzen Vater und Sohn am Lagerfeuer. 
Sie wechseln ein paar Worte, und das ist nach Jahrzehnten 
des Schweigens ja schon ein Erfolg, aber es ist kein echtes 
Gespräch und schon gar kein ehrliches. Dann blendet 
die Kamera aus, es läuft der Abspann, und der Besucher des 
norwegischen Ölmuseums läuft durch eine Ausstellung, 
die eher ein Gemischtwarenladen ist. Am einen Ende ste-
hen ganz klassisch die Bohrköpfe, damit der Ölarbeiter sei-
nen Angehörigen zeigen kann, wie man durch Gestein un-
terschiedlicher Härte kommt. Am anderen Ende stehen Di-
nosaurier aus Plastik, weil das Erdöl ja irgendwann in 
geologischer Urzeit entstand. Dazwischen stehen Modelle 
von Ölplattformen und Serviceschiffen, ein verbogenes Me-
tallstück erinnert an den Untergang der Bohrinsel Alexan-
der Kielland 1980. Dann führt der Weg über eine Brücke, die 
einen Hubschrauberflug simuliert, zu drei Ausstellungsräu-
men auf Stelzen, die wie eine kleine Bohrinsel im Wasser 
stehen. 

Das Ölmuseum im norwegischen Stavanger ist in Teilen wie eine Ölbohrinsel gestaltet. © picture alliance / imageBROKER | Hans Lippert
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Man sieht eine Kontrollstation und Bohrausrüstung aus den 
siebziger Jahren, draußen tollen Kinder durch einen Ret-
tungsstrumpf, und wussten Sie eigentlich, dass die Troll-
plattform, eine norwegische Bohrinsel, höher ist als der 
 Eiffelturm? Aber dann kommt ein Raum voller bunter Ani-
mationen über die Erwärmung unseres Planeten, und auf 
den Bildschirmen steht, dass die Menschheit aus den fos-
silen Energien aussteigen muss. Norwegen kann keine Aus-
nahme sein.

Es gäbe eine Menge zu bereden, auch und gerade zwischen 
den Generationen. Aber nur zu leicht verbleibt der west-
liche Wohlstandsbürger dabei in einem Kokon von Erfah-
rungs- und Bilderwelten, der vor allem die Wärme mora-

lischer Gewissheiten vermittelt. Das echte Gespräch beginnt 
jenseits der Komfortzone. Die Welt der Ressourcen hängt an 
Institutionen und großtechnischen Systemen, an politischer 
Macht und jeder Menge Geld, und es gibt kaum Bilder, die 
wirklich etwas aussagen, aber jede Menge Zahlen. Darüber 
kann man auch am Lagerfeuer reden. Man kann aber auch 
einfach ins Feuer starren.

Der Vater des Ölkinds ist übrigens authentisch. Er war einer 
der Männer, die in den siebziger Jahren die norwegische Öl-
industrie aufbauten. Das Ölkind selbst ist der norwegische 
Schauspieler Kristoffer Joner. Vielleicht ist das ja die eigent-
liche Aussage.
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70 Jahre Baden-Württemberg! Dieser 248 Seiten starke 
Band präsentiert anhand von 350 Fotos eine Alltags-
geschichte des Landes. Als visueller Zugang zur jüngsten 
Landesgeschichte legt er die großen Entwicklungen seit 
Gründung des Südweststaats am 25. April 1952 offen: 
gesellschaftliche Modernisierung und Liberalisierung, 
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führen. Tauchen Sie ein in sieben Jahrzehnte baden-
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Nachhaltigkeit als Politikfeld 
in Deutschland

Michael Böcher

Wie hat sich Nachhaltigkeit als eigenes Politikfeld in Deutschland etabliert und entwickelt? Um diese Frage 
zu beantworten, gibt Michael Böcher in seinem Beitrag eine kurze Einführung in die Grundkoordinaten 
von Politikfeldern und ihren Akteuren. Die in ihrer Frühphase durch globale Entwicklungen überhaupt erst 
angestoßene Nachhaltigkeitspolitik zeichnet er dabei nach, um im Anschluss nicht nur die deutsche Nach-
haltigkeitspolitik kritisch zu hinterfragen, sondern das Thema auch unter Einbeziehung internationaler 
Einflüsse, wie der Agenda 2030 oder auch den Rio+5-Konsultationen, zu bearbeiten. Auch nach ihrer Institu-
tionalisierung benötigte es in der deutschen Gestaltung von Nachhaltigkeitspolitik immer wieder Impulse 
von außen, um die verschiedenen Akteure in diesem Feld zu Handlungen und Entscheidungen zu bewegen. 
Dabei ist die Gestaltung von Nachhaltigkeit als Politikfeld nicht nur dem Einfluss und der Konkurrenz ande-
rer Politikfelder ausgesetzt, sondern auch inneren Aushandlungsprozessen von teils konfligierenden Nach-
haltigkeitszielen unterworfen.

Was ist ein Politikfeld? Was ist 
Nachhaltigkeit? 

Nachhaltigkeit soll nach der berühmten Definition der 
Brundt land-Kommission eine Entwicklung sein, „die die Be-
dürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass 
künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht be-
friedigen können“ (World Commission on Environment and 
Development  1987). Nachhaltigkeit wird dabei als Prozess   
verstanden, der ökonomische, soziale und ökologische 
 Aspekte in Einklang bringt und integrativ verwirklicht 
(Pufé 2012: 112). 

Dieses Konzept bedingt, dass zum Beispiel wirtschaftliche 
Aspekte nicht zu einer Übernutzung ökologischer Ressour-
cen führen. Zugleich sollen bei einem Wandel hin zu mehr 
Nachhaltigkeit, etwa beim Klimaschutz, auch soziale As-

pekte (wie beispielsweise Arbeitsplatzverluste durch indus-
trielle Strukturwandel oder höhere Energiepreise, die sozial 
Schwache stärker belasten können) betrachtet werden (Bö-
cher 2021: 4). Schon der Anspruch, wirtschaftliche, ökono-
mische und soziale Belange gleichberechtigt zu verzahnen, 
macht deutlich, dass Nachhaltigkeit als Prozess verstanden 
werden muss, der auch zu gesellschaftlichen Interessen-
konflikten und Auseinandersetzungen führen kann. Nach-
haltigkeit ist ein normatives Konzept, über das und über des-
sen Umsetzung in unserer Demokratie die Bürgerinnen und 
Bürger, politische Parteien, Industrie- und Umweltverbände 
und weitere Akteure streiten und Lösungen aushandeln. 
Zum Erreichen sind aber politische Entscheidungen nötig. 
Denn zur Integration der drei Nachhaltigkeitsdimensionen 
sind viele Aspekte abzuwägen: So ist z. B. überhaupt nicht 
klar, ob alle Bürgerinnen und Bürger Einschränkungen ih-
rer Lebensweise akzeptieren, wenn es etwa um Maßnahmen 
zum Klimaschutz geht (Böcher 2020). 

In demokratischen Gesellschaften wie der Bundesrepublik 
ist es Aufgabe der Politik, bei unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Interessen diese auszutarieren und am Ende 
kollektiv verbindliche, allgemein akzeptierte Lösungen zu 
erzeugen. Denn Nachhaltigkeit verwirklicht sich nicht von 
selbst, sie kann weder durch eine zentrale Instanz noch 
durch Wissenschaft „verordnet“ werden (Böcher 2020). 
Nachhaltigkeit ist aufgrund ihres normativen Gehalts und 
der damit einhergehenden unterschiedlichen Lösungsmög-
lichkeiten ein politisches Konzept, das zur Aushandlung und 
Umsetzung politischer Prozesse bedarf (Böcher 2020).

Da die Verwirklichbarkeit von Nachhaltigkeitszielen das Er-
gebnis politischer Prozesse ist, stellt dieser Beitrag die 
Frage, inwieweit Nachhaltigkeit ein eigenständiges Politik-
feld darstellt und wie die Entwicklung der Nachhaltigkeits-
politik in Deutschland verlief.

In der Politikwissenschaft hat sich der Begriff des „Politik-
feldes“ etabliert. Doch was ist ein Politikfeld? Eine frühe De-
finition bezeichnet ein Politikfeld pragmatisch entlang der 
Logik politischer Ressorts, für die spezifische Ministerien 
existieren. Danach ist ein Politikfeld „ein inhaltlich abge-
grenzter Bereich von Regelungen und Programmen, also von 

Nachhaltigkeit wird als Konzept verstanden, in dem ökonomische, 
soziale und ökologische Aspekte in Einklang gebracht und integra-
tiv verwirklicht werden. © LpB
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policies, wie sie normalerweise organisatorisch im Zustän-
digkeitsbereich von Ministerien oder Parlamentsausschüs-
sen zusammengefasst sind“ (Pappi/König 1995: 111). Der 
 Autor dieses Beitrags hat gemeinsam mit Annette E. Töller 
eine spezifischere Definition vorgelegt, die sich weniger am 
Vorhandensein von Ministerien und anderen politischen Or-
ganisationsformen orientiert, sondern, inwieweit „eine spe-
zifische auf Dauer angelegte Konstellation sich aufeinander 
beziehender (politischer, M. B.) Probleme, Akteure, Instituti-
onen und Maßnahmen“ identifizierbar ist (Böcher/Töller 
2012: 4). Betrachtet man diese Definitionen, springt sofort 
ins Auge, dass es in Deutschland kein eigenständiges „Nach-
haltigkeitsministerium“ gibt. Geprüft werden kann jedoch, 
ob es für das politische Ziel „Nachhaltigkeit“ eine auf Dauer 
angelegte Konstellation von Problemen, Akteuren, Institu-
tionen und Maßnahmen gibt. Dies soll im folgenden Ab-
schnitt, der die Entwicklung der Nachhaltigkeitspolitik in 
Deutschland beschreibt, im Auge behalten werden.

Entwicklung der Nachhaltigkeitspolitik in 
Deutschland

Die Nachhaltigkeitspolitik in Deutschland ist eng mit der 
Entwicklung der Umweltpolitik, die mit dem ersten Umwelt-
programm der bundesdeutschen Regierung 1971 begann, 
verbunden. Innerhalb der deutschen Umweltpolitik, unter 
Verantwortung des 1986 eingerichteten Bundesumweltmi-
nisteriums, begannen in Folge des bereits erwähnten Be-
richtes der Brundtland-Kommission und des sogenannten 
„Erdgipfels“, der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung 
in Rio de Janeiro 1992, Aktivitäten, eine erste deutsche 
Nachhaltigkeitsstrategie zu formulieren (Böcher  2021: 3). 
Dieses Ansinnen scheiterte in den 1990er Jahren zunächst 
innerhalb der Koalition aus CDU und FDP, als das Bundes-
umweltministerium 1996 unter der späteren Bundeskanz-
lerin Angela Merkel in Vorbereitung auf die Rio+5-Konsul-
tationen in New York einen Anlauf zur Formulierung einer 
deutschen Nachhaltigkeitsstrategie initiierte. Dieser sog. 
„Schritte“-Prozess lief bis 1997 und wurde mit der öffentli-
chen Vorstellung eines gemeinsamen Zwischenberichtes 
aller Arbeitskreise beendet (Böcher 2003). 

Aufgrund politischer Konflikte und unterschiedlicher Inte-
ressen der verschiedenen Ministerien konnte daraus keine 
abgestimmte Nachhaltigkeitsstrategie entstehen. Diese 
wurde erst 2002, nach dem Regierungswechsel 1998 unter 
der rot-grünen Bundesregierung verabschiedet (Bundesre-
gierung 2002). Damit reihte sich Deutschland in eine inter-
nationale Entwicklung ein, da zu dieser Zeit viele Staaten 
ähnliche Strategien auf den Weg brachten, die vor allem das 
Ziel hatten, die stark aus der Umweltpolitik stammende 
Nachhaltigkeitsdiskussion mit den anderen Nachhaltig-
keitsaspekten Ökonomie und Soziales zu verbinden und zu 
integrativen Programmen fortzuentwickeln (Jacob/Vol-
kery 2007). Die 2002 verabschiedete deutsche Nachhaltig-
keitsstrategie ist im Zusammenhang mit der Präsentation 
eigener umwelt- und nachhaltigkeitspolitischer Ziele im 
Rahmen der Weltkonferenz für Umwelt und Entwicklung in 
Johannesburg zu sehen und enthielt einige ambitionierte 
Ziele, etwa zum Klimaschutz oder zur Reduzierung der Flä-
cheninanspruchnahme (Ebd.: 436). Sie wird dabei allerdings 
auch kritisch gesehen, insbesondere, weil sie nur wenig 
konkrete Maßnahmen enthielt und zudem den Anspruch an 
Nachhaltigkeit, verschiedene Bereiche aus Sozial-, Wirt-
schafts- und Umweltpolitik zu integrieren, nicht einlöste. 
So wurde die Nachhaltigkeitsstrategie beispielsweise nicht 
mit dem damalig zentralen Regierungsprojekt, der Agenda 
2010, verbunden (Ebd.: 437), und „manche Ressorts waren […] 

in der Lage, sich einer Ausrichtung nach Nachhaltigkeits-
gesichtspunkten weitgehend zu entziehen“ (Ebd.: 438). 

Akteure der Nachhaltigkeitspolitik

Um von einem Politikfeld zu sprechen, ist vor allem wich-
tig, ob es konkrete Akteure und Institutionen gibt, die sich 
auf Dauer in Bezug auf konkrete politische Probleme bilden 
und ob es spezifische Maßnahmen gibt, die versuchen, ge-
meinsam identifizierte politische Probleme zu lösen. So 
wurde in dieser ersten Phase der deutschen Nachhaltig-
keitspolitik im Zuge internationaler Konferenzen zunächst 
einmal das Problembewusstsein für die Notwendigkeit ei-
ner nachhaltigeren Politik geschärft, die ganz im Sinne des 
Nachhaltigkeitsdreiecks mehr umfassen muss als die klas-
sische, schon länger bestehende Umweltpolitik, aus der in 
Deutschland vor allem die Nachhaltigkeitspolitik entsprang. 
Im Zuge der Nachhaltigkeitsstrategie 2002 entstanden auch 
neue Akteure, die zum ersten Male spezifisch „Nachhaltig-
keit“ in den Blick nehmen sollten. So wurde 2001 mit dem 
„Rat für Nachhaltige Entwicklung“ seitens der Bundesregie-
rung ein Beratungsgremium geschaffen, das seitdem die 
Bundesregierung zur Nachhaltigkeitspolitik berät. 15 Mit-
glieder aus Wirtschaft, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und 
Politik, die alle drei Jahre neu berufen werden, bilden seit-
dem den Rat, der 2021 sein zwanzigjähriges Jubiläum fei-
erte (Rat für Nachhaltige Entwicklung 2022). Laut Selbstdar-

Anlässlich des am folgenden Tag in Berlin eröffneten UN-Klima-
gipfels veranstaltete am 27. März 1995 das Climate Action Network 
(CAN), ein Zusammenschluss verschiedener Nichtregierungsorga-
nisationen, ein Forum unter dem Motto „Rio is not enough“. Eröffnet 
wurde es von der damaligen Bundesumweltministerin Angela Mer-
kel. © picture alliance | Peter Kneffel
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stellung hat der Rat folgende Aufgaben: „Entwicklung von 
Beiträgen für die Umsetzung der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie“, „Benennung von konkreten Handlungsfel-
dern und Projekten“ und „Nachhaltigkeit zu einem wichti-
gen öffentlichen Anliegen zu machen“ (Rat für Nachhaltige 
Entwicklung 2022).

Ein weiterer Akteur ist seit 2004 der „Parlamentarische Bei-
rat für nachhaltige Entwicklung“, der im Deutschen Bundes-
tag laut Selbstdarstellung eine „Wachhund-Funktion“ ein-
nimmt und Alarm schlägt, wenn ein parlamentarisches Vor-
haben die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie ignoriert, und 
der zudem Anhörungen veranstalten kann sowie Positions-
papiere veröffentlicht (Deutscher Bundestag 2022). Ebenfalls 
im Zuge der ersten deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
wurde neu der „Staatssekretärsausschuss für nachhaltige 
Entwicklung“ eingerichtet (Böcher 2021: 12). Ziel dieses in-
terministeriellen Gremiums ist es, die Umsetzung der deut-
schen Nachhaltigkeitsstrategie zu steuern. Im Gegensatz zur 
früher sehr stark umweltpolitisch getriebenen Nachhaltig-
keitspolitik hat dieses Gremium im Sinne eines Green Ca-
binet die Aufgabe, interministeriell, also ressortübergreifend 
nachhaltigkeitspolitische Fragen zu erörtern und die ent-
sprechende Strategie des Bundes und dessen Umsetzung 
voranzutreiben (Bundesregierung 2022a). Das Green Cabi-
net kann auch als Schritt verstanden werden, den politik-
feldübergreifenden Charakter von Nachhaltigkeit zu reprä-
sentieren. 

Nichtsdestotrotz wurde es in den 2000er Jahren im Zuge der 
Verabschiedung der ersten deutschen Nachhaltigkeitsstra-
tegie zunehmend stiller um eine deutsche spezifische Nach-
haltigkeitspolitik: In der Umweltpolitik wurden Klimapoli-
tik, Atomausstieg und der Ausbau erneuerbarer Energien zu 
Top-Themen. Diese stellen zwar wichtige Teilbereiche von 
Nachhaltigkeit dar, wurden jedoch weniger im Kontext von 
Nachhaltigkeit oder der existierenden Nachhaltigkeitsstra-
tegie politisch diskutiert (Böcher/Töller 2019: 36). 

Agenda 2030 und 
nachhaltigkeitspolitischer Aufschwung

Neuer Wind in der deutschen Nachhaltigkeitspolitik wehte 
erst wieder seit 2015: Im Rahmen des UN-Gipfeltreffens in 
New York wurden 17 Nachhaltigkeitsziele (Sustainable De-
velopment Goals, SDGs) im Rahmen der Agenda 2030 ver-
abschiedet, zu deren Erreichung bis 2030 sich 193 Staaten 
verpflichteten (Böcher  2021: 10). Auch Deutschland will 
seitdem Anstrengungen unternehmen, bis 2030 die SDGs 
zu verwirklichen. Daher wurde zunächst die deutsche 
Nachhaltigkeitsstrategie neu aufgelegt, denn diese sollte ab 
2016 den nationalen Rahmen darstellen, um die Agenda 
2030 der Vereinten Nationen umzusetzen. Zur Umsetzung 
der Agenda 2030 wurde das institutionelle Fundament der 
deutschen Nachhaltigkeitspolitik weiter ausgebaut. 2014 
wurde das Sustainable Development Solutions Network 

Abbildung 1
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(SDSN Germany) als Ableger des bereits 2012 eingeführten 
globalen SDSN gegründet, welches Wissen aus Wissen-
schaft, privater Wirtschaft und Zivilgesellschaft zusam-
menbringen soll, um Lösungen für eine nachhaltige Ent-
wicklung voranzubringen (SDSN Germany n. d.). Zudem 
gibt es seitdem „Ressortkoordinatoren für nachhaltige Ent-
wicklung in allen  Ministerien, das Forum Nachhaltigkeit 
als regelmäßiges Dialogformat der Bundesregierung mit 
gesellschaftlichen Akteuren, ein beratendes Gremium ge-
sellschaftlicher Akteure zur Vor- und Nachbereitung der 
Sitzungen des Staatssekretärsausschusses (Dialoggruppe), 
sowie eine Wissenschaftsplattform Nachhaltigkeit  2030“ 
(Global Policy Forum  2020: 29). Abbildung  1 zeigt den in-
stitutionellen Zuschnitt der deutschen Nachhaltigkeits-
politik.

Die aktuelle Nachhaltigkeitspolitik Deutschlands ist also in 
den internationalen Umsetzungsprozess der Agenda 2030 
eingebunden. Dabei reflektieren 16 SDGs das klassische 
Nachhaltigkeitsverständnis mit den drei Säulen Ökonomie, 
Ökologie und Soziales, während das 17. Ziel „eher den Pro-
zess der Umsetzung in den Blick nimmt und dabei partner-
schaftliche Prinzipien im Sinne einer Kooperation zwischen 
Staaten, aber auch innerhalb von Staaten zwischen ver-
schiedenen gesellschaftlichen Gruppen und Politik und Ver-
waltung meint“ (Böcher 2021: 9). 

Die SDGs verstehen Nachhaltigkeit sehr umfangreich und 
formulieren ambitionierte Ziele (Abb. 2). Dabei werden auch 
Industriestaaten wie Deutschland als Länder betrachtet, die 
sich hinsichtlich Nachhaltigkeit weiterentwickeln müssen 
(Böcher  2021: 10). Zudem erkennen die Staaten mit der 
Agenda 2030 planetare Grenzen sowie die Menschenrechte 
an. Das Nachhaltigkeitsverständnis der Agenda 2030 geht 
davon aus, dass die Endlichkeit natürlicher Ressourcen den 
wirtschaftlichen Handlungen der Menschen unverrückbare 

Grenzen setzt (Böcher 2021: 10). Ein weiterer Vorteil stellt 
die Definition von Zielen dar: Hieran anschließend können 
konkrete Indikatoren erstellt werden, die dann regelmäßig 
dazu dienen, die Zielerreichung zu überprüfen. So wurde 
auch in Deutschland ein kontinuierliches Monitoring von 
Erfolgen und Misserfolgen auf dem Weg zu einer nachhal-
tigen Entwicklung etabliert (Biermann/Kanie/Kim  2017). 
Problematisch auch für die deutsche Nachhaltigkeitspolitik 
ist, dass die tatsächliche Umsetzung der Agenda  2030 
nicht verpflichtend ist. In den Staaten müssen freiwillige 
Maßnahmen ergriffen werden, um die SDGs zu erfüllen 
(Biermann et al. 2017; Bowen et al. 2017). Angesichts aktuel-
ler Krisen wie dem russischen Angriffskrieg in der Ukraine 
erscheinen manche Ziele wie SDG 16 „Frieden und Gerech-
tigkeit“ in weite Ferne gerückt – natürlich hat auch Russ-
land die Agenda 2030 ratifiziert (Sustainable Development 
Knowledge Platform n.  d.). Auch stehen manche Ziele im 
Widerspruch zueinander: SDG  8 „Gute Arbeitsplätze und 
wirtschaftliches Wachstum“ wird oft als wenig vereinbar 
mit Zielen wie SDG 13 „Maßnahmen zum Klimaschutz“ ge-
sehen“ – insbesondere, dass nach wie vor auf wirtschaftli-
ches Wachstum gesetzt wird, stößt dabei angesichts aktu-
eller  Debatten um „Postwachstum“ (Paech  2012) und ein 
Ende des Wachstums durch Schrumpfung (Herrmann 2022) 
auf Kritik. 

Letztlich spiegeln die Ziele der Agenda  2030 und ihre 
17 SDGs die aktuellen Nachhaltigkeitsdebatten wider – wie 
bereits oben dargelegt, verwirklicht sich Nachhaltigkeit 
nicht automatisch, nur weil sie von Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern gefordert oder von den Vereinten Na-
tionen propagiert wird. Vielmehr müssen Nachhaltigkeits-
aspekte politisch verwirklicht werden, unter Umständen in 
Abwägung mit anderen politischen Zielen – der Ausgang, 
das heißt, das, was am Ende als Nachhaltigkeits(miss)erfolg 
herauskommt, ist oft ungewiss. 

Abbildung 2

 © United Nations, gemeinfrei.  
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Auf jeden Fall ist die Agenda 2030 ein wichtiger Schrittma-
cher zur Wiederbelebung der deutschen Nachhaltigkeits-
politik gewesen: Nachdem Deutschland seine Nachhaltig-
keitsstrategie 2016 novelliert hat, wurde diese 2018 und 
2021 jeweils aktualisiert und fortgeschrieben (Bundesregie-
rung  2018; Bundesregierung  2021). Auch auf den unteren 
staatlichen Ebenen haben beachtenswerte Prozesse statt-
gefunden: So haben alle deutschen Bundesländer außer 
den Stadtstaaten, Mecklenburg-Vorpommern und Schles-
wig-Holstein eigene Nachhaltigkeitsstrategien entwickelt 
und  zum Teil auch regelmäßig fortgeschrieben. Baden-
Württemberg hat beispielsweise bereits 2007 eine Nachhal-
tigkeitsstrategie formuliert und 2011 fortentwickelt (Statis-
tisches Bundesamt 2022). Im Zuge der Agenda 2030 haben 
in Deutschland 160 Städte und Gemeinden eine „Musterre-
solution“ unterzeichnet und viele bereits kommunale 
 Nachhaltigkeitsstrategien verabschiedet (Global Policy Fo-
rum 2020: 7). 

Probleme und Herausforderungen der 
deutschen Nachhaltigkeitspolitik

Die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie beinhaltet Beiträge 
Deutschlands zur Erreichung der SDGs und deren Ausge-
staltung. Dass es in Deutschland dabei noch viel zu tun gibt 
und hier insbesondere die Politik gefragt ist, betont die Bun-
desregierung ebenfalls: „der Weg zu einer wirklich nachhal-
tigen Welt ist noch weit. Wir wollen und müssen […] sowohl 
schnell als auch weit gehen. […] Insgesamt gilt: Der Einsatz 
für Nachhaltigkeit ist eine Daueraufgabe, die über Wahlpe-
rioden hinausgeht und die Politik auch nach der nächsten 
Bundestagswahl weiter fordern wird“ (Bundesregie-
rung 2021: 364).

Um Politik und Öffentlichkeit zu informieren und Hinweise 
für entsprechende Maßnahmen ableiten zu können, werden 

regelmäßig Berichte über den Grad der Zielerreichung in Be-
zug auf einzelne Nachhaltigkeitsziele erstellt. Für diese „In-
dikatorenberichte“ ist das Statistische Bundesamt zustän-
dig (jüngst: Statistisches Bundesamt 2021). Die Indikatoren-
berichte präsentieren aktuelle Daten zur Umsetzung der 
einzelnen SDGs vor dem Hintergrund der jeweiligen deut-
schen Ziele und bewerten deren Zielerreichung mit Wetter-
symbolen wie strahlender Sonnenschein oder Gewitter (Bö-
cher 2021: 12).

Folgendes Beispiel (Abb. 3) zeigt einen Indikator zu einem 
Unterziel innerhalb des SDG 2 „Kein Hunger“: Bis 2030 soll 
der Stickstoffüberschuss in der Landwirtschaft 70  Kilo-
gramm pro Hektar betragen (Statistisches Bundesamt 2021: 
12). Mit einer grauen Gewitterwolke weist das Statistische 
Bundesamt diesen als sich nicht in eine gewünschte Rich-
tung entwickelnden Indikator aus (Statistisches Bundes-
amt 2021: 136). Das bedeutet, dass bei der zu erwartenden 
Entwicklung das Ziel nicht erreicht werden wird. Stickstoff-
überschuss entsteht vor allem durch Düngemittel, die in der 
Landwirtschaft eingesetzt werden. Dies kann negative Fol-
gen für Grundwasser, Natur, Klima und Landschaften haben 
(Statistisches Bundesamt 2021: 12). 

Doch warum läuft ein Nachhaltigkeitsbereich (neben ande-
ren) offensichtlich in die falsche Richtung, obwohl es die 
deutsche Nachhaltigkeitsstrategie mit ihren Zielen gibt? 
Hier kommen wir zurück zur Ausgangsfrage des Beitrages, 
inwieweit Nachhaltigkeit ein eigenständiges Politikfeld ist: 
Allein schon wegen der drei Dimensionen der Nachhaltig-
keit berührt die Transformation zu mehr Nachhaltigkeit so 
gut wie alle Politikbereiche. Es geht natürlich um Umwelt-
politik, um Wirtschaftspolitik, aber auch um Sozialpolitik 
und viele weitere Politikfelder. So werden Entscheidungen 
zur Regulierung von Düngemitteln vor allem in der Agrar-
politik und Umweltpolitik getroffen. Hier herrschen oft Aus-
einandersetzungen zwischen Produzenten (Landwirtschaft) 

Abbildung 3
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und beispielsweise Vertreterinnen und Vertretern des Na-
tur- und Umweltschutzes, infolge derer bislang einschnei-
dende Maßnahmen wie eine früher einmal angedachte Dün-
gemittelsteuer noch nicht verwirklicht werden konnten 
(Schweppe-Kraft/Schlegelmilch/Berger 2019: 38–39). Wenn 
es um Klima- und Energiepolitik als wichtige Kernbereiche 
geht, spielen auch sozialpolitische Aspekte eine Rolle: So 
wurde in Folge der Energiekrise nach dem Angriff Russ-
lands auf die Ukraine die existierende Ökosteuer auf Ben-
zin drei Monate lang ausgesetzt („Benzinpreisbremse“), ob-
wohl diese Maßnahme unter rein nachhaltigkeits- bzw. um-
weltpolitischen Gesichtspunkten kontraproduktiv war, denn 
steigende Preise sollen ja gerade den Konsumentinnen und 
Konsumenten Anreize setzen, weniger oft das Auto zu nut-
zen und Benzin einzusparen (DUH 2022). Ebenso werden bei 
steigenden Gaspreisen für den kommenden Winter 
2022/2023 soziale Abfederungen diskutiert, weil befürchtet 
wird, dass sozial Schwache sich dann keine Heizenergie 
mehr leisten können (BMF  2022). Bei diesen Beispielen 
spielt dann der kurzfristige soziale Nachhaltigkeitsaspekt 
eine größere Rolle als die mittel- und langfristigen ökologi-
schen Erfordernisse. 

Deutlich wird, dass die Politik hier oft Abwägungen vor-
nimmt und Prioritäten setzt, selbst, wenn die Nachhaltig-
keitsstrategie etwas Anderes aussagt. Zudem wiegt schwer, 
dass eine Strategie nicht verbindlich ist; sie ist eher als po-
litischer Handlungsrahmen anzusehen, den Politikerinnen 
und Politiker mal mehr, mal weniger wichtig nehmen kön-
nen. Entscheidend aus politikwissenschaftlicher Sicht ist 
daher weniger, was die freiwillig umzusetzende Agenda 2030 
in Verbindung mit der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
aussagt, sondern welche konkreten politischen Maßnahmen 
beschlossen werden, die mit einem Anspruch auf Verbind-
lichkeit nachhaltigkeitspolitische Ziele anvisieren. Hier hat 
es in Bezug auf das SDG 13 „Maßnahmen zum Klimaschutz“ 
in den letzten Jahren Fortschritte gegeben. Vor allem das 
2019 verabschiedete und 2021 aufgrund eines Bundesver-
fassungsgerichtsurteils noch einmal verschärfte Bundes-
klimaschutzgesetz ist hier zu nennen. In dessen Folge wur-
den klimapolitische Maßnahmen wie die Einführung eines 
CO2-Preises (Nationaler Emissionshandel) durchgesetzt (Bö-
cher et al. 2022) – allerdings wurde hier eine Verschiebung 
der Erhöhung des CO2-Preises vom 1. Januar 2023 auf den 
1. Januar 2024 beschlossen.  

Generell lässt sich festhalten, dass es vor allem die Klima-
politik ist, die den deutschen Nachhaltigkeitsdiskurs aus 
ökologischer Sicht prägt – andere Ziele wie der klassische 
Naturschutz oder der Schutz der Biodiversität innerhalb der 
Umsetzung der internationalen Biodiversitätskonvention 
geraten in die Defensive, etwa wenn aufgrund der völlig ver-
änderten energiepolitischen Situation massiv erneuerbare 
Energien in der Fläche ausgebaut werden sollen (Bölük-
basi 2021). 

Das weist auf einen wichtigen – politikwissenschaftlich ak-
tuell stark diskutierten – Aspekt hin: die Notwendigkeit ei-
ner stärkeren Integration verschiedener Politikfelder unter 
dem gemeinsamen Dach „Nachhaltigkeit“. Die Beispiele zei-
gen, dass nach wie vor Politik vor allem sektoral funktio-
niert. So folgten agrarpolitische Entscheidungen in der Ver-
gangenheit vor allem einer Produktions- und Wirtschafts-
logik, die bislang zu wenig ökologische oder nachhaltige 
Aspekte einbezog: Der Indikator „Stickstoffüberschuss“ ist 
nur ein Beleg dafür. In der Energiepolitik wurde zu lange auf 
den Import vermeintlich billigen (fossilen) Erdgases ge-
setzt – mit allen aktuell zu beobachtbaren Konsequenzen – 
während der Ausbau erneuerbarer Energien zu langsam 

vonstattenging und nun enorm beschleunigt werden soll. 
Verkehrspolitik wurde ebenfalls viel zu lange unter Priori-
sierung des motorisierten Individualverkehrs betrieben  – 
weniger unter einem übergreifenden, durch Nachhaltig-
keitsaspekte geleiteten Konzept (Bandelow et al. 2016). 

Die knappen Beispiele zeigen, dass Entscheidungen mit 
nachhaltigkeitspolitischer Konsequenz in ganz unterschied-
lichen Politikfeldern getroffen werden, ohne dabei immer 
miteinander abgestimmt oder hinsichtlich ihrer Konsequen-
zen, was das Erreichen der deutschen Nachhaltigkeitsziele 
angeht, bewertet zu werden. Eine konsequente Politikinte-
gration hinsichtlich einer übergeordneten, abgestimmten 
Nachhaltigkeitspolitik scheint noch in weiter Ferne zu lie-
gen. 

Ist Nachhaltigkeit ein Politikfeld?

Abschließend soll die Frage beantwortet werden, ob Nach-
haltigkeit nun ein eigenständiges Politikfeld in Deutschland 
darstellt. Nimmt man dafür die einfache Definition des Vor-
handenseins konkreter politischer Ressorts als Maßstab, 
fällt die Antwort leicht: Bislang gibt es kein spezifisches 
Nachhaltigkeitsministerium, vielmehr werden nachhaltig-
keitspolitische Entscheidungen, beispielsweise zum Um-
welt- und Klimaschutz oder zur Energieversorgung, in vie-
len verschiedenen Ministerien vorbereitet und vollzogen. 
Nichtsdestotrotz scheint sich im Laufe der letzten 30 Jahre 
durchaus zu Nachhaltigkeitsfragen eine „auf Dauer ange-
legte Konstellation sich aufeinander beziehender (politi-
scher, M. B.) Probleme, Akteure, Institutionen und Maßnah-
men“ (Böcher/Töller 2012: 4) gebildet zu haben: Wie aufge-
zeigt, gibt es Nachhaltigkeitsprobleme (auch wenn diese 
nach wie vor oft vor allem sektoral bearbeitet werden); es 
gibt Akteure, die sich mit Nachhaltigkeitsfragen beschäfti-
gen, wie etwa den Staatssekretärsausschuss oder den par-
lamentarischen Beirat nachhaltige Entwicklung. Relevante 
Institutionen, welche politikwissenschaftlich als „Regeln“ 
betrachtet werden, stellen die Agenda 2030 der Vereinten 
Nationen oder auch die Nachhaltigkeitsstrategie der Bun-
desregierung mit ihren Fortschreibungen dar. Obwohl ohne 
Verbindlichkeit, beeinflussen die SDGs durchaus die Nach-
haltigkeitspolitik in Deutschland. Als „Maßnahmen“ könnte 
das regelmäßige Monitoring zu den verschiedenen Nach-
haltigkeitszielen verstanden werden, aber natürlich auch 
viele Politikinstrumente aus anderen Politikfeldern, wie 
etwa der CO2-Preis. 

So interpretiert, weist Nachhaltigkeitspolitik durchaus Ei-
genschaften eines Politikfeldes auf, wenn es sich auch noch 
in der Entwicklung befindet. Die Politikwissenschaftlerin-
nen Kathrin Loer, Renate Reiter und Annette Elisabeth Töl-
ler sprechen hier von „politikfeldverdächtigen Konstellati-
onen“ (Loer/Reiter/Töller 2015). Im Falle von Nachhaltigkeit 
ist die Definition als ein bislang politikfeldübergreifender 
Politikbereich sinnvoll, der sich in Richtung eines eigen-
ständigen Politikfeldes entwickeln kann, aber nicht muss. 

Ausblick: Zukunft der 
Nachhaltigkeitspolitik in Deutschland

Der Blick auf die Nachhaltigkeitspolitik in Deutschland hat 
gezeigt, dass sich Nachhaltigkeit als Politikbereich in 
Deutschland vor allem im Zuge der Weltkonferenz von Rio 
de Janeiro 1992 entwickelte und Stück für Stück ein eigen-
ständiger Politikbereich, jedoch noch kein spezifisches Po-
litikfeld wurde. Wichtig ist, dass es im Zuge dieses Prozes-
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ses zu einer Kapazitätsbildung (Jänicke 1997) kam, das heißt 
mit der Einrichtung von Beratungsgremien wie dem Nach-
haltigkeitsrat oder konkreten Zuständigkeiten wie dem 
Green Cabinet bildete sich Stück für Stück so etwas wie eine 
nachhaltigkeitspolitische Infrastruktur. Diese Entwicklung 
ist jedoch noch lange nicht am Ende. Vor dem Hintergrund, 
dass es bis zum Zieljahr  2030 der SDGs nur noch wenige 
Jahre sind, ist es sicher nicht vermessen zu prophezeien, 
dass die Erreichung von Nachhaltigkeitszielen auch nach 
2030 auf der politischen Agenda stehen wird, insbesondere 
wenn Zwischenbilanzen wie die des Global Policy Forum 
der Umsetzung der Agenda 2030 weltweit ein „ambivalen-
tes Bild“ bescheinigen, das durch die Folgen der Corona-
Pandemie noch verschärft wird (Global Policy Forum 2020: 
6). In Deutschland besteht zum Beispiel hinsichtlich des 
SDG 13 „Maßnahmen zum Klimaschutz“ ohnehin ein weiter 
in die Zukunft reichendes Ziel deutscher Klimaneutralität 
bis 2045. 

Doch nach wie vor werden nachhaltigkeitsrelevante politi-
sche Entscheidungen in vielen Ressorts getroffen, und diese 
sind nicht immer kohärent oder aufeinander abgestimmt. 
Vielfach werden auch politische Entscheidungen entgegen 
nachhaltigkeits- oder klimapolitischer Notwendigkeit ge-
troffen. Die wichtigste Herausforderung für die weitere Ent-
wicklung der Nachhaltigkeitspolitik in Deutschland sind da-
her die ernsthafte Verwirklichung stärkerer Politikintegra-
tion und eine stärker verbindliche Ausgestaltung der 
deutschen Nachhaltigkeitspolitik mit ihren bislang noch zu 
sektoral umzusetzenden Teilzielen. Um dies zu erreichen, 
können Bürgerinnen und Bürger sowie die Zivilgesellschaft 
wichtige Treiber sein, wenn sie durch ihr Nachhaltigkeits-
engagement „der Politik auf die Sprünge helfen“. Der klima-
politische Aufschwung der vergangenen Jahre in Folge 
der Fridays for Future-Aktivitäten kann dabei als Beispiel 
dienen.

Die Europäische Union veröffentlicht regelmäßige Bestandsaufnahmen ihrer Fortschritte zu den SDGs, hier mit erhobenen Daten von 2015–
2020 bzw. 2016–2021.  © European Union, 1995-2022, CC BY 4.0 (ec.europa.eu/eurostat).
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Nachhaltigkeit in globaler Perspektive
Markus Lederer

Der Beitrag diskutiert die historische Entwicklung, die aktuelle Situation sowie mögliche zukünftige Pfade 
globaler Nachhaltigkeitspolitik. Seit gut fünfzig Jahren ist globale Nachhaltigkeit ein immer wichtiger wer-
dendes Thema internationaler Politik. Jedoch fällt die Gesamtbilanz der verschiedenen Konferenzen und 
Abkommen bestenfalls gemischt aus. Aus unterschiedlichen Gründen, welche mit unserem Streben und Ver-
ständnis von Wohlfahrt, aber auch mit Machtstrukturen auf nationaler und globaler Ebene zusammenhän-
gen, verletzen wir die planetaren Grenzen unserer Erde in immer stärkerem Ausmaß. Der Artikel von Markus 
Lederer argumentiert, dass die Debatte um Nachhaltigkeit politischer werden muss und entwickelt vier ab-
schließende Thesen, wie dies erfolgen könnte. Globale Nachhaltigkeit müsse stärker von einer begrenzten 
Anzahl von Staaten vorangebracht werden, neben dem gesellschaftlichen Druck brauche es vor allem einen 
Umbau staatlicher Institutionen, Technik muss radikalisiert und politisch betrachtet werden und auch wenn 
Verhaltensänderungen von Einzelnen helfen, so sind es doch institutionelle Strukturen, die umgebaut wer-
den müssen.

Die Idee der Nachhaltigkeit gibt es schon seit dem Mittel-
alter, sie wurde jedoch nicht global gedacht oder gestaltet, 
denn lange Zeit ging es um die Erhaltung von Ökosystemen 
für lokale oder bestenfalls regionale Gemeinschaften. Ziel 
des Nachhaltigkeitsgedankens war, dass kommende Gene-
rationen den lokalen Wald, den angrenzenden See oder die 
in einem Dorf vorhandene Weide auch in Zukunft nutzen 
können. So säte die Stadt Nürnberg bereits im 14. Jahrhun-
dert Nadelhölzer und schaffte somit den Nürnberger 
Reichswald, welcher die Stadt über Jahrhunderte mit Holz 
versorgte. Nachhaltigkeitspolitik hat also eine lange Ge-
schichte, die globalen Aspekte sind aber neueren Datums 
und für viele ist globale Nachhaltigkeitspolitik zum wich-
tigsten Thema des 21. Jahrhunderts geworden (beispielhaft 
Biermann 2020). Doch wie entwickelte sich globale Nach-
haltigkeitspolitik? Und warum ist – bei allen positiven Ent-
wicklungen  – globale Nachhaltigkeit so schwer durch-
zusetzen? Was muss letztendlich passieren, damit die Idee 
doch verwirklicht werden kann? Diese Fragen nach der 
Vergangenheit, der Gegenwart und einer möglichen Zu-
kunft globaler Nachhaltigkeit werden im Folgenden disku-
tiert.

Die Entwicklung globaler 
Nachhaltigkeitspolitik

Globale Nachhaltigkeitspolitik beginnt Anfang der 
1970er Jahre, vor also gerade mal 50 Jahren (einen guten 
Überblick über die allgemeine historische Entwicklung bie-
ten u. a. Haedrick 2021; Kupper 2021).1 In den 1960er Jahren 
hatten Umweltbewegungen in verschiedenen Teilen der 
Welt, vor allem aber in den USA, die Aufmerksamkeit der na-
tionalen Regierungen auf die Ausbeutung der natürlichen 
Ressourcen und die damit einhergehende Umweltver-
schmutzung gelenkt. Auch wissenschaftliche Erkenntnisse 
spielten eine große Rolle. Zum Beispiel sprach der 1972 vom 
Club of Rome veröffentlichte Bericht von den „Grenzen des 
Wachstums“ und argumentierte, dass die industrielle Aus-
beutung der Natur nicht nachhaltig wäre (Meadows et 
al. 1972). Die konkreten Vorhersagen trafen so nicht ein, aber 
die Debatte, dass Nachhaltigkeit ein Thema für die Zukunft 
der gesamten Menschheit sei, war in der Welt.

Der Druck der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft wurde 
von den Regierungen aufgegriffen und 1972 fand in Stock-
holm die Konferenz der Vereinten Nationen über die Um-
welt des Menschen statt, an welcher 113 Mitgliedsstaaten 
der Vereinten Nationen (VN) teilnahmen. Sowohl die Vor-
bereitung der Konferenz als auch der eigentliche Ablauf 
wurde von einem starken Nord-Süd-Konflikt geprägt. Die 
Staaten des Globalen Südens befürchteten  – ähnlich wie 
heute  –, dass die Gesellschaften des Globalen Nordens 
Nachhaltigkeit zu Lasten des wirtschaftlichen Aufschwungs 
der Entwicklungsländer einführen wollten. Die in Stockholm 
diskutierte Idee, eine umfassende umweltpolitische Welt-
ordnung zu initialisieren, schlug somit erst mal fehl und der 
Erfolg der Konferenz fiel bescheiden aus, bestand er doch 
vornehmlich aus der Gründung des – auch heute noch be-
stehenden – Umweltprogramms UNEP (United Nations En-
vironment Programme).

Verschiedene Umweltkatastrophen in den 1980er  Jahren 
(Bhopal in Indien 1984, Tschernobyl 1986, Havarie der Exxon 
Valdez 1989) heizten die Debatte um die Notwendigkeit ak-
tiver, die nationalen Grenzen überschreitender Umweltpo-
litik weiter an. Immer mehr wurde deutlich, dass die nun 
auch global stattfindende Industrialisierung nicht nachhal-
tig sein würde. Regierungen initiierten erste regionale Um-
weltschutzabkommen, wie zum Beispiel das Abkommen 
zum Schutz der Nordsee aus dem Jahr 1972 oder das Barce-
lona Abkommen zum Schutz des Mittelmeers von 1976. Ab 
den späten 1970er Jahren wurden dann auch globale Prob-
leme stärker international reguliert und Verträge zur Ver-
meidung von weiträumiger und grenzüberschreitender Luft-
verschmutzung von 1979, zum Schutz der Antarktis von 1991 
sowie das Montrealer Abkommen zum Schutz der Ozon-
schicht aus dem Jahr 1987 auf den Weg gebracht. Insbeson-
dere das Ozonregime gilt allgemein als die Erfolgsstory. In 
diesem Vertrag wurden zum einen sukzessive strengere Re-
geln erlassen, welche ozonschädigende Stoffe nicht mehr 
genutzt werden dürfen; zum anderen wurde der Kreis der 
Adressaten ausgeweitet, so dass heute 198 Vertragsstaaten 
das Abkommen ratifiziert haben und dafür sorgen, dass die 
Ozonschicht sich langsam wieder regeneriert. Globale Nach-
haltigkeitspolitik konnte also erste Erfolge aufweisen; eine 
starke Institutionalisierung auf internationaler Ebene, wel-
che eine Durchsetzung der Abkommen beschleunigen 
könnte, fand jedoch nicht statt. 
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Mit dem Ende des Kalten Krieges kam die Hoffnung auf, 
dass globale Nachhaltigkeit ein zentrales Thema der inter-
nationalen Politik werden würde. Dies zeigt sich zum Bei-
spiel bei der Konferenz der Vereinten Nationen über Um-
welt und Entwicklung, welche 1992 in Rio de Janeiro statt-
fand und als sogenannter „Erdgipfel“ aus mehreren Gründen 
bedeutsam wurde: Erstens markiert die Konferenz einen 
ersten Höhepunkt gesellschaftlicher und staatlicher Wahr-
nehmung für globale Nachhaltigkeitspolitik. Nie zuvor 
wurde das Thema von mehr Menschen wahrgenommen und 
bis zu diesem Zeitpunkt waren nie so viele Regierungen auf 
höchster Ebene mit Nachhaltigkeitsthemen beschäftigt. 
Zweitens repräsentiert die Konferenz den Versuch, Nach-
haltigkeit mit wirtschaftlicher Entwicklung zu versöhnen, 
welches im Prinzip der „Nachhaltigen Entwicklung“ seinen 
Ausdruck fand. Bereits 1987 prägte die Brundtland-Kommis-
sion den Begriff (WCED 1987), aber erst mit dem Erdgipfel 
von Rio hatte das Prinzip offiziell Einzug in die internatio-
nale Politik gehalten und konnte zumindest vorübergehend 
den Nord-Süd-Konflikt überbrücken. Drittens war Rio ein 
Symbol für eine neue Form der Kooperation mit nichtstaat-
lichen Akteuren, da dies die erste UN-Konferenz war, bei 
welcher über 25.000 Vertreter und Vertreterinnen von Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs), der Wirtschaft und der 
Medien zugegen waren. Schließlich kam es zu Abkommen 
wie der Agenda 21, einem relativ vagen und ohne Zeitpläne 
versehenen Aktionsplan für nachhaltige Entwicklung. Aber 
auch die heute noch gültige Klimarahmenkonvention, die 
Konvention zum Schutz der Biodiversität, die sogenannte 
Wüstenkonvention, sowie ein legally non-binding statement 

zum Schutz der Tropenwälder wurden in Rio auf den Weg 
gebracht. Kritikerinnen und Kritiker hinterfragten jedoch 
bereits damals, ob den vielen Verträgen und Abkommen 
auch Taten folgen würden.

Die Folgekonferenzen von Johannesburg 2002 und Rio+20 
in 2012 gaben den Skeptikern recht, denn weder substanti-
ell noch von ihrer öffentlichen Wahrnehmung konnten 
diese Megaevents an den Erdgipfel von Rio anschließen. In 
Johannesburg dominierte vor allem die Frage nach der Ein-
beziehung des Privatsektors und inwieweit Partnerschaf-
ten von nichtstaatlichen und staatlichen Akteuren nach-
haltigen Umweltschutz gemeinsam gestalten könnten. 
Auch wenn hier viele Initiativen zu einzelnen positiven Ver-
änderungen führten, so zeigte sich doch, dass globale Um-
weltprobleme durch solch primär technisch ausgerichtete 
Partnerschaften nicht gelöst werden können. Auf der Rio+20 
Konferenz in 2012 wurden die Themen Green Economy 
(Grüne Wirtschaft) sowie der Umbau von UNEP zu einer 
Weltumweltorganisation debattiert, was der globalen Nach-
haltigkeitspolitik ein stärkeres institutionelles Zuhause ge-
geben hätte. Gemessen an den an sie gesetzten Erwartun-
gen waren die Ergebnisse auch dieser Konferenz jedoch 
eher enttäuschend. Globale Politik wurde von dem „Krieg 
gegen den Terror“ oder dem Aufstieg Chinas beherrscht; glo-
bale Nachhaltigkeit wurde gepredigt, aber nicht gelebt.

In den letzten zehn Jahren schlug das Pendel wieder ein 
wenig Richtung Hoffnung und die globale Nachhaltigkeits-
politik zeigte Dynamiken, welche so am Anfang des 21. Jahr-

Er gilt als der bis dahin schlimmste Industrieunfall: Am 3. Dezember 1984 entwichen aus einer Pestizidfabrik im indischen Bhopal 42 Ton-
nen Methylisocyanat. Durch das Gas starben tausende Menschen innerhalb kurzer Zeit, bis heute leiden Hunderttausende unter den Spätfol-
gen. Kurz nach der Katastrophe versuchten Sicherheitskräfte mit einem Zaun, der ständig gewässert wurde, das weitere Ausströmen des Ga-
ses zu verhindern. © picture alliance | EPA
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hunderts nicht erwartet worden wären. Die erfolgreiche Or-
ganisation globaler Umweltkonferenzen, insbesondere der 
Pariser Klimakonferenz von 2015, bewies, dass die Staaten-
gemeinschaft neue und kreative Wege zur Lösung gehen 
kann. Das Pariser Abkommen verpflichtet alle Staaten dazu, 
einen Beitrag zum Schutz des Klimas zu leisten und könnte 
der Einstieg in eine dekarbonisierte Welt werden. Die Re-
geln des Pariser Abkommens sind so gefasst, dass viele 
wichtige Entscheidungen auf Ebene des Nationalstaates ge-
troffen werden müssen (Falkner 2016). Es steht damit für die 
Einsicht, dass effektive Zusammenarbeit nur über eine Stär-
kung der nationalstaatlichen Ebene erreicht werden kann. 
Dies führt unweigerlich zu einer Politisierung von Nachhal-
tigkeit und zu lebhaften, teilweise auch populistischen An-
sätzen wie der Ausstieg der USA aus dem Pariser Abkom-
men unter US-Präsident Donald Trump. 

Ebenfalls im Jahr 2015 verabschiedete die Weltgemeinschaft 
die 17 Nachhaltigen Entwicklungsziele (meist als Sustaina-
ble Development Goals, SDGs, bezeichnet). Die SDGs ver-
pflichten die Staaten, nachhaltige Politik einzuführen. Und 
während es im Pariser Klimaabkommens eher darum ging, 
dass der Globale Süden überzeugt werden musste, verbind-
liche Emissionsreduzierungen zu akzeptieren, so sind die 
SDGs auch für die Gesellschaften des Nordens verbindlich 
festgeschrieben und stellen Regierungen in unseren Brei-
tengraden vor große Herausforderungen. Darüber hinaus 

sind die Ziele mit einer Vielzahl von Indikatoren versehen 
und damit sind Erfolge oder eben Misserfolge in der globa-
len Nachhaltigkeitspolitik messbar und überprüfbar gewor-
den (so zum Beispiel in United Nations 2022). Die bisherige 
Bilanz fällt gemischt aus, denn während einige Ziele, wie 
zum Beispiel die Bereitstellung hochwertiger Bildung (Ziel 4) 
oder – zumindest bis zum Ausbruch der Corona-Pandemie – 
auch die Verringerung von Armut (Ziel 1), große Fortschritte 
aufzeigten, so blieben insbesondere die Ziele, welche ökolo-
gische Komponenten enthalten, weit hinter den Ansprüchen 
zurück und die Indikatoren haben sich oftmals sogar ver-
schlechtert (so bei den Zielen 13, 14 und 15 zu Klima, Wasser 
und Land). 

Schließlich beobachten wir in den letzten Jahren ein laut-
starkes Auftreten der Zivilgesellschaft, insbesondere im 
Kontext der Fridays for Future-Bewegung (Marquardt 2020). 
Aber auch viele andere Organisationen von Firmen zu Ge-
nossenschaften hin zu Städten oder Regionen fördern glo-
bale Nachhaltigkeit und fordern eine aktivere Politik. Diese 
Akteursvielfalt zeigt, dass das Thema kein Nischendasein 
mehr fristet und in vielen Weltteilen verschiedenste Grup-
pen sich aktiv in die Gestaltung einbringen möchten. Deut-
lich wird hierbei aber auch, dass die offizielle Politik als un-
zureichend bewertet wird. 

Die Bilanz der globalen Nachhaltigkeitspolitik kann also 
bestenfalls als gemischt beschrieben werden: Auf der Ha-
benseite konnten die beschriebenen Entwicklungen dazu 
beitragen, dass verschiedene lokale oder nationale Nach-
haltigkeitsprobleme, insbesondere in den Industriestaaten, 
gelöst wurden. Beispielhaft gilt dies für den über die Jahr-
zehnte stark verbesserten Zustand vieler Flüsse in Deutsch-
land oder dem wachsenden Anteil von Waldflächen in Skan-
dinavien. Mit dem sich wieder schließenden Ozonloch 
wurde sogar ein globales Problem erfolgreich und nachhal-
tig entschärft. Ferner haben wir mit dem Paris Abkommen, 
aber auch mit der der Unterzeichnung des Nagoya-Proto-
kolls und der Verabschiedung der sogenannten Aichi-Bio-
diversitäts-Ziele2 politische Willensbekundungen, dass glo-
bale Probleme wie der Klimawandel und das Artensterben 
kooperativ angegangen werden sollen. Mit den SDGs haben 
wir schließlich einen verbindlichen Katalog, wie die globale 
Gemeinschaft, aber auch jede und jeder von uns, Nachhal-
tigkeit leben sollte. Es gibt somit ein sehr hohes Bewusst-
sein für Nachhaltigkeit, verschiedenste Akteure artikulie-
ren ihre Positionen und materielle sowie ideelle Konflikte 
werden deutlich. 

Wirkung im Sinne einer effektiven Problemlösung ist ins-
gesamt jedoch nur in Ansätzen vorhanden und für die meis-
ten Beobachterinnen und Beobachter dominieren die Schat-
tenseiten. Der Zustand des Klimas und der globalen Biodi-
versität verschlechtern sich rapide und in immer mehr 
Bereichen zeigt die Wissenschaft, dass wir die planetaren 
Grenzen des Planeten überschreiten.3 Beispielhaft kann dies 
auch an dem immer früher stattfindende Earth Overshoot 
Day festgemacht werden. Dieser bezeichnet den Zeitpunkt, 
an welchem wir alle in einem Jahr nachwachsenden biolo-
gischen Ressourcen verbraucht haben. Während Anfang der 
1970er Jahre der Earth Overshoot Day für den Gesamtpla-
neten noch im Dezember lag, so war er zu Anfang des Mill-
enniums schon im September und im Jahr 2022 war es der 
28.  Juli  – wobei die Differenzen zwischen den einzelnen 
Staaten teils enorm sind (spannende Details auf https://
www.overshootday.org/). Global gesehen verbrauchen wir 
aktuell 1,75 Erden pro Jahr und es stellt sich die Frage, wa-
rum die globale Nachhaltigkeitspolitik nicht erfolgreicher 
war bzw. ist?

Im September 2015 warben die Vereinten Nationen an ihrem Sitz in 
New York für die 17 Sustainable Development Goals (SDGs), die im 
April des Jahres offiziell vorgestellt wurden. 
 © picture alliance / dpa
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Die Schwierigkeiten globaler 
Nachhaltigkeitspolitik

In der öffentlichen Diskussion werden immer wieder Pa-
tentrezepte gegen das Artensterben oder den Klimawandel 
vorgebracht und Klimapolitik wird immer stärker ein Spiel-
feld rechter, aber auch linker Populisten (Marquardt/Lede-
rer 2022). Die fünf Jahrzehnte globaler Nachhaltigkeitspoli-
tik haben uns jedoch gezeigt, dass es verschiedene Gründe 
gibt, warum die entstandenen Probleme hochkomplex sind 
und aller Voraussicht nach nicht einfach zu lösen sein wer-
den. In diesem Abschnitt werden die wichtigsten kurz be-
leuchtet.

Relativ banal, aber nicht zu unterschätzen ist, dass die im-
mensen Schäden, welche wir den verschiedenen Ökosyste-
men zugefügt haben, die Folge einer äußerst erfolgreichen 
ökonomischen Entwicklung sind. Insbesondere seit dem 
Ende des zweiten Weltkrieges können wir von einer great 
acceleration des Ressourcenverbrauchs sprechen (Steffen 
et al. 2015). Diese materielle Beschleunigung führte zu ei-
nem hohen Wohlstand, erst in den Industriestaaten und nun 
auch in den meisten Schwellen- und einigen Entwicklungs-
ländern. Nie ging es mehr Menschen in absoluten Zahlen – 
oder relativ gesehen einem größeren Anteil der Mensch-
heit – ökonomisch, aber auch gesundheitlich besser als am 
Anfang des 21. Jahrhunderts (Maddison 2007). Wachstum 
alleine schafft zwar keine Gerechtigkeit oder gar Freiheit, 
aber ohne Wachstum ist es sehr viel schwieriger, eine frei-
ere und gerechtere Gesellschaft zu entwickeln oder zu er-
halten. Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen, aber 
auch viele Menschen aus der Praxis, ringen darum, wie nun 
entweder Wachstum von Ressourcenverbrauch entkoppelt 

werden könnte, und wir zumindest in weiten Teilen eine Art 
Kreislaufwirtschaft mit geringen negativen Auswirkungen 
schaffen, oder eben, ob nicht doch das Wachstumspara-
digma in Frage gestellt werden muss (s. dazu den Beitrag 
von Michael von Hauff in diesem Heft). Globale Nachhaltig-
keitsprobleme sind daher nicht einfach nur Umweltprob-
leme, welche irgendwie technisch gelöst werde können. 
Vielmehr erfordert globale Nachhaltigkeit eine Neukonzep-
tion unseres Wohlstands und damit auch unserer gesell-
schaftlichen Grundlagen.

Nachhaltigkeit ist ein politisches Projekt, welches zu Kon-
flikten führt und in diesen Konflikten spielen die Macht und 
die Interessen Einzelner oder organisierter Gruppen eine 
dominierende Rolle. Individuell, aber auch kollektiv, profi-
tieren zum Beispiel die Menschen des Globalen Nordens 
überproportional vom Wachstum der Weltwirtschaft und der 
damit einhergehenden Umweltzerstörung. Die Politologen 
Ulrich Brandt und Markus Wissen sprechen daher zu Recht 
von einer „imperialen Lebensweise“, welche der Globale Nor-
den auf Kosten der Menschen des Globalen Südens lebe 
(Brand/Wissen 2017). Immer mehr gehören zu dieser Kon-
sumelite, aber auch die Mittel- und Oberschichten in den 
Schwellenländern: So ist der CO2-Abdruck einer durch-
schnittlichen Chinesin inzwischen höher als derjenige ei-
nes Durchschnittseuropäers und die Welt lässt sich nicht 
mehr so einfach in Süd und Nord aufteilen (Fuhr 2021). Deut-
lich wird die Vermachtung von Nachhaltigkeit auch dann, 
wenn Unternehmen und Lobbygruppen ins Blickfeld gera-
ten. Einzelne Firmen des fossilen Zeitalters – Exxon Mobil, 
ein Mineralölkonzern, als Paradebeispiel – haben alles in 
ihrer Macht Stehende getan und tun es teils noch, dass Pro-
bleme wie der Klimawandel und das globale Artensterben 

Im Herbst 2019 führte die Staatsanwaltschaft New York einen Prozess gegen Exxon Mobil. Sie warf dem Konzern vor, Investoren bewusst 
über die Folgen des Klimawandels getäuscht zu haben. Während des Prozesses protestierten Klimaschützer vor dem Gerichtsgebäude. 
Exxon Mobil gewann den Prozess; in seinem Urteilsspruch betonte der zuständige Richter jedoch, dass er allein im Sinne des Wertpapierge-
setzes entschieden habe, er den Konzern damit aber nicht von der Mitverantwortung für klimaschädliche Emissionen freispricht. 
 © picture alliance/EPA-EFE | JUSTIN LANE
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entweder geleugnet oder progressive Änderungen zumin-
dest verschleppt werden. Mit gesellschaftlichen Gruppie-
rungen wie Fridays for Future, Ende Gelände, Letzte Gene-
ration oder Extinction Rebellion entsteht jedoch eine Ge-
genmacht, wobei es offen ist, welche Perspektive sich auf 
Dauer durchsetzt. Globale Nachhaltigkeit ist somit ein 
Thema, um welches unterschiedliche gesellschaftliche und 
politische Kräfte immer vehementer ringen, denn klar ist, 
dass es nicht zu einfachen win-win-Situationen kommen 
wird.

Internationale Politik ist zu einem großen Teil immer noch 
die Politik zwischen Staaten. Auch in der Umwelt- und Kli-
mapolitik zeigen sich die hier auftretenden Machtunter-
schiede deutlich und führen dazu, dass globale Nachhaltig-
keitspolitik nicht erfolgreich umgesetzt wird. Interessan-
terweise haben sich die Positionen über Zeit gewandelt. 
Während die USA in den 1970er Jahren noch eine progres-
sive Kraft darstellten und ohne sie in den 1980er Jahren das 
Ozonabkommen nicht zu Stande gekommen wäre, so wur-
den verschiedene US-Regierungen seit den 1990er Jahren 
immer mehr zu einer obstruktiven Kraft mit einem trauri-
gen Höhepunkt unter US-Präsident Donald Trump. Die Bun-
desrepublik oder auch die EU haben den umgekehrten Weg 
eingeschlagen und können heute zumindest in Ansätzen 
als Vorreiter bezeichnet werden. Schwellenländer wie China 
und Indien haben eine ambivalente Rolle, denn zum einen 
nehmen beide Länder die Probleme globaler Nachhaltig-
keitspolitik wahr und tätigen hohe Investitionen, zum Bei-
spiel in erneuerbare Energien. Zum anderen zeigen sich 
beide Staaten auch immer wieder als Bremser internatio-
naler Abkommen und schieben alle Verantwortung von 
sich – was gerade im Fall Chinas immer unglaubwürdiger 
wird. Eindeutig ist jedoch, dass globale Nachhaltigkeit heute 
nur im Zusammenspiel mit den wichtigsten Akteuren des 
Globalen Südens erfolgreich sein kann.

Lange Zeit ging man davon aus, dass internationale Nach-
haltigkeit die Charakteristika eines Kollektivguts habe. Dies 
heißt positive Wirkungen können nur gemeinsam erbracht 
werden, jedoch haben alle Akteure einen hohen Anreiz, ei-
nen möglichst geringen Anteil zur Zielerreichung beizutra-
gen (klassisch Hardin 1968). Anders ausgedrückt, (globale) 
Nachhaltigkeit hat ein Trittbrettfahrerproblem. Interessan-
terweise zeigen neuere Studien, dass die Metapher des Tritt-
brettfahrers möglicherweise überzogen ist, denn da Nach-
haltigkeitspolitik auch viele positive Effekte generiert, kann 
es gerade im Bereich des Klimaschutzes durchaus hohe öko-
nomische Anreize geben, den ersten Schritt zu gehen. Zum 
Beispiel hat der Ausbau erneuerbarer Energien und die da-
mit gewünschte Dekarbonisierung der Energieversorgung 
so viele Vorteile – man denke an den Export von Technolo-
gien – dass es sich für einen Staat lohnt, hier hohe Investi-
tionskosten zu tragen und internationale Zusammenarbeit 
in diesem Bereich zu forcieren. Thomas Hale spricht von ei-
ner katalytische Form der Kooperation, welche zu einer im-
mer stärkeren Nachhaltigkeitspolitik führen könnte (Hale 
2020). Globale Nachhaltigkeitspolitik darf daher gerade auf 
globaler Ebene nicht als Nullsummenspiel gedacht werden, 
sondern wir müssen kreativ darüber nachdenken, wie ef-
fektive Lösungen bereitgestellt werden können.

Wege aus der Krise?

Was folgt aus der Beobachtung, dass globale Nachhaltigkeit 
politisch zu denken ist, Machtfragen inkludiert werden soll-
ten und wir nach neuen kreativen Lösungen suchen müs-
sen? Die folgenden vier Thesen bieten eine erste Antwort 

und können hoffentlich als Grundlage zur weiteren Diskus-
sion dienen:

Erstens, globale Nachhaltigkeit braucht internationale Ko-
operation, aber globale Zusammenarbeit darf kein Selbst-
zweck sein. Das noch vorherrschende Paradigma der globa-
len Nachhaltigkeitspolitik ist, dass die Staaten nur gemein-
sam und kooperativ einen Weg aus der Krise finden. Gerade 
deutsche Regierungen betonen immer wieder die Wichtig-
keit multilateraler Foren und zeigen sich als aktive Spieler 
auf internationalen Umwelt- und Klimakonferenzen. Ange-
sichts des oben beschriebenen Status quo ist dieses Fest-
halten an globaler Zusammenarbeit gleichzeitig wün-
schenswert, aber auch gefährlich. Wünschenswert ist es, da 
nur so Ressourcen und Kapazitäten in den vor allem schwä-
cheren Staaten dieser Welt zur Verfügung gestellt werden 
und da internationale Konferenzen die Aufmerksamkeit für 
bestimmte Themen bündeln. Gefährlich kann es werden, da 
die Fokussierung auf internationale Abkommen und Ver-
träge davon ablenkt, dass deren Umsetzung in viel zu vie-
len Fällen scheitert oder zumindest nicht die wirklichen 
Probleme löst. Nicht umsonst werden gerade in der Klima-
politik daher immer mehr sogenannte Clublösungen disku-
tiert, welche die wichtigsten, aber eben nicht alle Spieler zu-
sammenbringen und damit Probleme effektiver angehen 
könnten.

Zweitens, gesellschaftlicher Druck ist wichtig, aber ohne 
staatliches Handeln wird es keine erfolgreiche globale Nach-
haltigkeitspolitik geben. Während lange Zeit Regierungen 
als Problemverursacher oder bestenfalls als Adressat zivil-
gesellschaftlicher Forderungen galten, so wird heute immer 
stärker anerkannt, dass staatliche Institutionen eine im-
mense Gestaltungskraft haben und diese für globale Nach-
haltigkeitspolitik mobilisiert werden muss. So wie sich im 
19. und 20. Jahrhundert in vielen Teilen der Welt Wohlfahrts-
staaten herausbildeten, welche zumindest in Ansätzen die 
schlimmsten Auswirkungen kapitalistischer Dynamiken 
einhegten, so müssten diese nun durch eine ökologische 
Komponente ergänzt und Staaten nachhaltige Akteure wer-
den. Die Einführung von Preisen auf ökologische Kosten, 
insbesondere CO2-Steuern oder nationale Emissionshan-
delssysteme, werden immer wieder als eine solche Tendenz 
beschrieben, denn die Steuerung durch marktwirtschaft-
liche Instrumente braucht einen starken Staat. Nur durch 
staatliches Eingreifen können die negativen Externalitäten 
unseres Wirtschaftens in die Preise ökonomischen Handels 
eingespeist werden und dies kann zu mehr Effizienz und 
weniger Ressourcenverbrauch führen. Dies wird nicht alle 
Probleme globaler Nachhaltigkeit lösen, aber der „Weg durch 
die (staatlichen) Institutionen“ und der Einsatz marktwirt-
schaftlicher Instrumente funktioniert nicht nur relativ 
schnell, sondern ist meist auch umfassend und politisch 
durchsetzbar. 

Drittens, technologischer Wandel muss radikalisiert und po-
litisiert werden. Weitgehend unbestritten ist, dass globale 
Nachhaltigkeit nicht nur durch Verhaltensänderung Einzel-
ner, sondern auch durch neue Techniken ermöglicht wer-
den muss. Zum Beispiel sollten wir alle, wo auch immer 
möglich, stromsparen, aber eben auch massiv den Ausbau 
erneuerbarer Energien vorantreiben. Ebenso können viele 
Technologien im Bereich der Luftreinhaltung oder der Was-
serbewirtschaftung zu einer Stabilisierung von Ökosyste-
men beigetragen. Große Hoffnung werden aktuell in die 
Möglichkeiten der Digitalisierung oder von Künstlicher In-
telligenz (KI) gesetzt (WBGU 2019). Mehr Technik und bes-
sere Information lösen aber per se kein Problem und zum 
Teil werden auch neue negative Folgen kreiert. Erneuerbare 
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Energien führen zum Beispiel zu neuen geopolitischen Ab-
hängigkeiten im Bereich kritischer Mineralien, digitale In-
frastrukturen erhöhen den Energiebedarf und so manch 
technologisch mögliche Einsparung wird durch mehr Kon-
sum zunichtegemacht (Stichwort rebound effect). Ebenso 
sollten großtechnische Lösungen wie zum Beispiel die Ein-
führung von Techniken des Climate Engineering aufmerk-
sam, aber auch mit einer gewissen Skepsis betrachtet wer-
den. Globale Nachhaltigkeit braucht neue Techniken, aber 
ebenso die Diskussion über ihre Vor- und Nachteile. 

Viertens, individuelle Verhaltensänderungen sind wichtig, 
aber Strukturwandel ist der Schlüssel für eine erfolgreiche 
Gestaltung globaler Nachhaltigkeit. Viele Nichtregierungs-
organisationen, aber auch Nachhaltigkeitsforscher und -for-
scherinnen plädieren für einen gesellschaftlichen Wandel 
und setzen Hoffnung auf ein Umdenken insbesondere der 
jungen Generation. So argumentiert zum Beispiel der Sie-
gener Umweltökonom Niko Paech für eine neue Beschei-
denheit bzw. eine Suffizienzwirtschaft (so zum Beispiel in 
Folkers/Paech 2020). Zivilgesellschaftliche Gruppen nutzen 
oftmals die Technik des naming-and-shaming, um Verhal-

tensänderungen im Konsum, aber auch bei Fragen der Mo-
bilität zu initiieren. Kirchliche Führer – voran Papst Fran-
ziskus 2015 in seiner Schrift Laudato Si – fordern eine in-
nere Umkehr und eine geistige Wende. Indigene Gruppen 
argumentieren, dass ihre Kosmologien Nachhaltigkeitsge-
danken schon lange inkorporiert hätten und ihr Verständ-
nis von Natur Nachhaltigkeit auch global befördern würde. 
All diese Vorschläge haben gemeinsam, dass sie zwar für 
Individuen oder einzelne Gruppen sehr gut funktionieren 
können, es jedoch aktuell wenig Hoffnung gibt, dass sie sich 
in ganzen Gesellschaften oder auf globaler Ebene durchset-
zen. Und selbst wenn sie es täten – die Reduktion des indi-
viduellen Fleischkonsums könnte ein solcher Trend sein –, 
so werden sie alleine nur begrenzt Wirkung entfalten und 
dies auch nur langfristig.

Veränderungen, welche in der gebotenen Zeit und auf Dauer 
globale Nachhaltigkeit verankern, also eine grüne Transfor-
mation hervorbringen, müssen daher die Institutionen von 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft verändern und neue 
nachhaltige Strukturen schaffen. Globale Nachhaltigkeit 
wird damit zu dem politischen Projekt unserer Zeit.

Neue Technologien, gerade auch im Bereich erneuerbare Energien, können die Ermöglichung von Nachhaltigkeit weiter vorantreiben. 
 © Adobe Stock | ImagESine
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Anmerkungen
1   Die folgenden Ausführungen folgen Lederer (2022).
2   Benannt wurden die Biodiversitäts-Ziele (Aichi Biodiversity Targets) 

nach der japanischen Präfektur Aichi, in der in Nagoya im Jahr 2010 die 
10. UN-Biodiversitätskonferenz tagte.

3   https://www.stockholmresilience.org/research/planetary-boundaries.
html.

https://www.stockholmresilience.org/research/planetary-boundaries.html.


184 Heft 4 | 2022

LITERATUR
 ⮊ Biermann, Frank (2020): The Future of ‘Environmental’ Po-
licy in the Anthropocene: Time for a Paradigm Shift. In: 
Environmental Politics 30, Heft 1–2/2020, S. 1–20.

 ⮊ Brand, Ulrich/Wissen, Markus (2017): Imperiale Lebens-
weise. Zur Ausbeutung von Mensch und Natur im globalen 
Kapitalismus. München.

 ⮊ Falkner, Robert (2016): The Paris Agreement and the New 
Logic of International Climate Politics. In: International 
 Affairs 92, Heft 5/2016, S. 1107–1125.

 ⮊ Folkers, Manfred/Paech, Niko (2020): All you need is less: 
Eine Kultur des Genug aus ökonomischer und buddhisti-
scher Sicht. München.

 ⮊ Fuhr, Harald (2021): The Rise of the Global South and the 
Rise in Carbon Emissions. In: Third World Quarterly 42, 
Heft 11/2021, S. 2724–2746.

 ⮊ Haedrick, Daniel R. (2021): Macht euch die Erde untertan. 
Die Umweltgeschichte des Anthropozäns. Darmstadt.

 ⮊ Hale, Thomas (2020): Catalytic Cooperation. In: Global En-
vironmental Politics 20, Heft 4/2020, S. 73–98.

 ⮊ Hardin, Garett (1968): Tragedy of the Commons. In: Sci-
ence 162, Heft 3859/1968, S. 1243–1248.

 ⮊ Kupper, Patrick (2021): Umweltgeschichte. Göttingen.

 ⮊ Lederer, Markus (2022): Umwelt und internationale Politik. 
In: Sauer, Frank/von Hauff, Luba/Masala, Carlo (Hrsg.): 

Handbuch Internationale Beziehungen. Wiesbaden, 
S. 1–24.

 ⮊ Maddison, Angus (2007): The World Economy. A Millennial 
Perspective. New Dehli.

 ⮊ Marquardt, Jens (2020): Fridays for Future’s Disruptive Po-
tential: An Inconvenient Youth Between Moderate and Ra-
dical Ideas. In: Frontiers in Communication 48, Heft 5/2020, 
S. 1–18.

 ⮊ Marquardt, Jens/Lederer, Markus (2022): Politicizing Cli-
mate Change in Times of Populism: an Introduction. In: 
Environmental Politics 31, Heft 5/2022, S. 1–20.

 ⮊ Meadows, Donnella H./Meadows, Dennis L./Randers, Jor-
gen/Behrens, William W. I. (1972): The Limits to Growth. 
New York, NY.

 ⮊ Steffen, Will/Broadgate, Wendy/Deutsch, Lisa/Gaffney, 
Owen/Ludwig, Cornelia (2015): The Trajectory of the An-
thropocene: The Great Acceleration. In: The Anthropocene 
Review 2, Heft 1/2015, S. 81–98.

 ⮊ United Nations (2022). The Sustainable Development Goals 
Report 2022. New York, NY, United Nations.

 ⮊ Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen (WBGU) (2019): Unsere gemein-
same digitale Zukunft. Berlin.

 ⮊ World Commission on Environment and Development 
(WECD) (1987): Our Common Future. New York. URL: 
https://sustainabledevelopment.un.org/content/docu-
ments/5987our-common-future.pdf [04.10.2022].

46
–2

02
1

Bestellungen, Zusatzmaterial, 
Learning Apps und Videos ausschließlich 
unter: www.lpb-bw.de/machs-klar.html

Werte (in) der Demokratie – 
Ideale und Probleme

C
op

yr
ig

ht
: G

er
ha

rd
 M

es
te

r 
20

21

Werte (in) der Demokratie – Werte (in) der Demokratie – 
Ideale und ProblemeIdeale und Probleme

47
–2

02
1

N
eu

au
fl

ag
e

Bestellungen, Zusatzmaterial, 
Learning Apps und Videos ausschließlich 
unter: www.lpb-bw.de/machs-klar.html

Politik – 
was geht mich das an?

C
op

yr
ig

ht
: N

in
a 

W
es

se
l

Politik – Politik – 
was geht mich das an?was geht mich das an?

48
–2

02
1

Bestellungen, Zusatzmaterial, 
Learning Apps und Videos ausschließlich 
unter: www.lpb-bw.de/machs-klar.html

Feminismus: Gleiche Rechte 
für alle! Oder kann das weg?

C
op

yr
ig

ht
: G

er
ha

rd
 M

es
te

r 
20

21

Feminismus: Gleiche Rechte Feminismus: Gleiche Rechte 
für alle! Oder kann das weg?für alle! Oder kann das weg?

52
–2

02
2

Bestellungen, Zusatzmaterial, 
Learning Apps und Videos ausschließlich 
unter: www.lpb-bw.de/machs-klar.html

Krieg in der Ukraine – 
Putins Angriff auf den Frieden

C
op

yr
ig

ht
: G

er
ha

rd
 M

es
te

r 
20

22

mach’s klar! ist eine Publikation der Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg.
Die vierseitige Unterrichtshilfe erklärt politisches Basiswissen und bearbeitet aktuelle politische, gesellschaft-
liche und wirtschaftliche Themen. „mach`s klar!“ erklärt Politik in einfacher Sprache, vereinfacht politische 
Themen und verdeutlicht sie mit vielen Bildern. Online gibt es zu den Heften Zusatzmaterialien, Links, 
Erklär-Filme und Lern-Apps.

Bestellung oder Download als PDF, kostenlos (ab 500 g zzgl. Versand) 
Bestellung ausschließlich im Webshop der Landeszentrale für politische Bildung:
www.lpb-bw.de/machs-klar.html

https://sustainabledevelopment.un.org/content/documents/5987our-common-future.pdf


 Heft 4 | 2022 185

Der Weg zu einem 
nachhaltigen Wachstum

Michael von Hauff

Wirtschaftliches Wachstum (und sein vermeintlicher Gegensatz zu nachhaltiger Entwicklung) befindet sich 
seit Jahren in einer Kontroverse. Wie Michael von Hauff in seinem Beitrag aufzeigt, dominieren dabei in den 
Wirtschaftswissenschaften weiterhin die Wachstumsbefürworter. Danach ist Wirtschaftswachstum für den 
Wohlstand der Bevölkerung, aber auch für die Erhaltung der Arbeitsplätze und für die Stabilität der sozialen 
Sicherungssysteme unverzichtbar. Die Kritiker bzw. Gegner führen an, dass durch wirtschaftliches Wachs-
tum die Belastung der Natur ständig voranschreitet und bei einigen Ökosystemen schon die kritische Gren-
ze überschritten sei. Hier werden besonders der fortschreitende Klimawandel und die Abnahme der Arten-
vielfalt, aber auch die zunehmende Wasserknappheit in vielen Regionen der Welt genannt. Im Kontext 
nachhaltiger Entwicklung gab es verschiedene Ansätze, diese Kontroverse durch ein nachhaltiges Wachs-
tum zu überwinden. 

Die vielseitige Betrachtung 
wirtschaftlichen Wachstums

Gibt es einen Widerspruch zwischen Wirtschaftswachstum 
und nachhaltiger Entwicklung? Dazu muss man wissen, 
dass bei der Beschäftigung mit Wachstumsfragen Themen 
wie Umwelt oder Nachhaltigkeit lange Zeit keine oder eine 
untergeordnete Rolle spielten. Wachstum galt bis in die 
1970er Jahre als Elixier, das für die Stabilität marktwirt-
schaftlicher Systeme unverzichtbar ist. Die Wachstumsthe-
orie, mit der sich vor allem die Wirtschaftswissenschaften 
beschäftigen, zielte primär auf die Begründung ab, wie 
Wachstum z. B. durch technischen Fortschritt bzw. Human-

kapital, also qualifizierte Arbeit, erhöht werden kann. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass in einigen Wachstumsmodel-
len Umweltkomponenten, wie nicht erneuerbare Ressour-
cen oder Umweltschutzausgaben, miteinbezogen wurden. 
Dies geschah jedoch nicht in dem Maße, wie notwendig 
wäre, um die Natur ausreichend zu schützen. Einige Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler haben sich in der 
neueren Wachstumstheorie (auch „endogene Wachstums-
theorie“ genannt) dann stärker bestimmten Umweltproble-
men zugewandt, wobei auch hier nur partielle Determinan-
ten wie knappe Ressourcen und Emissionen berücksichtigt 
wurden (v. Hauff/Jörg 2017: 88 ff.). Daraus erklärt sich das 
Aufkommen von Gegenpositionen, wie beispielsweise der 

Ist ein Wachstum unter den Bedingungen einer nachhaltigen Entwicklung möglich? Erst mit der Einführung verschiedener Wachstumsthe-
orien konnte auch diese Frage in den Wirtschaftswissenschaften gestellt werden. © Adobe Stock | Ake Studio
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erste Bericht an den Club of Rome unter dem Titel Grenzen 
des Wachstums (Meadows et al. 1972). Dieser Bericht gilt als 
fundamentale Kritik an der dominierenden Wachstums-
lehre. Er war im Prinzip Auslöser einer Kontroverse, die bis 
heute anhält. Zu einer weiteren Gegenposition kam es durch 
die „Ökologische Ökonomie“, die in der Mitte der 1980er Jahre 
von den USA ausging und deren Vertreter wie Herman Daly 
Wachstum ablehnten (Daly 1977). 

Weitere Vorläufer zu der Diskussion um ein nachhaltiges 
Wachstum gab es bereits in den 1970er Jahren. In diesem 
Kontext entstanden Begriffe wie „qualitatives“ oder auch „se-
lektives Wachstum“. Der Begriff „qualitatives Wachstum“ als 
Gegensatz zum quantitativen oder exponentiellen Wachs-
tum wurde durch den Schweizer Wirtschaftswissenschaft-
ler Hans Christoph Binswanger geprägt, der darunter ein 
Wachstum pro Kopf versteht, bei dem eine steigende Le-
bensqualität bei dauerhaft gleichbleibender bzw. steigender 
Umweltqualität erreicht wird (Binswanger 1978). Qualitati-
ves Wachstum fordert somit die Zunahme der Lebensquali-
tät, der Wirtschaftlichkeit sowie der Umwelt- und Sozialver-
träglichkeit. In verschiedenen Publikationen wurde bereits 
schon früher eine Korrektur des Wachstumsindikators Brut-
toinlandsprodukt (BIP) gefordert, da dieser unter anderem 
die Umweltschäden nicht abbildet. So stellten die US-ame-
rikanischen Wirtschaftswissenschaftler William Nordhaus 
und James Tobin 1973 eine revidierte Sozialproduktberech-
nung vor, die sie mit Measure of Economic Welfare bezeich-
neten. Entsprechend sollte das Sozialprodukt um Kompo-
nenten wie Umweltschäden, Freizeit, und nicht erwerbs-
wirtschaftliche produktive Tätigkeit erweitert werden 
(Nordhaus/Tobin 1973). Im Mittelpunkt dieser Diskussions-
beiträge steht somit die Erhöhung der Lebensqualität, die 
nicht nur durch Geldeinheiten, sondern auch durch nicht-
materielle Güter wie Gesundheit und persönliches Glück ge-
prägt wird. Die Lebensqualität findet später auch in Beiträ-
gen zum nachhaltigen Wachstum eine große Bedeutung.

Die übliche Messung des Wachstums durch die Steigerung 
der Wachstumsrate weist auch ein weitgehend vernachläs-
sigtes Problem auf. Sowohl die Wachstumsbefürworter als 
auch die -gegner beziehen sich auf das BIP als Indikator. Bei 
steigendem BIP geht man davon aus, dass die gesamte Wirt-
schaft wächst. Das trifft in dieser Allgemeinheit jedoch 
nicht zu und führt zu unzureichenden Schlussfolgerungen. 
Es gibt immer einige Branchen die wachsen, während an-
dere stagnieren oder sogar schrumpfen. Weiterhin ist zu be-
rücksichtigen, dass die wachsenden Branchen sehr unter-
schiedliche Umweltbelastungen erzeugen. So sind der Ener-
giesektor und die Mobilität stark umweltbelastend, während 

beispielsweise der wachsende Pflegebereich, einer der be-
deutenden Wirtschaftssektoren unserer Gesellschaft, eine 
relativ geringe Umweltbelastung aufweist. Aber auch das 
Wachstum regenerativer Energie, umweltfreundlicher Tech-
nologien und vieler anderer umweltfreundlicher Produkte 
führen zu einem gesellschaftlich wünschenswerten Wachs-
tum. 

Dagegen wurde der wachsende Konsum als Belastung der 
Natur lange vernachlässigt. Daher sollten die negativen öko-
logischen Folgen des Konsums stärker berücksichtigt wer-
den. Zu nennen sind etwa der hohe Fleischkonsum und an-
derer tierischer Produkte und der zunehmende Automobil-
verkehr besonders von solchen Automobilen, die einen 
hohen CO2-Ausstoß aufweisen. Bestimmte Formen des Kon-
sums wurden jedoch schon früh kritisch hinterfragt. So hat 
beispielsweise der US-amerikanische Soziologe Thorstein 
Veblen schon 1899 den Statuskonsum als überzogen kriti-
siert (Veblen 2009). Die negativen Folgen für die Umwelt hat 
er jedoch noch nicht berücksichtigt. In neuerer Zeit haben 
einige Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler den 
wachsenden „Konsumismus“ oder „Konsumerismus“ kritisch 
hinterfragt. Eine populäre Kritik hat beispielsweise der Au-
tor John de Graaf gemeinsam mit anderen vorgetragen. Sie 
sprechen von „Affluenza“, der „Überflusskrankheit“ oder der 
„Zeitkrankheit Konsum“ (de Graaf et al. 2002), die sich auf 
die Natur negativ auswirkt. Diese Ausführungen zeigen, dass 
die Kontroverse um wirtschaftliches Wachstum – mehr oder 
weniger Wachstum  – sehr differenziert geführt werden 
muss. 

Die Wachstumskontroverse – Grundlage 
für ein nachhaltiges Wachstum

Verschiedene Theorien bzw. Ansätze haben zu der Wachs-
tumskontroverse beigetragen (S. Abb. 1). Sie hat Rückwir-
kungen auf die Interpretation eines nachhaltigen Wachs-
tums. Im Mainstream der Wachstumstheorie und in der Wei-
terentwicklung im Rahmen der neuen bzw. endogenen 
Wachstumstheorie steht die Begründung, Erhaltung und 
Stärkung wirtschaftlichen Wachstums im Mittelpunkt. Es 
ist jedoch festzustellen, dass in einigen Beiträgen zur endo-
genen Wachstumstheorie die Umwelt durchaus Berücksich-
tigung fand. Hier wurde besonders Wachstum mit nicht er-
neuerbaren Ressourcen analysiert. Dabei ging es jedoch 
nicht primär um die Erhaltung der Umwelt, sondern um die 
optimale Nutzung von Ressourcen und damit um die Nut-
zung der Umwelt. In einigen Modellen wurde dann auch die 
Umweltverschmutzung miteinbezogen. So präsentierte der 

Abbildung 1
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Ökonom Bruce Forster eines der ersten Modelle, in dem er 
Wirtschaftswachstum unter Berücksichtigung der Umwelt-
verschmutzung untersuchte (Forster 1973). Dabei beklagt er, 
dass bei vielen Wachstumsmodellen der Eindruck entsteht, 
dass durch die Produktion keine Abfälle anfallen oder Ab-
fälle kostenlos entsorgt werden können. Die Emissionen, die 
während der Produktion in seinem Modell berücksichtigt 
werden, lassen sich durch Kontrollen senken, wobei Kosten 
entstehen, die an die Konsumenten weitergegeben werden. 

Die anderen Ansätze von der Ökologischen Ökonomie bis 
zum LowGrow-Modell sind eindeutig wachstumskritisch 
ausgerichtet. Die Ökologische Ökonomie und die Post-
wachstumsgesellschaft bzw. -ökonomie lehnen Wirtschafts-
wachstum ab oder stellen es zumindest in Frage. Dagegen 
fordern die Vertreterinnen und Vertreter des Degrowth-An-
satzes, der auf den französischen Ökonomen und Philosoph 
Serge Latouche (2009) zurückgeht, dass Wachstum zumin-
dest in Industrieländern verringert werden sollte. Die Ver-
treterinnen und Vertreter dieses Ansatzes streben eine 
„grundlegende Transformation“ der weltweit dominierenden 
Wachstumsökonomie an.

Die grundlegende Ablehnung von Wirtschaftswachstum 
wurde jedoch von dem kanadischen Ökonom Peter Victor 
kritisiert. Er hielt 2008 in seinem Buch Managing without 
Growth: Slower by Design, not Disaster denjenigen, die eine 
Wirtschaft ohne Wachstum oder ein schrumpfendes Wachs-
tum fordern, vor, dass sie ihre Positionen ohne eine ausrei-
chende theoretische Fundierung und ohne empirische Me-
thoden der modernen Ökonomie begründen. Diese würden 
sich auf qualitative Informationen beschränken, mit denen 
sie ihre Argumente illustrieren, diese jedoch nicht ausrei-
chend belegen. Victors Ansatz basiert auf einem computer-
gestützten Simulationsmodell. Auf der Grundlage ausge-
wählter Indikatoren kommt er für den Zeitraum von 2005–
2035 zu drei alternativen Szenarien (ausführlich in v. Hauff/
Jörg 2017: 137 ff.): 

 ¢ Szenario 1 (business as usual): In diesem Szenario geht 
er davon aus, dass sich das Bruttoinlandsprodukt ähn-
lich wie in den vergangenen 25 Jahren weiterentwickelt 
und sich die Wirtschaftspolitik nicht wesentlich verän-
dert. Die gesellschaftlichen Probleme wie etwa die Ar-
beitslosenquote würden auf etwa dem gleichen Niveau 
bleiben, während die Armut und öffentliche Verschul-
dung ansteigen und die Treibhausgasemissionen um 80 
Prozent zunehmen.

 ¢ Szenario 2 (no and low growth): In diesem Szenario ver-
langsamt sich das Wachstum stark bzw. kommt ganz 
zum Erliegen. Es kommt zu keinen kompensierenden po-
litischen Maßnahmen. Die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung wäre verheerend. Das Pro-Kopf-Bruttoinlands-
produkt würde stagnieren, die Armut, die Arbeitslosig-
keit und die Verschuldung würden stark ansteigen. 
Diesen Zustand bezeichnet er als „no grow disaster“.

 ¢ Szenario 3 (low growth): Das Szenario zeigt, dass gesell-
schaftlicher Wohlstand auch ohne Wachstum zu errei-
chen ist. Er geht von der Annahme aus, dass das Pro-
Kopf-Bruttoinlandsprodukt zunächst sehr viel langsamer 
wächst und dann ab dem Jahr 2028 völlig stagniert. Es 
kommt zu begleitenden staatlichen Maßnahmen wie ei-
ner Einkommensumverteilung und anderer Regierungs-
programme sowie der Verringerung der wöchentlichen 
Arbeitszeit. Zunächst würde die Arbeitslosen- und Ar-
mutsquote noch ansteigen und dann bis 2035 deutlich 
unter das Ausgangsniveau sinken. Die Verschuldung und 

die Treibhausgasemissionen verringerten sich im Ver-
gleich zu 2005 um jeweils 30 Prozent und stagnierten ab 
2018 auf einem geringen Niveau.

Victor plädiert daher für Szenario 3, das jedoch nur durch 
eine Reihe grundlegender politischer Maßnahmen umzu-
setzen ist. Dabei gibt er zu bedenken, dass sich diese Maß-
nahmen nicht in vollem Maße durchsetzen lassen, da Wi-
derstände in der Bevölkerung und bei Interessenverbänden 
zu erwarten sind. In den letzten Jahren hat sich Peter Vic-
tor gemeinsam mit seinem Kollegen Tim Jackson weiter 
mit spezifischen Fragestellungen des LowGrow-Ansatzes 
und hier besonders mit dem Konfliktpotenzial der notwen-
digen Umverteilung bei sinkenden Wachstumsraten be-
schäftigt (Jackson/Victor 2016: 215). 

Ein erstes Fazit zu der Kontroverse lautet somit: Obwohl 
zwischen den Wachstumsbefürwortern und den Wachs-
tumsgegnern teilweise eine gewisse Annäherung stattfin-
det, indem die Wachstumsbefürworter negative Umwelt-
auswirkungen des Wachstums wahrnehmen und unter den 
Wachstumsgegnern nicht mehr alle Wachstum grundsätz-
lich ablehnen, ist es bisher nicht gelungen, die Wachstums-
kontroverse zu überwinden. Daher wurde in den vergange-
nen drei Jahrzehnten zunehmend eine Diskussion über die 
Anforderungen eines nachhaltigen Wachstums besonders 
durch internationale Organisationen geführt. 

Die Diskussion um ein nachhaltiges 
Wachstum

Die World Commission on Environment and Development 
(WCED) setzte 1983 die Brundtland-Kommission ein. Sie er-
hielt den Auftrag, Handlungsempfehlungen zur Erreichung 
einer dauerhaften Entwicklung zu erarbeiten und führte da-
bei den Begriff „Nachhaltige Entwicklung“ erstmals als glo-
bales Leitbild ein. Der Brundtland-Report erschien 1987 in 
einer Zeit vielfältiger Probleme: die wachsende Trockenheit 
besonders in Afrika, die Vernichtung tropischer Regenwäl-
der, nationale Finanzkrisen, Verschuldungsprobleme vieler 
Länder und der Klimawandel. In dem Report ging es darum, 
Wirtschafts- und Umweltprobleme nicht als getrennte Po-
litikbereiche zu betrachten, sondern diese in einem holisti-
schen Verständnis zusammenzuführen. In dem Bericht Our 
Common Future ging es entsprechend um eine Entwick-
lungsperspektive für die Weltgemeinschaft als Ganzes. 

Ein wichtiger Aspekt war, die verschiedenen Einschätzun-
gen zur Bedeutung des Wirtschaftswachstums aufzuzeigen. 
Daraus entwickelte sich eine insgesamt optimistische 
Sichtweise zu einem sustainable growth, bei dem der tech-
nische Fortschritt zum wirtschaftlichen Wachstum und zur 
Erhaltung der Umwelt beitragen kann (v. Hauff 2021: 11). Die 
Forderung in der Präambel lautet: „What is needed now is a 
new era of economic growth – growth that is forceful and 
at the same time socially and enviromentally sustainable“ 
(WECD 1987). 

Diese Einschätzung löste eine intensive Diskussion über ein 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum aus und beeinflusste 
auch den sogenannten Rio-Prozess, der mit der United Na-
tions Conference on Environment and Development 
(UNCSD) in Rio de Janeiro 1992 begann. Im Abstand von 
zehn Jahren folgten weitere UNCSD-Konferenzen. Im Kon-
text nachhaltigen Wachstums verdient die Konferenz 
Rio+20, die 2012 stattfand, besondere Beachtung. An ihr nah-
men Vertreter aus 190 Staaten teil. Der Bericht dieser Kon-
ferenz hatte den Titel The Future we want. Der thematische 
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Schwerpunkt war Green Economy im Kontext nachhaltiger 
Entwicklung und Armutsbekämpfung. In der Vorbereitung 
der Konferenz kam es zu einer Kontroverse zwischen Ent-
wicklungs- und Industrieländern. Die Entwicklungsländer 
befürchteten, dass die Industrieländer ökologische Forde-
rungen durchsetzen wollten, die sie wirtschaftlich beein-
trächtigen. 

Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (United Nati-
ons Environment Programme, UNEP) brachte den Vorschlag 
ein, dass für die Transformation zu einer kohlenstoffarmen 
und ressourceneffizienten Wirtschaft dauerhaft ein Betrag 
in Höhe von zwei Prozent der globalen Wirtschaftsleistung 
in die folgenden zehn Schlüsselsektoren investiert werden 
sollten: Landwirtschaft, Gebäude, Energie, Fischerei, Wälder, 
Industrie, Tourismus, Verkehr, Wasser und Abfallmanage-
ment. Der sich daraus begründete Green Economy-Ansatz 
würde für die nächsten fünf bis zehn Jahre ein höheres Wirt-
schaftswachstum mit sich bringen als ein „business-as-usu-
al“-Pfad (Dröge/Simon 2012: 20). Auch die Europäische Kom-
mission forderte für den Umbau der Wirtschaft Investitionen 
in Höhe von 1,5 Prozent des EU-Bruttosozialproduktes. Ne-
ben 1,5 Millionen zusätzlicher Arbeitsplätze käme es dadurch 
zu erheblichen Wachstumsimpulsen. 

Damit war der Rahmen für ein grünes Wachstum umrissen, 
das von vielen internationalen Organisationen vertreten 

bzw. gefordert wurde. Hinsichtlich der konkreten Ausgestal-
tung eines grünen Wachstums schieden sich jedoch die 
Geister. Bisher ist es noch nicht gelungen, sich internatio-
nal auf eine gemeinsame Definition zu verständigen. (v. 
Hauff/Jörg 2017: 141 ff.) Eine relativ breite Zustimmung fand 
die Definition der OECD: „Grünes Wachstum bedeutet die 
Förderung des Wirtschaftswachstums bei gleichzeitiger 
Verringerung von Umweltverschmutzung und Treibhaus-
gasemissionen, Minimierung von Abfällen und ineffizien-
ter Nutzung natürlicher Ressourcen sowie Erhaltung der 
biologischen Vielfalt. Grünes Wachstum bedeutet, die Ge-
sundheit der Bevölkerung zu verbessern und die Energiesi-
cherheit durch eine geringere Abhängigkeit von importier-
ten fossilen Brennstoffen zu stärken. Es bedeutet auch, In-
vestitionen in die Umwelt zu einer Triebkraft für das 
Wirtschaftswachstum zu machen […]“ (OECD 2012). Bei die-
sem Verständnis von Wachstum kann Green Growth zum 
Wachstumstreiber werden. Auf diese Weise soll der beste-
hende Zielkonflikt zwischen einem ressourcen- und emis-
sionsintensiven Wachstum und dem Umweltschutz verrin-
gert werden. 

Auch die Wachstumstheorie hat sich der Frage eines grünen 
Wachstums zugewandt. So wird nach einer Unter suchung 
unter der Leitung von Sjak Smulders ein Green Growth ge-
stärkt, wenn die Produktion auf nicht erneuerbare Ressour-
cen angewiesen ist (Smulders/Toman/ Withagen  2014: 8). 
Hier besteht der Anreiz einer Substitution von Naturkapital 
durch Sachkapital. Weiterhin besteht die Möglichkeit einer 
effizienteren Nutzung von Ressourcen, etwa im Rahmen 
 einer Circular Economy. Eine Ökonomie kann dann die Nut-
zung von Ressourcen beschränken, um die Umweltqualität 
zu erhalten. Eine weitere Möglichkeit besteht darin, den 
 ressourcenintensiven Konsum zu begrenzen. Entsprechend 
sind umweltpolitische Maßnahmen nach Smulders et al. ein 
Schlüsselelement für ein Green Growth. 

Nachhaltige Entwicklung geht jedoch über ein Green Growth 
hinaus, indem die soziale Dimension berücksichtigt werden 
muss. Daher wurde der Ansatz Inclusive Growth entwickelt. 
Obwohl der Ansatz zunächst im Kontext von Entwicklungs-
ländern entstand, ist er auch für Industrieländer von hoher 
Relevanz. Inclusive Growth oder Inclusive Growth Policy ist 
darauf ausgerichtet, die Lebenssituation der gesamten Be-
völkerung zu stabilisieren bzw. zu verbessern: Jede und je-
der soll an dem erwirtschafteten Wachstum adäquat parti-
zipieren. Das gilt besonders für arme oder armutsgefährdete 
Personen bzw. Haushalte. Der US-amerikanische Ökonom 
Joseph Stiglitz beklagt in diesem Kontext nicht nur die Ar-
mut bestimmter Bevölkerungsgruppen, sondern warnte 
schon vor Jahren vor der Gefahr, dass in den USA die ge-
samte Mittelschicht bei wachsender Einkommensdispari-
tät erodieren könnte (Stiglitz 2012). Daher zielt eine Inclu-
sive Growth Policy in einem weiteren Sinne darauf ab, die 
Spaltung einer Gesellschaft zu verringern oder sogar zu ver-
meiden, wie sie in verschiedenen Ländern bereits eingetre-
ten ist. Das Konzept von Inclusive Growth geht auf neuere 
Arbeiten zur sozialen Gerechtigkeit zurück (Gupta/Vege-
lin 2016: 104). 

Schließlich kam es dann zu der Einbeziehung der ökologi-
schen Dimension. Das führte in der Literatur zu den Begrif-
fen equitable green economy (deutsch: „gerechte grüne Wirt-
schaft“) beziehungsweise inclusive green growth. Diese Be-
grifflichkeiten entsprechen eher dem holistischen Ansatz 
nachhaltiger Entwicklung als green economy oder green 
growth (Allen/Clouth 2012: 61) Die Relevanz begründet sich 
daraus, dass green growth nicht automatisch inclusive ist 
und inclusive growth nicht automatisch green ist. Daher 

Die norwegische Premierministerin Gro Harlem Brundtland stellte 
als Vorsitzende der World Commission on Environment and De-
velopment (WCED) im April 1987 den Bericht Our Common Future 
vor. Sowohl die WCED als auch der Bericht werden daher bis heute 
oft auch als Brundland-Kommission bzw. Brundland-Bericht be-
zeichnet. © picture alliance / AP | Gill Allen
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stellt sich die Frage, ob beziehungsweise in welchem Maße 
die beiden Kategorien zusammengefügt werden können. 

Geht man von der Definition nachhaltiger Entwicklung des 
Brundtland-Berichts aus, so kann festgestellt werden, dass 
intragenerationelle Gerechtigkeit (intra = „innerhalb“) dar-
auf abzielt, einen gerechten Ausgleich der Interessen der 
Menschen zwischen Industrie- und Entwicklungsländern, 
aber auch der Menschen in jedem einzelnen Land herzu-
stellen. Dagegen fordert intergenerationelle Gerechtigkeit 
(inter = „zwischen“), dass zukünftige Generationen bei ihrer 
Bedürfnisbefriedigung nicht durch die Lebensweise der ge-
genwärtig lebenden Generationen beeinträchtigt werden. 
Daher kann inclusive growth der intragenerationellen Ge-
rechtigkeit und green growth der intergenerationellen Ge-
rechtigkeit zugeordnet werden. So kann das Wohlergehen 
künftiger Generationen eine Begrenzung des Wachstums 
der heutigen Generationen erfordern, was sich jedoch ohne 
staatliche Begleitmaßnahmen besonders für die arme Be-
völkerung negativ auswirken würde. 

Aber auch Wachstum und Inklusivität passen nicht unbe-
dingt zusammen, da Verteilungsgerechtigkeit und effiziente 
Ressourcennutzung in Konflikt stehen können. Daher sind 
staatliche Maßnahmen notwendig, um Konflikte zwischen 
green growth und inclusiveness abzufedern bzw. zu vermei-
den. (Bouma/Berkhout 2015: 11) Betrachtet man die weltweite 
Entwicklung, so gilt bei der Konzipierung einer Inclusive 
Green Growth Strategy zu berücksichtigen, dass bei der Zu-
sammenführung eines inclusive growth und eines green 
growth eine konträre Zielrichtung festzustellen ist. Einkom-
mensdisparitäten und Umweltbelastungen lassen sich zu-
mindest global nicht gleichzeitig verringern: Die Verringe-
rung der Einkommensparitäten führt dazu, dass die Armuts-

bevölkerung mehr Kaufkraft hat. Ein steigendes Einkommen 
der Armutsbevölkerung wird ganz wesentlich für mehr Kon-
sum genutzt, wodurch die Umweltbelastung steigt. Das gilt 
zumindest unter der Prämisse, dass die reichere Bevölke-
rung ihr Konsumverhalten bzw. ihr Konsumniveau nicht än-
dert und die angebotenen Produkte nicht deutlich umwelt-
freundlicher werden.

Der Auftrag der Agenda 2030

Vom 25. bis 27. April 2015 fand in New York der UN-Sonder-
gipfel unter dem Titel Transforming our World: the 2030 
Agenda for Sustainable Development statt. Auf diesem  Gipfel 
wurde die Agenda 2030 mit den 17 Sustainable Development 
Goals (SDGs) von der Völkergemeinschaft verabschiedet. Auf 
der Grundlage der Agenda 2030 und den SDGs haben sich 
alle Länder verpflichtet, eine nationale Nachhaltigkeitsstra-
tegie zu entwickeln. Die folgenden Ausführungen konzent-
rieren sich primär auf das SDG 8, da es unter anderem auf 
Wirtschaftswachstum ausgerichtet ist. Es wird gefordert: 
„Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum, produktive Vollbeschäftigung und menschen-
würdige Arbeit für alle fördern“ (Bundesregierung 2016).

Widersprüchlich ist, dass dauerhaftes, inklusives und nach-
haltiges Wirtschaftswachstum mit dem Indikator Bruttoin-
landsprodukt (BIP) je Einwohner gemessen wird. Bei dem 
BIP geht es grundsätzlich nur um die Messung des materi-
ellen Wohlstandes. Alle anderen Anforderungen an einen 
Nachhaltigkeitsindikator wie die Lebensqualität, die Um-
weltbelastungen und die Verteilung von Einkommen blei-
ben unberücksichtigt. So besteht auch in der Literatur ein 
breiter Konsens, dass das BIP als Nachhaltigkeitsindikator 

Während 2012 die Rio+20-Konferenz in Brasilien tagte, protestierten in Manila (Philippinen) Umweltschützer. Sie kritisierten vor allem den 
von der Konferenz verfolgten Ansatz der Green Economy, den sie als Einfallstor für Marktinteressen großer Unternehmen sahen. Aus der 
Kritik, dass Green Economy soziale Gesichtspunkte der Nachhaltigkeit vernachlässigen könnte, wurde das Konzept Inclusive Growth entwi-
ckelt. © picture alliance / dpa | Francis R. Malasig
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ungeeignet ist. Aus diesem Grund wurde vielfach gefordert, 
das BIP durch einen Nachhaltigkeitsindikator zu ersetzen 
oder zumindest zu ergänzen. Das wurde in Deutschland bis-
her unter anderem von Wirtschaftsverbänden abgelehnt. 
Daher ist die Formulierung „inklusives und nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum“, wie es in der deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie gefordert wird, nicht nur widersprüchlich, 
sondern auch irreführend bzw. interessengeleitet. Es geht 
gezielt darum, Umweltschäden und die Verteilung der Ein-
kommen durch den Indikator BIP auszuschließen. In der 
Nachhaltigkeitsstrategie von 2016 wird auf diese Unzuläng-
lichkeit hingewiesen, wobei bewusst offengelassen wird, ob 
und wann ein Nachhaltigkeitsindikator wie etwa der Nati-
onale Wohlstandsindikator (NWI) zu dem BIP hinzugefügt 
wird (Held/Rodenhäuser/Diefenbacher 2020). Bei den Bemü-
hungen, den NWI miteinzufügen, wurde dies durch Wider-
stände verhindert. Sehr vage bzw. unbefriedigend ist auch 
die Zielformulierung, indem nur ein stetiges und angemes-
senes Wirtschaftswachstum gefordert wird. 

Exkurs: Deutsche 
Nachhaltigkeitsstrategie – 
Weiterentwicklung 2021
Es besteht die Gefahr – oder besser: Es zeichnet sich ab –, 
dass einige Zielvorgaben der nationalen Nachhaltigkeits-
strategie nicht erreicht werden. Hinzu kommt, dass einige 
Zielvorgaben hinsichtlich der Dringlichkeit nicht in ausrei-
chendem Maße ambitioniert sind, um die großen Herausfor-
derungen zu lösen (v. Hauff 2021: 226). Das betrifft besonders 
den Klimawandel, den Verlust an Biodiversität, die nicht 
ausreichende Verfügbarkeit von Wasser in allen Regionen, 
aber auch stagnierende oder wachsende Einkommens-
disparitäten. Daher stellte die ehemalige Bundeskanzlerin 
Angela Merkel im Vorwort der Nachhaltigkeitsstrategie  – 
Weiterentwicklung 2021 fest: „Um die Ziele der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie und der Agenda 2030 zu erreichen, 

müssen wir den Weg einer wirklich anspruchsvollen Trans-
formation gehen, der wichtige Bereiche wie Energie, Kreis-
laufwirtschaft, Wohnen, Verkehr, Ernährung und Land-
wirtschaft umfasst. In Deutschland wollen wir mit der 
 Weiterentwicklung unserer Nachhaltigkeitsstrategie und 
insbesondere mit Bildung, Forschung und Innovationen 
den  Transformationsprozess voranbringen“ (Bundesregie-
rung 2021: 1).

Daraus ergibt sich für die Bundesregierung die Schlussfol-
gerung: „Das bisherige Handeln reicht bei weitem nicht aus, 
um einen nachhaltigen Entwicklungspfad einzuschlagen.“ 
Wichtig hierbei ist, einzelne Ziele wie beispielsweise wirt-
schaftliches Wachstum nicht mehr getrennt von anderen 
Zielen zu betrachten und anzustreben, sondern – wie in der 
Weiterentwicklung angeregt wird – Transformationsberei-
che mit mehreren Zielen anzustreben, bei denen die Wech-
selwirkungen deutlich werden. Exemplarisch lässt sich das 
aufzeigen, indem eine Entkopplung des Ressourcenver-
brauchs vom Wirtschaftswachstum, aber auch die Entkopp-
lung des Abfalls vom Wirtschaftswachstum angestrebt wird. 
Es ist aber festzustellen, dass sich auch in der Weiterent-
wicklung 2021 der Wachstumsindikator nicht geändert hat 
und die vage Formulierung „stetiges und angemessenes 
Wachstum“ erhalten blieb. 

Resümee

In diesem Beitrag wurde der Weg zu einem nachhaltigen 
Wachstum aufgezeigt. Dabei lassen sich verschiedene Etap-
pen unterscheiden. Die Diskussion begann im Prinzip mit 
der Unverträglichkeit von Wachstum und Natur durch die 
Umweltbelastungen. Ein weiterer Konflikt wurde besonders 
von Meadows et al. auf der Grundlage der Endlichkeit eines 
exponentiellen Wachstums, bedingt durch die begrenzten 
nichtregenativen Ressourcen, aufgezeigt. Daraus begrün-
dete sich schon relativ früh die Forderung eines Null-

In einer Circular Economy wird darauf geachtet, Produkte, Materialien und Ressourcen – wie beispielsweise altes, aber noch verwendbares 
Baumaterial – am Ende ihrer Nutzung wieder zurück in den Produktionskreislauf zu überführen, um sowohl Produktions- als auch Abfall-
kosten zu sparen. © picture alliance / Zoonar | Hilda Weges
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Anmerkungen
1   Die EU hat die Circular Economy als eine Wirtschaft definiert, die dar-

auf abzielt, den Wert von Produkten, Materialien und Ressourcen so 
lange wie möglich zu erhalten, indem sie am Ende ihrer Nutzung in den 
Produktkreislauf zurückgeführt werden, während gleichzeitig die Ent-
stehung von Abfällen minimiert wird.

Wachstums, ohne dass hier immer die Folgen wissenschaft-
lich analysiert wurden. 

So ergab sich schließlich die Forderung eines nachhaltigen 
Wachstums, die besonders durch den Brundtland-Bericht 
ausgelöst wurde. Die Diskussion um ein nachhaltiges 
Wachstum konzentrierte sich zunächst auf ein grünes 
Wachstum, das heißt auf ein umweltverträgliches Wachs-
tum, bei dem sowohl die Produzenten als auch die Konsu-
menten ihren Beitrag leisten sollten. Die Forderung nach ei-
nem grünen Wachstum wurde dann im Kontext eines inclu-
sive green growth zu einem nachhaltigen Wachstum, bei 
dem alle drei Dimensionen eingehen, erweitert. Bei der Um-
setzung sind jedoch viele interessengeleitete Hemmnisse 
zu erwarten. Es wurde aber auch deutlich, dass es bei der 
Zusammenführung eines inclusive growth und eines green 
growth in der Regel zu Konflikten kommen kann. Diese 
müssen durch Maßnahmen des Staates im Rahmen von 
Kompromissen verringert werden. 

Nachhaltiges Wirtschaftswachstum hat in Deutschland 
noch viele bisher nicht genutzte Potenziale (acatech 2021: 

33 ff.). So bietet beispielsweise die Circular Economy, die auf 
EU-Ebene und in Deutschland an Bedeutung gewinnt und 
als einer der wichtigsten Bereiche für die Umsetzung nach-
haltiger Entwicklung gilt, noch große Chancen.1 Neben ei-
ner Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und der Förderung 
neuer Arbeitsplätze ist ein hoher Zuwachs nachhaltigen 
Wachstums möglich. Kreislaufwirtschaftliche Aktivitäten 
können bis 2030 zu einer Reduktion von 23 Milliarden Ton-
nen CO2-Emissionen und 3,75 Trillionen Euro zusätzlichen 
Wachstums führen (Rheinbay et  al. 2021: 8). Dies könnte 
maßgeblich zur Entkoppelung von Wirtschaftswachstum 
und menschlichem Wohlbefinden vom Ressourcenver-
brauch als einem der wesentlichen Ziele nachhaltiger Ent-
wicklung beitragen. 

Abschließend kann festgestellt werden: Es können in 
Deutschland eine Reihe positiver Effekte bzw. Entwicklun-
gen wie die Verringerung des Verbrauchs an Ressourcen 
z. B. durch höhere Recyclingquoten und die Verringerung 
von Emissionen aufgezeigt werden. Es mangelt jedoch auf 
politischer Ebene noch an einer konsistenten Konzeption 
bzw. Strategie, die zu einem nachhaltigen Wachstum führen. 
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Der lange Weg zu nachhaltiger Mobilität
Herausforderungen einer ökologisch tragfähigen 
 Verkehrspolitik

Lisa Ruhrort 

Der Verkehr gilt als das Sorgenkind in Bezug auf Klima- und Ressourcenschutz. Seit Jahrzehnten legen wir 
Jahr für Jahr mehr Kilometer zurück. Die Zahl der Autos wächst beständig. Zugleich erleben wir angesichts 
der Klimakrise eine intensivierte gesellschaftliche Debatte über die Rolle von Mobilität und Autoverkehr und 
über mögliche alternative Mobilitätszukünfte. Es stellt sich die Frage, unter welchen Bedingungen eine 
Transformation in Richtung einer ökologisch und sozial tragfähigen Mobilität gesellschaftlich möglich wer-
den kann. Um diese Frage zu beantworten, gibt der Beitrag von Lisa Ruhrort zunächst einen Überblick über 
wichtige Trends der Verkehrsentwicklung und zeigt die Veränderungen auf, die für eine ökologisch und so-
zial nachhaltige Mobilität nötig wären. Anschließend diskutiert der Beitrag, welche Hürden auf wirtschaftli-
cher, kultureller und räumlicher Ebene einer solchen Transformation entgegenstehen. Im Anschluss daran 
wird angesichts dieser hohen Hürden diskutiert, welche Handlungsspielräume Verkehrspolitik auf verschie-
denen föderalen Ebenen dennoch hat,  um einen solchen Wandel erfolgreich zu gestalten. 

Mobilität ist ein zentraler Bestandteil unserer Alltagserfah-
rung. Fast alle Menschen in unserer Gesellschaft sind täg-
lich mobil. Verschiedene Verkehrsmittel prägen unsere in-
dividuelle Biografie und bilden manchmal sogar wichtige 
Bestandteile unserer Identität. Auch unsere Wirtschafts-
weise ist kaum denkbar ohne die tägliche Mobilität von Mil-
lionen Tonnen unterschiedlichster Waren und Rohstoffe im 
globalen Maßstab. Zugleich lassen sich anhand unserer Mo-
bilität die grundlegenden ökologischen und sozialen Prob-
leme unserer Gegenwart aufzeigen. Der Verkehrssektor ist 
in Deutschland seit Jahren das Sorgenkind der Umwelt- und 
Klimapolitik. Die Form von Mobilität, an die wir uns gewöhnt 
haben, basiert auf einem hohen Ressourcenverbrauch und 
geht mit einem hohen CO2-Ausstoß einher: So entfallen etwa 
20 Prozent des CO2-Ausstoßes in Deutschland auf den Ver-
kehrssektor, ohne dass die Emissionen seit 1990 substanti-
ell gesenkt werden konnten.1 Zugleich ist gerade Deutsch-
land wirtschaftlich stark abhängig von einer Industrie, de-
ren Geschäftsmodell auf dem Verkauf immer größerer, 
schwererer und leistungsfähigerer Autos basiert. Die Res-
sourcen für deren Herstellung, seien es elektrisch betrie-
bene Fahrzeuge oder solche mit Verbrennungsmotor, wer-
den zu großen Teilen aus weit entfernten Ländern des Glo-
balen Südens importiert. Zuletzt hat uns der Krieg in der 
Ukraine unsere Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen vor 
Augen geführt, die auch durch den hohen Energiebedarf un-
seres Verkehrssystems inklusive des Flugverkehrs bedingt 
ist. 

Unser Verkehrssystem steht damit prototypisch für die auf 
fossilem Energieverbrauch basierenden technischen Infra-
strukturen unserer Gesellschaft, die weitgehend im vergan-
genen Jahrhundert entstanden und die die Basis für unse-
ren gewohnten Lebensstil bilden – ohne die ökologischen 
Folgeschäden zu berücksichtigen. Angesichts der zuneh-
menden Krisenerscheinungen in Bezug auf den Klimawan-
del und die weltweite Ressourcenverfügbarkeit stellt sich 
immer dringender die Frage, wie wir diese Systeme so um-
bauen können, dass sie ökologisch nachhaltig sind. Um 
diese Frage zu beantworten, wird im Folgenden zunächst 
betrachtet, wie sich unsere Mobilität in den vergangenen 
20 Jahren entwickelt hat. Der Fokus liegt dabei auf der Per-

sonenmobilität, wobei viele der grundlegenden Trends auch 
für den Güterverkehr gelten. Im nächsten Schritt wird auf 
Grundlage einschlägiger Szenarien und Handlungsempfeh-
lungen analysiert, wie sich unsere Mobilität verändern 
müsste, um eine Transformation zu einem ökologisch und 
sozial nachhaltigen Mobilitätssystem zu erreichen und na-
türliche Ressourcen global zu schonen. Anschließend wird 
diskutiert, warum ein solcher Umbau eine immense Heraus-
forderung darstellt – sowohl auf individueller als auch auf 
politischer Ebene. Angesichts dieser hohen Hürden wird im 
letzten Teil beleuchtet, welche Handlungsspielräume Ver-
kehrspolitik auf verschiedenen föderalen Ebenen dennoch 
hat, um einen solchen Wandel zu gestalten. 

Wie sind wir unterwegs? Aktuelle 
Entwicklungen und Trends der Mobilität

Zwar wird das Thema Mobilität in jüngster Zeit gesellschaft-
lich intensiv diskutiert. Wesentliche Trends der Verkehrs-
entwicklung sind jedoch in den vergangenen fünfzehn bis 
zwanzig Jahren weitgehend konstant geblieben. Mit Aus-
nahme der Zäsur der Corona-Pandemie war unsere Mobili-
tät durch ein beständiges Wachstum der zurückgelegten 
Entfernungen und der Motorisierung gekennzeichnet. Die 
Zahl der Autos in Deutschland steigt jedes Jahr um rund 
eine halbe Million Fahrzeuge an, sodass diese nun bei über 
48,5 Millionen liegt (s. Abb. 1). 

Ökologische Verbesserungen an Antrieben und im Fahr-
zeugdesign wurden bisher beständig durch das zuneh-
mende Gewicht der Autos und deren wachsende Zahl kom-
pensiert, was erklärt, warum sich der CO2-Ausstoß der Ge-
samtflotte trotz technischer Verbesserungen seit 1990 kaum 
verändert hat (Umweltbundesamt  2022b). Dabei blieb der 
Anteil des Autoverkehrs an den Wegen von 2002 bis 2017 
weitgehend stabil, es gab aber ein absolutes Wachstum der 
mit dem Auto, und auch mit dem öffentlichen Verkehr, zu-
rückgelegten Kilometer (Nobis et al. 2019). Dies zeugt von 
unserem immer entfernungsintensiveren Lebensstil. Ein 
differenzierterer Blick auf die Entwicklung zeigt allerdings, 
dass insbesondere in vielen Städten das Verhältnis der 
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 Verkehrsmittel untereinander durchaus Veränderungen un-
terworfen ist. So konnte vielerorts der jahrzehntelange Nie-
dergang des ÖPNV aufgehalten und dessen Anteil am Ver-
kehrsaufkommen stabilisiert werden, während der Fahrrad-
verkehr in vielen Städten ein bemerkenswertes Wachstum 
erzielen konnte (Gerike et al. 2020). Zugleich wuchs jedoch 
der Flugverkehr als der mit Abstand umwelt- und klima-
schädlichste Verkehrsträger in dieser Zeit massiv an. 

In jüngster Zeit war die Entwicklung der Verkehrsnachfrage 
stark von der Zäsur der Corona-Pandemie geprägt. Die Ge-
samtverkehrsleistung sank während der Lockdowns zeit-
weise um bis zu 50 Prozent (Karlsruher Institut für Techno-
logie  2022). Nach starken Einbrüchen durch wiederholte 
Lockdowns nähert sich jedoch im Jahr 2022 die Verkehrs-
nachfrage insbesondere im Straßenverkehr wieder dem Vor-
Corona-Niveau an (Zehl et al. 2021). Aus Sicht einer ökolo-
gisch nachhaltigen Mobilitätsentwicklung war die Pande-
mie mit ambivalenten Effekten verbunden. Auf der einen 
Seite gab es starke Emissionseinsparungen, weil insgesamt 
weniger und weniger weit gefahren wurde. Homeoffice und 
Telemeetings konnten sich erstmals als massentaugliche 
Alternativen zu Pendelwegen und Dienstreisen bewähren. 
Durch die stärkere Orientierung vieler Menschen auf ihr nä-
heres Wohnumfeld wurde der schon zuvor bestehende 
Trend zum Fahrradfahren während der Pandemie deutlich 
verstärkt, und auch der Fußverkehr erwies sich als Gewin-
ner (ebd.). Zugleich stieg allerdings der Anteil des Autover-
kehrs zeitweise stark an, insbesondere auf Kosten des ÖPNV, 
welcher von vielen Kundinnen und Kunden aus hygieni-
schen Gründen gemieden wurde. Die längerfristigen Aus-
wirkungen dieser Entwicklung sind schwer abzuschätzen. 
Zwischenzeitlich konnte die Nachfrage im Bereich des 
ÖPNV durch die Einführung eines deutschlandweit gültigen 
9-Euro-Tickets wieder in die Nähe des Vor-Corona-Niveaus 

gehoben werden (Nobis et al. 2022). Hinweise auf eine Trend-
wende in Richtung weniger Autoverkehr gibt es bisher je-
doch nicht. 

Wie könnte ein nachhaltiges 
Mobilitätssystem aussehen? 

Eine der größten ökologischen Herausforderungen für den 
Verkehr ist zweifellos der Klimaschutz. Im Kontext des im 
Jahr 2021 novellierten Klimaschutzgesetzes hat sich die 
Bundesregierung durchaus ehrgeizige Ziele gesetzt. Der CO2-
Ausstoß des Verkehrs soll demnach bis 2030 um fast 50 Pro-
zent gesenkt werden (Umweltbundesamt 2022a). Bisher ist 
allerdings nicht klar, wie dieses Ziel erreicht werden soll. 
Die meisten Szenarien gehen davon aus, dass dies nur mit 
einer starken Veränderung unseres gesamten Mobilitäts-
systems möglich sein wird. Ein zentraler politischer Streit-
punkt liegt jedoch darin, inwieweit sich Verkehrspolitik auf 
eine Veränderung des Fahrzeugantriebs fokussieren sollte, 
oder aber grundlegendere Veränderungen unseres Mobili-
tätsverhaltens nötig sind. 

In Hinblick auf den ersten Punkt wurde in den vergangenen 
Jahren bereits in Ansätzen eine Transformation des Auto-
mobilsystems in Gang gesetzt: der Umbau vom Verbren-
nungsmotor zu (lokal) emissionsfreien elektrischen Antrie-
ben. Dabei spielten Regulierungen auf EU-Ebene eine ent-
scheidende Rolle: Strengere Flottengrenzwerte für 
Neuwagen, also die Festlegung eines Grenzwertes für den 
durchschnittlichen Verbrauch aller in einem Jahr neu zu-
gelassenen Fahrzeuge, erzeugten Druck auf Fahrzeugher-
steller auch in Deutschland, Nullemissionsfahrzeuge zu-
nächst zur Marktreife zu bringen und schließlich auch of-
fensiv zu vermarkten. Zentral in dieser Entwicklung waren 

Abbildung 1
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zudem schärfere Regulierungen insbesondere in dem für 
die deutschen Hersteller zentralen Markt China sowie die 
Konkurrenz durch neue Anbieter wie Tesla, die als erste er-
folgreich einen Markt für batterieelektrische PKW im gro-
ßen Maßstab adressierten. Die sogenannte „Antriebswende“, 
also die Umstellung auf lokal emissionsfreie Fahrzeuge, hat 
in den vergangenen Jahren durchaus Fortschritte gemacht. 
Zwischen 2019 und 2021 stieg der Anteil von batterieelekt-
rischen Fahrzeugen und Fahrzeugen mit Hybrid-Antrieb an 
den Neuzulassungen von 3 Prozent auf 26 Prozent. 

Aus ökologischer Sicht wird dieser Ansatz aber als unzurei-
chend kritisiert (Manderscheid 2020). Zum einen erscheint 
fraglich, ob eine Umstellung der gesamten PKW-Flotte auf 
elektrische Antriebe schnell genug gelingen kann, um die 
in den Klimaschutzzielen vorgegebenen Reduktionspfade 
einzuhalten (Meyer 2022). Zum anderen ist unklar, wie eine 
Vollversorgung mit Erneuerbaren Energien schnell genug 
erreicht werden soll, wenn eine Gesamtflotte von heute 
schon über 48  Millionen  Fahrzeugen als zusätzliche Ver-
braucher das Stromnetz beanspruchen. Hinzu kommt, dass 
bei einer reinen Antriebswende die anderen ökologischen 
und sozialen Probleme des Verkehrssystems nicht gelöst 
würden. Vor allem würde damit ein System perpetuiert, das 
mit natürlichen Ressourcen extrem verschwenderisch um-
geht.

Vor diesem Hintergrund fordern viele Akteure eine deutlich 
weitreichendere „Mobilitätswende“ (vgl. z. B. Bündnis sozi-
alverträgliche Mobilitätswende 2021).  In einem solchen Sze-
nario, wie es vor Kurzem beispielsweise für Baden-Württem-
berg entwickelt wurde, gibt es eine deutliche Veränderung 
unserer Alltagsmobilität (2017). Der Autoverkehr geht stark 
zurück und verliert seine heutige Dominanz – sowohl rela-
tiv als auch absolut. Der öffentliche Verkehr erlebt eine Re-
naissance und wird zugleich zu einem vielfältigen Mobili-
tätsangebot weiterentwickelt: ergänzt durch eine Vielzahl 

von zusätzlichen Optionen wie Bike- und Carsharing sowie 
flexible Mitnahmedienste. Daneben wird das Fahrrad, auch 
in elektrisch unterstützter Form, in solchen Szenarien wie-
der zu einem genuinen Massenverkehrsmittel vor allem in 
den Städten. Vorbilder hierfür sind Städte in den Niederlan-
den oder Dänemark. In Kopenhagen etwa werden fast 
40  Prozent der Arbeits- und Ausbildungswege, die in der 
Stadt beginnen oder enden, mit dem Fahrrad gemacht (Hen-
derson/Gulsrud 2019). Erreicht wird dies durch einen kon-
sequenten Aufbau einer flächendeckenden Fahrradinfra-
struktur, die das Fahrrad zum schnellsten, bequemsten und 
auch sicheren Verkehrsmittel für den Alltag macht. Auch 
der Fußverkehr wird deutlich gestärkt, vor allem, indem all-
tägliche Ziele wieder näher zusammenrücken und unwirt-
liche autozentrierte Räume aufgewertet werden. Insgesamt 
geht der motorisierte Verkehrsaufwand in diesen Szenarien 
teils deutlich zurück. Eine wichtige Rolle spielt dabei, dass 
weite Strecken, wie insbesondere Pendelwege und Dienst-
reisen zunehmend durch Homeoffice und Telemeetings er-
setzt werden. Die Corona-Pandemie hat verdeutlicht, dass 
hier große Potentiale bestehen und diese auch realistisch 
gehoben werden könnten. Auch weite Urlaubsreisen und 
insbesondere Fernreisen mit dem Flugzeug würden im Zuge 
einer solchen „Mobilitätswende“ deutlich zurückgehen und 
durch näherliegende Ziele ersetzt. 

Wo liegen die Hürden auf dem Weg zu 
nachhaltiger Mobilität? 

Eine „Mobilitätswende“ in diesem Sinne geht also weit dar-
über hinaus, die Antriebsform des privaten Autos zu erset-
zen. Doch wie realistisch ist es, dass ein solches Szenario 
innerhalb der kommenden zehn bis zwanzig Jahre realisiert 
oder zumindest auf den Weg gebracht werden kann? Tech-
nisch und organisatorisch erscheinen die beschriebenen Lö-
sungen durchaus bereits jetzt umsetzbar. Umso mehr wird 

Auf der Internationalen Automobilausstellung (IAA) 2014 wurde dieser Lastkraftwagen vom Hersteller als Nullemissionsfahrzeug beworben. 
Auch bedingt durch neue Regulierungen und Marktkonkurrenz hat die sogenannte „Antriebswende“, also die Umstellung auf lokal emissi-
onsfreie Fahrzeuge, in den vergangenen Jahren Fortschritte gemacht. © picture alliance / dpa | Julian Stratenschulte
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deutlich, dass es hier vor allem um eine gesellschaftliche 
Herausforderung geht. Hürden auf dem Weg liegen vor al-
lem in drei Problemfeldern: zum Ersten in wirtschaftlichen 
Strukturen, die mit dem bisher dominanten Verkehrssys-
tem verbunden sind; zum Zweiten in der kulturellen Bedeu-
tung, die Mobilitätspraktiken in unserem gewohnten Le-
bensstil und unseren Wertvorstellungen zukommen; und 
zum dritten in den raum-zeitlichen Strukturen, die unseren 
Alltag prägen und die sich im Kontext der Verbreitung be-
stimmter Mobilitätsformen entwickelt haben. 

Wirtschaftsmotor Automobilproduktion
In Bezug auf das erste Problemfeld ist vor allem die überra-
gende wirtschaftliche Bedeutung der Mobilitätswirtschaft 
und, bezogen auf Deutschland, insbesondere der Automo-
bilwirtschaft zu nennen. Die deutschen Automobilherstel-
ler gehören zu den bedeutendsten Unternehmen weltweit. 
Mit dem Bau und Verkauf von Autos werden Jahr für Jahr 
Milliardengewinne erwirtschaftet. Dieses Geschäftsmodell 
ist in seinem Kern auf ständiges Wachstum und sinkende 
Produktionskosten ausgelegt (Mattioli et al. 2020). Die Zahl 
der verkauften Autos muss steigen, damit der „Motor“ der 
deutschen Wirtschaft weiter zuverlässig läuft. Die ökologi-
schen Kosten, etwa die oftmals zerstörerische Gewinnung 
wertvoller Rohstoffe, werden aus diesem Geschäftsmodell 
bisher weitgehend ausgeklammert, ebenso wie die Folge-
schäden durch den Klimawandel, der durch die Nutzung der 
Fahrzeuge weiter angeheizt wird. Die Automobilproduktion 
steht prototypisch für einen globalisierten Wirtschaftssek-
tor in einer durch starke ökonomische Ungleichheiten ge-
prägten Welt (Brunnengräber/Haas  2020). Die vergleichs-
weise billige Ausbeutung von Rohstoffen, wie etwa Bauxit 
oder Kobalt, in Ländern des Globalen Südens ermöglichen 
eine profitable Automobilproduktion in Deutschland, in der 
hunderttausende Menschen vergleichsweise attraktive Be-
schäftigungsmöglichkeiten finden. Zugleich werden durch 
Automatisierung, innovative Produktionsverfahren und Ef-
fizienzsteigerungen in der auf globale Märkte skalierten 
Produktion Preise ermöglicht, die den Besitz eines Autos für 
breite Teile der Bevölkerung in Deutschland und vergleich-

baren Ländern ermöglichen. Die Politikwissenschaftler Ul-
rich Brand und Markus Wissen (2017) sprechen dabei von 
einer „imperialen Lebensweise“, die durch das Automobil 
verkörpert wird. 

Die wirtschaftliche Bedeutung geht zugleich mit einem ho-
hen Einfluss der Automobilindustrie auf die Politik in 
Deutschland einher. Mit Verweis auf die wichtigen Arbeits-
plätze agierte etwa die Bundesregierung in den vergange-
nen Jahren immer wieder im Sinne eines „nationalen Wett-
bewerbsstaats“ (Hirsch 1998), der seine zentrale Aufgabe da-
rin sieht, die Position der heimischen Industrie gegen 
Wettbewerber auf dem globalen Markt zu stärken. So zeigte 
sich Deutschland lange als Bremser bei der Durchsetzung 
schärferer CO2-Standards für Neuwagen auf EU-Ebene, wo-
durch eine klare Rahmensetzung in Richtung Nullemis-
sionsfahrzeuge verlangsamt wurde (Hass/Sander 2020). 
Auch jüngst blockierte die Bundesregierung, vor allem in 
der Person des FDP-Verkehrsministers Volker Wissing, ei-
nen umfassenden Neuzulassungsstopp für Verbrennerfahr-
zeuge ab 2035 und setzte stattdessen Ausnahmen durch. In 
den vergangenen Jahrzehnten war die Verkehrspolitik auf 
Bundesebene trotz der Ratifizierung des Pariser Klima-
schutzabkommens insofern weit von einem klaren ökolo-
gischen Kurs entfernt. Vielmehr ist die Bundesverkehrspo-
litik traditionell von einer Strategie der „Doppelförderung“ 
(Haefeli 2008) geprägt, bei der sowohl der Autoverkehr als 
auch, in gewissem Umfang, die Alternativen dazu gefördert 
wurden. 

Auch die Bahn und der öffentliche Personennahverkehr 
(ÖPNV) (sowie natürlich auch der Flugverkehr) sind wirt-
schaftlich bedeutsam. So sind etwa über 300.000 Menschen 
allein im Bereich des ÖPNV beschäftigt. Aus wirtschaftli-
chen und ökologischen Gründen und nicht zuletzt, um das 
Automobilsystem zu entlasten, gilt eine Steigerung der 
ÖPNV-Nachfrage seit Jahrzehnten als verkehrspolitisches 
Ziel – gerade auch bei der aktuellen Bundesregierung, die 
eine Verdopplung der Nachfrage im Schienenfernverkehr 
bis 2030 anstrebt. Entgegen dieser Ziele wurden jedoch letzt-

Automobilproduktion hat in Deutschland einen besonderen Stellenwert. Seine wirtschaftliche Bedeutung geht oftmals mit einem hohen 
Einfluss auf die Politik einher.  © picture alliance / Jochen Eckel
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lich bisher kaum in großem Maßstab wirksame Maßnah-
men beschlossen, um die Nutzung des privaten Autos we-
niger attraktiv zu machen. Im Gegenteil: Schon aus wirt-
schaftspolitischen Erwägungen war eine Reduktion der Zahl 
der Autos bisher kein ernsthaftes verkehrspolitisches Ziel. 
ÖPNV und Autoverkehr werden somit bisher parallel geför-
dert, was insgesamt dazu beiträgt, dass sich die Zahl der mit 
motorisierten Fahrzeugen zurückgelegten Kilometer und die 
Zahl der Autos Jahr für Jahr weiter erhöht. 

Mobilität als Statussymbol
Neben der wirtschaftlichen Bedeutung spielt Mobilität und 
insbesondere Automobilität eine zentrale Rolle in gesell-
schaftlich dominanten Vorstellungen eines „guten Lebens“. 
Seit der Nachkriegszeit galt das private Auto als wichtiges 
Symbol für den Aufstieg der Massen auf ein bisher nie da 
gewesenes Konsumniveau. Das Auto entwickelte sich vom 
Luxusgut zur neuen Normalität. Ab den 1970er Jahren be-
saß die Mehrheit der bundesdeutschen Haushalte ein Auto – 
heute liegt dieser Wert bei über 75  Prozent. Ermöglicht 
wurde diese rasante Verbreitung von einer Verkehrspolitik, 
die keinen Aufwand scheute, um der wachsenden Flut von 
Autos Raum zu verschaffen (Haefeli 2008). 

Eine wichtige Rolle bei der Legitimation dieser Verkehrspo-
litik spielte dabei die symbolische Bedeutung des Autos als 
Ausdruck individueller Freiheit und Selbstbestimmung, die 
sich am Vorbild des amerikanischen Lebensstils anlehnte. 
Hohe Geschwindigkeit wurde als Ausdruck von Überlegen-
heit und Wohlstand interpretiert. In unzähligen Filmen und 
Serien finden wir diese kulturelle Überhöhung des Autos 
und des Autofahrenden repräsentiert. Dabei wird oftmals 
übersehen, dass die scheinbare Überlegenheit des privaten 
Fahrzeugs erst durch kollektive Kraftanstrengungen ermög-
licht wurde: Nur durch immense staatliche Aufwendungen 
für die Infrastrukturen und den Umbau ganzer Städte konnte 
das Auto in Deutschland (fast) flächendeckend zu einem so 
schnellen und bequemen Verkehrsmittel werden. Nur weil 
große Teile des öffentlichen Raums weitgehend kostenlos 
für das Abstellen der Fahrzeuge bereitgestellt werden, kann 
das Auto praktisch nutzbar und vergleichsweise günstig 
sein. Auch heute noch wird das Autofahren durch großzü-
gige finanzielle Unterstützung etwa in Form der sogenann-
ten Pendlerpauschale und der Steuervergünstigungen für 
privat genutzte Dienstwagen staatlich gefördert. 

Indessen verändern sich gesellschaftliche Strukturen und 
Lebensformen, und es stellt sich die Frage, ob sich das pri-
vate Auto auch in Zukunft noch als dominantes Vehikel für 
gesellschaftliche Teilhabe erweist. Das fordistische Wohl-
standsmodell, in dem über Jahrzehnte eine wachsende in-
dustrielle Produktion und ein für breite Schichten ständig 
steigendes Konsumniveau für sozialen Ausgleich sorgten, 
zeigt spätestens seit den 1970er Jahren Auflösungs- und 
Transformationstendenzen. In den vergangenen Jahrzehn-
ten mehren sich Hinweise auf eine gesellschaftliche Pola-
risierung der Wohlstandsentwicklung (Nachtwey  2018). 
Die  oberen Mittelschichten und die Reichen konnten ih-
ren  Wohlstand mehren, während Teile der Mitte und der 
 unteren Schichten sich mit Abstiegsängsten konfrontiert 
sehen. Der Soziologe Andreas Reckwitz (2020) konstatiert 
parallel dazu eine verstärkte Polarisierung auf einer kultu-
rellen Ebene. Ein tiefgreifender Wertewandel hat seit den 
1970er Jahren für eine Pluralisierung von Lebensformen und 
sozialen Milieus geführt. Mit der Transformation hin zu ei-
ner globalisierten Wissens- und Dienstleistungswirtschaft 
hat laut Reckwitz der Bildungsgrad eine zunehmende Be-
deutung für den sozialen Status erlangt. Gesellschaftlich do-
minant sei heute eine „neue“ Mittelklasse der formal höher 

Gebildeten, die urbane Lebensstile präferiert und die sich 
durch eine Kultur des „Singulären“ und Besonderen von an-
deren sozialen Schichten zu distinguieren versucht. 

Es stellt sich die Frage, wie sich diese gesellschaftlichen 
Wandlungsprozesse auf unsere Mobilität auswirken, und 
was sie für Konsequenzen für die Umsetzung einer ökolo-
gisch ausgerichteten Verkehrspolitik haben könnten. Ähn-
lich wie mit anderen Konsumpraktiken können wir mit un-
serer Mobilität ausdrücken, wer wir sind, sein wollen und 
zu welcher sozialen Gruppe wir uns zugehörig fühlen. Be-
sonders deutlich wird das traditionell beim Auto: Gerade die 
Premiummarken der deutschen Hersteller, aber auch rela-
tiv neue Marken wie beispielsweise Tesla sind mit einem 
bestimmten Image verbunden und sollen etwas über den 
sozialen Status der Besitzer:innen aussagen. Um diesen 
symbolischen Vorsprung auch in einer zunehmend plura-
len, vielfältigen Gesellschaft zu bewahren, wird von den Her-
stellern das Markenimage ihrer Fahrzeuge mithilfe von mil-
lionenschweren Werbekampagnen global gepflegt. 

Der symbolische Wert von Mobilität ist jedoch heute weni-
ger als zuvor auf das Auto beschränkt. Auch als Vielfahrer 
in der Bahn kann man mit der BahnCard 100 sozialen Sta-
tus signalisieren. Und noch mehr gehört man als Vielflieger 
zur sogenannten „kinetischen Elite" (Sheller/Urry 2006),  die 
ihre Arbeits- und Lebensweise global ausrichtet. Noch im-
mer gilt: Angehörige höherer sozialer Schichten fahren 
mehr und weiter als andere. Das Reisen wurde zwar seit der 
Nachkriegszeit zunehmend demokratisiert, dennoch leis-
ten sich Wohlhabendere noch immer deutlich mehr Autos, 
Kurztrips und Urlaubsreisen in weit entfernte Länder. Auf-
grund ihrer oftmals höheren Qualifikation suchen sie sich 
zudem oft weiter entfernte Jobs, die zu ihrem speziellen 
Profil passen. Der Zugang zu Mobilität ist also weiterhin so-
zial ungleich verteilt – und somit eigenen sich bestimmte 
Mobilitätspraktiken auch weiterhin dazu, einen bestimm-
ten sozialen Status nach außen hin zu signalisieren. 

Allerdings sind die kulturellen Muster und Zuschreibungen, 
die mit Verkehrsmitteln verbunden werden, in den vergan-
genen rund zwanzig Jahren vielfältiger geworden. Unter 
Rückgriff auf die von Reckwitz beschriebene Logik des Be-
sonderen, Kreativen und Individuellen, die zu einem domi-
nanten kulturellen Muster der Spätmoderne geworden ist, 
lässt sich unter anderem die bemerkenswerte Renaissance 
des Fahrrads kultursoziologisch einordnen. Im Zuge einer 
ausgeprägten Reurbanisierung und einer Aufwertung urba-
ner Lebensstile entwickelte sich das Fahrrad von einer 
günstigen Mobilitätsoption vor allem für Studierende und 
jüngere Menschen zu einem Trendobjekt der „neuen“, urban 
orientierten Mittelschicht. Studien zeigen, dass die Fahr-
radnutzung vor allem bei den höher gebildeten Menschen 
in den Städten zugenommen hat (Hudde 2022). 

In jüngerer Zeit entfaltet dieser Trend auch Wirkungen auf 
die (urbane) Verkehrspolitik. So sammelte in Berlin im Jahr 
2016 eine Fahrradinitiative erfolgreich über 100.000 Unter-
schriften, um eine Verbesserung der Fahrradinfrastruktur 
zu erwirken (Becker et al. 2020). Die Bewegung wurde seit-
dem zum Vorbild für viele andere Städte und markierte zu-
gleich den Beginn einer insgesamt intensivierten gesell-
schaftlichen Debatte über verkehrspolitische Fragen. Im 
Jahr 2021 konstatierte der Deutsche Städtetag eine deutlich 
gestiegene gesellschaftliche Unterstützung für Maßnahmen, 
die öffentliche Räume in den Städten neu verteilen und vor-
mals autozentrierte Räume zugunsten von Fahrrad- und 
Fußverkehr, aber auch zum Spielen und Verweilen, neuge-
stalten (Deutscher Städtetag 2021). Das grundlegende Ziel 
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einer „Wende“ im Verkehr ist inzwischen im gesellschaft-
lichen Mainstream angekommen – nicht zuletzt, weil im-
mer wieder Extremwetterereignisse wie Hitzewellen und 
Überschwemmungen in den vergangenen Jahren das ge-
sellschaftliche Problembewusstsein in Bezug auf den Kli-
maschutz erhöht haben. Angelehnt an Vorbilder wie Barce-
lona oder Amsterdam sind inzwischen viele deutsche Städte 
wie beispielsweise Berlin, Hamburg oder Hannover mutiger 
geworden, auch Maßnahmen zulasten des Autoverkehrs 
umzusetzen – etwa Parkplätze zugunsten von Radschnell-
wegen abzubauen oder die Durchfahrt mit dem Auto in 
Wohnvierteln zu erschweren. Nicht mehr nur der Klima-
schutz, sondern immer mehr auch die Klimaanpassung lie-
fern hierfür wichtige Argumente. 

Die beschriebene Renaissance des Fahrrads und die relati-
ven Fortschritte im Bereich einer fahrrad- und fußgänger-
freundlichen Verkehrspolitik liefern wichtige Hinweise auf 
die grundlegenden Chancen und Herausforderungen einer 
ökologischen Mobilitätswende: Zum einen verdeutlicht die 
Aufwertung des Fahrradfahrens, dass die kulturelle Bedeu-
tung von Verkehrsmitteln prinzipiell veränderbar ist. In 
 einer pluralisierten Gesellschaft können unterschiedliche 
Wertvorstellungen und Statussymbole nebeneinander-
stehen und miteinander in Konkurrenz treten. Neue Bewer-
tungsmuster und Mobilitätspraktiken können sich aus  einer 
Nische heraus zu einem neuen dominanten Muster entwi-
ckeln. Dies verweist auf die Möglichkeit, dass perspektivisch 
eine ökologisch verträgliche Mobilität das bisher dominante 
Ideal des privaten Autos ablösen könnte. 

Zum anderen zeigt das Beispiel des Fahrrads, wie unter die-
sen Bedingungen schlagkräftige politische Unterstützung 
für eine weniger autoorientierte Verkehrspolitik organisiert 
werden kann. Letztendlich kann eine umfassende Transfor-
mation des Mobilitätssystems nur mit entsprechend tief-
greifenden verkehrspolitischen Maßnahmen erreicht wer-
den. Diese werden dann umsetzbar, wenn sich diejenigen 
zu Wort melden, die von weniger Autoverkehr profitieren: 
Seien es Fahrradfahrende, Fußgänger:innen oder Familien 
mit Kindern, die sich mehr Platz für sicheres Spielen wün-
schen. 

Gerade dies verweist aber auch auf grundsätzliche Heraus-
forderungen in dem anstehenden gesellschaftlichen Aus-

handlungsprozess einer Mobilitätswende. Aus soziologi-
scher Perspektive erscheint problematisch, dass der Fahr-
radtrend bisher vor allem von höher Gebildeten getragen 
wird, die den ökologischen Vorteil im Alltag oftmals durch 
weite Urlaubs- und berufliche Reisen wieder kompensieren 
(Holz-Rau/Sicks 2013). Aus ökologischer Sicht wird zudem 
kritisiert, dass das Fahrrad zwar eine geeignete Alternative 
für relativ kurze Wege innerhalb der Städte bietet, es jedoch 
bisher kaum die ökologisch besonders problematischen lan-
gen Pendelwege ersetzen kann (Regling et al. 2020). 

Mobilität zwischen Freiheit und Abhängigkeit
Dieser Einwand führt zu einem dritten Punkt, der einer öko-
logischen Wende im Verkehr bisher entgegensteht. Mit dem 
Durchbruch des privaten Autos wurden nicht nur mächtige 
wirtschaftliche Interessen aufgebaut und kulturelle Leitbil-
der eines auf Geschwindigkeit und Komfort ausgerichteten 
Lebensstils etabliert. Die Massenmotorisierung, und später 
auch die Verfügbarkeit kostengünstiger Flugreisen, hatten 
auch tiefgreifende Auswirkungen auf die räumlichen und 
zeitlichen Strukturen, in denen Gesellschaft sich abbildet. 
Die weitgehende Angleichung der Lebensverhältnisse zwi-
schen städtischen und ländlichen Räumen wäre ohne das 
private Auto als Massenverkehrsmittel kaum denkbar ge-
wesen (Canzler et al. 2018). Die umfassende Suburbanisie-
rung und Zersiedelung, in der sich der kollektive Traum vom 
Leben im eigenen Häuschen mit Garten für Millionen Men-
schen realisierte, wurde erst durch das private Auto (und 
später den Zweit- und Drittwagen) ermöglicht (Mander-
scheid 2014). Umgekehrt profitierte die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung davon, dass die Beschäftigten insgesamt 
um ein Vielfaches mobiler wurden. Das private Auto ermög-
lichte es, immer komplexere Alltagsstrukturen über lange 
Distanzen zu organisieren. Dies nutzten nicht zuletzt die 
Frauen, die mithilfe des Autos Berufstätigkeit und familien-
bezogene Care-Arbeit leichter vereinbaren konnten. 

Die Soziologin Katharina Manderscheid (2012) spricht dabei 
von einer Dialektik von Freiheit und Zwang, die mit der Mo-
torisierung einherging: Mit der Normalisierung des Autos 
wurde auch die Erwartung institutionalisiert, sich über 
lange Distanzen zu bewegen. Der Verkehrsplaner Todd Lit-
man (2004) sieht hierin einen „Kreislauf der Autoabhängig-
keit“: Die steigende Motorisierung führte zwar zu einer 
enorm gesteigerten individuellen Beweglichkeit. Sie führte 
aber zugleich dazu, dass weit vom Zentrum entfernte Wohn- 
und Gewerbestandorte attraktiv wurden. Die zersiedelten 
Räume machten es wiederum schwer, ein attraktives öffent-
liches Verkehrsangebot aufrecht zu erhalten. Fahrrad- und 
Fußverkehr wurden zunehmend aus den autozentrierten 
Räumen verdrängt, wodurch das private Auto schließlich al-
ternativlos erschien, und eine Mobilität ohne eigenes Auto 
stark eingeschränkt wurde. Gerade in ländlichen Räumen 
wurden Versorgungsstrukturen wie Schulen, Kindergärten 
und Einkaufs- wie medizinische Versorgungsmöglichkei-
ten zunehmend ausgedünnt, was wiederum gerade für die 
mit der Care-Arbeit zusätzlich beschäftigten Frauen oftmals 
zu weiteren Wegen führt. Auch dadurch wurden das Auto 
und schließlich auch der Zweitwagen in diesen Räumen 
mehr und mehr zur Notwendigkeit, um überhaupt am ge-
sellschaftlichen Leben teilnehmen zu können – eine Ent-
wicklung, die heute besonders für ältere Menschen zu ei-
nem Problem wird. 

Durch die Schaffung zunehmend autoabhängiger Raum-
strukturen wurde das Auto so zu einer „Mobilitätsmaschine“ 
(Projektgruppe Mobilität 2004), die ständig zu steigendem 
Verkehrsaufwänden beitrug. In Bezug auf einen ökologi-
schen Umbau des Mobilitätssystems bedeutet dies, dass es 

Gerade in den letzten Jahren, auch unter dem Eindruck veränder-
ten Mobilitätsverhaltens während der Corona-Pandemie, sind 
 immer mehr Städte dazu übergegangen, durch Maßnahmen wie 
z. B. Popup-Radwege städtische Bereiche für die Fahrradnutzung 
attraktiver zu gestalten. © picture alliance / Flashpic | Jens Krick
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vor allem jenseits der Großstädte herausfordernd ist, Alter-
nativen zum privaten Auto zu etablieren. Man denke etwa 
an Dörfer, die nur über Landstraßen ohne Fahrradwege mit-
einander verbunden sind; oder an suburbane Räume, in de-
nen die Nutzung des ÖPNV bisher häufig mit langen Fuß-
wegen und vielen Umsteigevorgängen verbunden ist. Man 
denke auch an die komplexen Alltagsarrangements, an die 
wir uns als Normalität gewöhnt haben: Auf dem Weg zur Ar-
beit werden die Kinder mit dem Auto zur Schule gebracht. 
Nach der Arbeit werden noch schnell Geschenke besorgt, 
um nachmittags ein Kind zum Kindergeburtstag und das 
andere zum Fußballverein zu bringen. In ihrer räumlichen 
und zeitlichen Ausdehnung sind diese sozialen Praktiken 
häufig auf Basis des Autos geschaffen. Sie mit anderen Ver-
kehrsmitteln zu bewältigen wäre zum Teil kaum möglich: 
Es bräuchte dafür eine tiefgreifende Veränderung unserer 
kollektiven Gewohnheiten. 

Die Frage ist nun, unter welchen Bedingungen eine solch 
tiefgreifende Transformation unserer sozialen Praktiken 
und unserer technischen Systeme der Mobilität trotz der be-
schriebenen Herausforderungen dennoch möglich werden 
kann. Die Erfahrungen der Corona-Pandemie sind in dieser 
Hinsicht relevant. Im Lockdown erlebten viele Menschen 
eine bisher ungekannte Umstellung ihrer gewohnten raum-
zeitlichen Arrangements: Vor allem das Arbeiten von zu 
Hause veränderte in starkem Maße die gewohnten Muster. 
Neue technologische Möglichkeiten wie Telemeetings wur-
den über Nacht von einer Nischenanwendung zu einer kol-
lektiven Routine. Es stellt sich die Frage, inwieweit eine ge-
zielte Politik dazu beitragen kann, ähnlich tiefgreifende Ver-
änderungen auch ohne den Anlass einer verheerenden 
Pandemie zu stimulieren. 

Handlungsspielräume und Strategien einer 
ökologisch nachhaltigen Verkehrspolitik

Wie würde also eine Verkehrspolitik aussehen, die ange-
sichts der beschriebenen Herausforderungen alle Spiel-
räume nutzt, um den Verkehr in Richtung ökologischer und 

zugleich sozialer Nachhaltigkeit zu verändern? Dazu liegt 
eine Vielzahl von konkreten Vorschlägen vor (vgl. z. B. Agora 
Verkehrswende 2018; Umweltbundesamt 2019; Sachverstän-
digenrat für Umweltfragen 2020). Auf der einen Seite gilt es, 
die Alternativen zu Auto und Flugzeug konsequenter zu för-
dern und attraktiver zu machen. Im Fall des öffentlichen 
Verkehrs werden zum Beispiel verbindliche Mindestbe-
dienstandards für eine flächendeckende Bedienung in al-
len Städten und Landkreisen angemahnt, sodass der ÖPNV 
zu einer verlässlichen Alternative werden kann. Außerhalb 
von Hauptachsen sollte dieser zunehmend flexibel auf Be-
stellung fahren, um Umwege und Umsteigezwänge zu ver-
ringern. Im Schienenverkehr gilt es, einen einheitlichen 
Taktfahrplan umzusetzen und die Kapazitäten vor allem im 
Regionalverkehr zu erhöhen. Zugleich muss es kostengüns-
tiger werden, mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu fahren. 
Das 9-Euro-Ticket, das in den Sommermonaten 2022 tem-
porär eingeführt wurde, hat gezeigt, dass ein einheitliches 
deutschlandweites Ticket jenseits des Tarifdschungels der 
einzelnen Verkehrsverbünde möglich ist. Durch das Expe-
riment wurde eine politische Diskussion entfacht, die sich 
nun vor allem um die Kosten eines vergünstigten Tickets 
dreht. Dies ist insofern ein bedeutender Schritt, als dass nun 
transparent darüber diskutiert werden kann, in welches Sys-
tem wie viele Mittel aus der öffentlichen Hand fließen sol-
len: zum Beispiel in eine vergünstigte Dienstwagenbesteu-
erung oder in einen einfach nutzbaren und kostengünsti-
gen öffentlichen Verkehr. Dabei wird auch der Blick darauf 
gelenkt, welche Bevölkerungsgruppen jeweils von einer sol-
chen Förderung besonders profitieren. 

Entscheidend ist jedoch in jedem Fall, dass eine ökologisch 
ausgerichtete Verkehrspolitik nicht dabei stehen bleiben 
kann, Alternativen zum Auto attraktiver zu machen. Auch 
das hat das 9-Euro-Ticket jüngst demonstriert: Attraktive 
Alternativen führen immer auch zu mehr Verkehr, sie füh-
ren aber ohne weitere Maßnahmen nicht zu wesentlich we-
niger Autonutzung (Nobis et  al.  2022). Ein substantieller 
Wandel wird dann erreicht, wenn die ökologischen und so-
zialen Kosten des Autoverkehrs zunehmend eingepreist 
werden – wenn also Autofahren teurer wird, und die Alter-

Innovative Mobilitätsangebote, beispielsweise kleinere und leichte E-Wagen wie dieses Modell (aufgenommen in Kopenhagen), können die 
nachhaltige Mobilität weiter voranbringen. © picture alliance / Zoonar | Elizaveta Tomashevska
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nativen zugleich günstiger werden. Die bestehende CO2-Be-
preisung ist ein Schritt in diese Richtung, jedoch führen erst 
deutlich höhere Preise zu Verhaltensänderungen (Umwelt-
bundesamt 2019). 

Entscheidend ist auch ein umfassender Umbau städtischer 
Räume. Historisch wurde die Massenmotorisierung dadurch 
ermöglicht, dass im großen Stil autogerechte Infrastruktu-
ren aufgebaut wurden. Ein ähnlicher Prozess muss nun 
stattfinden, um den Aufbau eines neuen Mobilitätssystems 
zu ermöglichen. Vor allem in den Städten müssen Flächen 
umgewidmet werden, um Platz für Fuß- und Radverkehr zu 
schaffen. Verringerte Geschwindigkeiten helfen dabei, dass 
diese Alternativen konkurrenzfähig und sicher werden. Die 
bisher geltenden rechtlichen Rahmenbedingungen im Ver-
kehr sind primär auf die Optimierung eines möglichst rei-
bungslosen „Verkehrsflusses“ ausgerichtet – was in der Re-
gel vor allem auf einen ungehinderten Autoverkehr abzielt 
(Regling et al. 2020). Der Bund ist hier konkret dafür verant-
wortlich, die rechtlichen Rahmenbedingungen des Verkehrs 
anzupassen, um bisher geltende Barrieren für eine nachhal-
tige Mobilitätspolitik auf kommunaler Ebene abzubauen – 
indem zum Beispiel flächendeckend Tempo-30 als Regelge-
schwindigkeit in den Städten ermöglicht wird. 

Neben einer Förderung eines Umstiegs vom Auto muss auch 
das Autosystem selbst in Richtung ökologischer Nachhal-
tigkeit umgebaut werden. Gerade im ländlichen Raum wird 
das private Auto wichtig bleiben. Eine ökologische Wende 
muss aber über die reine Elektrifizierung der Antriebe hin-
ausgehen. So könnten wir uns zukünftig statt in gepanzer-
ten Kokons mit kleineren und leichteren Elektrofahrzeugen 
fortbewegen, die, wann immer möglich, auch geteilt wer-
den. Eine entsprechende Förderung könnte gezielt den Kauf 
von solchen Fahrzeugen unterstützen. Ein Vorbild bilden so 

genannte „Bonus-Malus-Systeme“ in Ländern wie Schwe-
den und den Niederlanden, bei denen beim Kauf emissions-
intensiver Autos eine Zusatzabgabe fällig wird, und zugleich 
beim Kauf emissionsarmer Fahrzeuge ein Bonus gezahlt 
wird (Umweltbundesamt  2021). Dies würde allerdings in 
starkem Widerspruch zum bisherigen Produktportfolio der 
meisten deutschen Autohersteller stehen. Nicht zuletzt 
könnte Deutschland auf EU-Ebene von einem Bremser zu 
einem Treiber strengerer CO2-Grenzwerte werden. 

Es bestehen also durchaus beträchtliche Handlungsmög-
lichkeiten für eine ökologische Verkehrspolitik. Um diese 
umzusetzen ist aber zweierlei zu bedenken: Erstens ist eine 
ökologisch zukunftsfähige Mobilität nur mit weniger Autos 
denkbar – und damit letztlich nur mit einer grundlegenden 
Änderung des Geschäftsmodells der (deutschen) Automo-
bilindustrie. Es stellt sich hier auch die Frage, inwieweit al-
ternative Mobilitätssysteme, etwa auf Basis automatisier-
ter geteilter Fahrzeuge, den Ressourcenverbrauch tatsäch-
lich nachhaltig senken könnten. Möglicherweise muss hier 
nicht nur das System Automobilität, sondern auch das Mo-
dell eines wachstumszentrierten Wirtschaftssystems ins-
gesamt hinterfragt werden (Göpel 2016).

Eng damit verbunden ist der zweite Aspekt: Eine ökologisch 
tragfähige Entwicklung des Mobilitätssystems ist zwingend 
auch damit verbunden, dass wir als Gesellschaft andere 
Konsummuster und alternative Vorstellungen von einem 
„guten Leben“ etablieren. Gerade auch die zumeist hochge-
bildeten urbanorientierten Mittelschichten, die das Fahrrad 
gerne als attraktives Lifestylegefährt annehmen, müssen 
ihre Mobilität in Bezug auf Urlaubsreisen und Pendelwege 
verändern. Umso mehr gilt dies für die Reichsten der Ge-
sellschaft, die mit Abstand am meisten fliegen und mit dem 
Auto fahren (Gössling 2019). 

Städte wie Paris machen es vor: Mit der Einführung eines flächendeckenden Tempolimits von 30 km/h und dem Ausbau von Fahrradwegen 
und -angeboten gestaltet die Stadt den öffentlichen Raum und damit das Mobilitätsverhalten um. © picture alliance / abaca | Derajinski Daniel
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Anmerkungen
1   Eine Ausnahme bildete das Jahr 2020, in dem durch massive Ein-

schränkungen des Verkehrs die Emissionen erstmals um rund 
zehn Prozent sanken (Umweltbundesamt 2022b).
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Generationengerechtigkeit und 
Nachhaltigkeit

Jörg Tremmel

Inwieweit lässt sich Nachhaltigkeit als ein Thema der Generationengerechtigkeit betrachten? Jörg Tremmel 
analysiert in seinem Beitrag die verschiedenen Methoden, wie sich Erfahrungen und Lebenswege zwischen 
und innerhalb von verschiedenen Generationen in Bezug auf den Klimawandel vergleichen lassen. Anhand 
der zunehmenden Erderwärmung lässt sich so zeigen, dass die zukünftigen Generationen deutlich stärker 
von deren Folgeerscheinungen betroffen sein werden. Daher sind die Forderungen der jungen Generation 
nach wirksameren Klimaschutzmaßnahmen nachvollziehbar und berechtigt. Institutionellen Rückhalt be-
kamen sie zuletzt im März 2021 mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG), dessen langfristi-
ge Wirkung allerdings offen ist.

„Nachhaltigkeit“ oder 
„Generationengerechtigkeit“? 

Die Begriffe „Nachhaltigkeit" beziehungsweise „nachhaltige 
Entwicklung" machten in Rekordzeit weltweit Karriere: Die 
großen Weltkonferenzen der letzten Dekaden beschworen 
sie, völkerrechtliche Abkommen nahmen sie auf, Koali-
tionsvereinbarungen in Bund und Ländern erklärten sie 
zum Leitbild der deutschen Regierungspolitik, zahlreiche 
Länder verankerten sie in ihren Verfassungen. Trotz – oder 
gerade wegen  – dieser rasanten Karriere konnte keine 
 Einigkeit über die Bedeutung des Begriffspaares erzielt 
 werden. Es scheint, als ob nichts so beliebt wäre wie das Re-
den und Schreiben über Nachhaltigkeit und gleichzeitig 
nichts so aussichtslos wie der Versuch, den Begriff konsens-
fähig und allgemeinverbindlich zu definieren (vgl.  Jü-
des 1997: 1). 

 „Dass dieses Konzept“, schreibt der Umweltsoziologe Karl-
Werner Brand, „innerhalb kurzer Zeit zu einem zentralen 
Leitbild der internationalen Debatte avancierte, liegt we-
sentlich daran, dass es diffus genug ist, um einen breiten 
normativen Konsens bei sehr unterschiedlichen Vorstellun-
gen über die Art […] seiner Umsetzung sicherzustellen. Be-
griffliche Präzision hätte dem Konzept sein Leitbildpoten-
zial gerade entzogen" (Brand 2004: 37). Je nach Nachhaltig-
keitsverständnis lassen sich ganz unterschiedliche 
Handlungsimperative für Einzelpersonen und Gesellschaf-
ten ableiten (vgl. für Beispiele Tremmel 2004; Tremmel 2015). 

Für diesen Artikel soll daher vorrangig das Konzept der Ge-
nerationengerechtigkeit (Krznaric  2020; McKerlie  2013; 
Tremmel  2012; Gosseries/Meyer  2009; Heubach  2008) ver-
wendet werden. Sowohl „Generation“ als auch „Gerechtig-
keit“ sind Begriffe, die sich kriteriengeleitet definieren las-
sen. Die problematische umgangssprachliche Verwendung 

Zum „Globalen Klimastreik“ hat die Bewegung Fridays for Future am 24. September 2021 aufgerufen. Vornehmlich junge Menschen forderten 
bessere Klimaschutzmaßnahmen. © picture alliance | Winfried Rothermel
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des Begriffes „nachhaltig“ – etwa im Satz „Die Fischbestände 
wurden nachhaltig durch die Ölpest zerstört“ – ist bei „ge-
nerationengerecht“ per se ausgeschlossen.

Der Klimawandel als Frage der 
Generationengerechtigkeit

Nachdem die Menschheit Jahrtausende lang nur das Holz 
aus Wäldern zur Verfügung hatte, um gegarte Nahrung und 
Wärme für ihre Behausungen zu erzeugen, begann mit der 
Industriellen Revolution die Nutzung der „unterirdischen 
Wälder“, also von Kohle, Öl und Gas (Latif 2020). Die mensch-
lichen Aktivitäten ließen die CO2-Konzentration in der At-
mosphäre von 280 auf 421 ppm1 ansteigen. Die Kurve der glo-
balen Treibhausgasemissionen zeigt weiterhin steil nach 
oben, trotz enormer Anstrengungen, die anthropogenen 
Emissionen zu reduzieren. Die einzigen nachvollziehbaren 
Rückgänge treten während Wirtschaftskrisen und Pande-
mien auf. Im Jahr 2009 führte die globale Finanz- und Wirt-
schaftskrise zu einem Rückgang der weltweiten Treibhaus-
gasemissionen um 1,3 Prozent. Bereits im Folgejahr stiegen 
die Emissionen jedoch wieder um 5,9 Prozent an. Ähnlich 
bei der Corona-Pandemie bzw. der daraus resultierenden 
Wirtschaftskrise: 2020 sanken die globalen energiebezoge-
nen CO2-Emissionen um 5,8 Prozent, was den stärksten in 
einem Jahr gemessenen Rückgang der weltweiten Emissi-
onen seit dem Zweiten Weltkrieg darstellt. Aber bereits 2021 
holten die globalen CO2-Emissionen fast den gesamten 
Rückgang des Jahres 2020 wieder auf und erreichten 
36,4 Milliarden Tonnen, nur 0,8 Prozent unter dem Rekord-
wert von 36,7 Milliarden Tonnen im Jahr 2019.

Durch die Verstärkung des natürlichen Treibhauseffekts 
kommt es dadurch zu einem Anstieg der weltweiten Durch-
schnittstemperatur, wobei sich viele Landgebiete etwa dop-
pelt so schnell erwärmen wie der globale Mittelwert, der zu 
70 Prozent aus Meerestemperaturen gebildet wird (Rahms-
torf 2022). Deutschland ist dadurch bereits seit 1850 um rund 
2,3 Grad Celsius wärmer geworden und wenn die Mensch-
heit auf ihrem jetzigen Emissionspfad bleibt, wird es in 
Deutschland (wie auf den meisten Landmassen) bis Ende 
des Jahrhunderts 6  Grad Celsius wärmer geworden sein. 
Dies führt zum Abschmelzen der Eismassen auf dem Fest-

land, wobei langfristig besonders der Verlust des grönlän-
dischen und des westantarktischen Eisschildes zum An-
stieg des Meeresspiegels um mehrere Meter führen werden. 
Dadurch wiederum sind sehr viele Küstenstädte, die derzeit 
hunderte von Millionen Menschen beherbergen, dem Un-
tergang geweiht.

Ein Kind, das im Jahr 2021 geboren wird, wird im Laufe sei-
nes Lebens durchschnittlich doppelt so viele Waldbrände, 
zwei- bis dreimal so viele Dürren, fast dreimal so viele Fluss-
überschwemmungen und Ernteausfälle sowie siebenmal 
mehr Hitzewellen erleben als eine Person, die heute zum Bei-
spiel 60 Jahre alt ist (Thiery et al. 2021). Hier scheint es eine 
Ungerechtigkeit zu geben, die nun mit dem Konzept der Ge-
nerationengerechtigkeit näher beleuchtet werden soll.

Wie „Generationen“ miteinander verglichen 
werden können

Offensichtlich werden im Konzept der Generationengerech-
tigkeit Vergleiche zwischen Generationen gezogen; dies ist 
jedoch komplexer, als man denken könnte. Der deutsche De-
mograf Wilhelm Lexis entwickelte 1875 ein nach ihm be-
nanntes Diagramm, welches (in abgewandelter Form) nach-
folgend verwendet wird, um die verschiedenen Möglichkei-
ten eines Generationenvergleichs zu erklären.

Im Lexis-Diagramm (vgl. Abbildung 1) bildet das Lebensalter 
die vertikale Achse, die chronologisch fortschreitende Zeit 
die horizontale. Der Lebensverlauf einer bestimmten Geburts-
kohorte wird durch die diagonale Linie repräsentiert, die über 
ihrem Geburtsjahr beginnt. Die im gleichen Jahr geborenen 
Personen begehen ihren Lebensweg unisono. Generationen-
kohorten sind hier also gleichgesetzt mit Jahrgangskollek-
tiven, die durch alle Lebensstadien schreiten. Die Kohorte der 
im Jahr 1900 Geborenen ist durch die obere Reihe von klei-
nen Pfeilen symbolisiert, die Kohorte der im Jahr 1930 Gebo-
renen durch die rechts davon beginnende, unterhalb verlau-
fende Reihe von Pfeilen. Wenn die 1900-Kohorte 60 Jahre alt 
ist, dann ist die 1930-Kohorte 30 Jahre alt usw. 

Es sind nun Vergleiche zwischen Generationen zu einem 
bestimmten Zeitpunkt (z. B.im Jahr 2020) und zwischen be-

Abbildung 1
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stimmten Altersgruppen (z. B. den 30-Jährigen) möglich. 
Diese wichtige Unterscheidung soll in den Abbildungen 2 
und 3 anhand eines Zwei-Generationen-Modells vertieft 
werden. Im direkten (in Abb. 2: vertikalen) Vergleich werden 
heutige „Junge" und „Alte" zeitpunktbezogen (z. B. im Jahr 

2023) verglichen. Dies entspricht dem Vorgehen bei einer 
Querschnittsuntersuchung.
Bei einem indirekten Vergleich (in Abb. 3a und 3b: diagonal) 
wird  dagegen Jugend mit Jugend oder Alter mit Alter ver-
glichen.

Abbildung 3a

Indirekte Vergleiche zwischen Generationen (jung/jung)

Abbildung 3b

Indirekte Vergleiche zwischen Generationen (alt/alt)

Abbildung 2

Direkte Vergleiche zwischen Generationen
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Eine einzelne Gesamtlebensverlaufsanalyse, wie sie das Le-
xis-Diagramm zeigt, ist zunächst einmal eine Längsschnitt-
betrachtung und ergibt für sich genommen noch keine Aus-
sagen über die Besser- oder Schlechterstellung einer Gene-
ration. Werden aber nun im Rahmen eines indirekten 
Vergleichs zwei oder mehrere Gesamtlebensverläufe vergli-
chen, so lassen sich daraus entsprechende Aussagen ablei-
ten. In der philosophischen Diskussion über Generationen-
gerechtigkeit werden Gesamtlebensvergleiche oft als der 
„Goldstandard" beschrieben: „Wir nehmen an, dass dies sehr 
klar wird, wenn man – kontrafaktisch – annimmt, dass das 
Leben jeder Person exakt die gleiche Zahl von Jahren um-
fasst. In diesem Fall gehört jede Person reihum allen Alters-
gruppen an. Wer jetzt jung ist, wird später alt sein; und wer 
heute alt ist, war früher jung. Wenn wir Ressourcenanteile 
oder das Ausmaß an Glück über das ganze Leben berück-
sichtigen, dann wird die Verteilung zwischen verschiede-
nen Personen in diesem Fall gleich sein. Und die meisten 
egalitaristischen Moraltheorien sagen, dass wir Gesamtle-
bensverläufe berücksichtigen sollen, wenn wir auf Gleich-
heit testen” (McKerlie 1992: 276). 

In der Klimadebatte wurden lange Zeit nur direkte Verglei-
che zwischen Generationen angestellt. Eine typische Aus-
sage war: Im Jahr 2100 wird die weltweite Durchschnitts-
temperatur auf Landflächen um 6 Grad Celsius zugenom-
men haben. Die dann lebende Generation (gemeint ist hier: 
die dann lebenden Menschen) werden also deutlich mehr 
unter der Hitze leiden als die heute lebende Generation. Eine 
solche zeitpunktbezogene Betrachtung – 2023 wird mit 2100 
verglichen – verunklart aber, wie unterschiedlich Generati-
onen in ihrem Gesamtlebensverlauf unter der Klimakrise 
leiden werden. Dies haben Wim Thiery und Mitautoren erst 
kürzlich in ihrem Science-Artikel herausgearbeitet. “From 
a period to a cohort perspective on extreme event exposure”, 
so nennen sie ihren wegweisenden Perspektivwechsel 
(Thiery et al. 2021). 

Abbildung 4 (unten) vergleicht die Gesamtlebensdauer der 
1960 Geborenen und der 2020 Geborenen in Bezug auf die 
Belastung durch Hitzewellen. Wie die Abbildung zeigt, „star-
tet“ (wie beim Lexis-Diagramm) die später geborene Gene-
ration ihren Lebensweg weiter rechts auf der Zeitachse. Da 
sich nun die klimatischen Lebensbedingungen aufgrund des 
menschengemachten Treibhauseffektes verschlechtern – 
wie sehr hängt vom weiteren klimatischen Fußabdruck der 
Menschheit ab – ist die später geborene Generation deut-
lich schlechter dran. Mit einer Erwärmung von 1,5–2 Grad 
Celsius mehr wäre die 2020 geborene Generation bis zu 
mehr als 30 Prozent von den Folgen der Erderwärmung be-
troffen als die 1960-Kohorte; bei einer Beibehaltung derzei-
tiger Klimaziele könnten es sogar bis zu 50 Prozent mehr 
sein. Damit wäre die Belastung der 2020-Kohorte durch die 
Klimakrise bis zu 7 Mal höher als die der 1960-Kohorte.

Die zunehmenden Hitzewellen werden späteren Generati-
onen stark zusetzen. Über den Zusammenhang von extre-
mer Hitze, Luftfeuchtigkeit und Erschöpfung schreibt der 
Klimaforscher Stefan Rahmstorf: „Das Kühlsystem des 
menschlichen Körpers funktioniert durch Schwitzen, also 
durch die Verdunstung von Wasser an der Hautoberfläche 
(…), je feuchter die Luft bereits ist, desto geringer ist ihre Fä-
higkeit, weiteren Wasserdampf aufzunehmen und desto 
schlechter läuft die Verdunstungskühlung. Die relevante 
Maßzahl für Hitzestress ist die Kühlgrenztemperatur: die 
tiefste Temperatur, die sich durch direkte Verdunstungsküh-
lung erreichen lässt. (…) Schon unterhalb von 30 Grad wird 
es gefährlich, denn wir müssen unsere Körpertemperatur 
bei circa 37 Grad halten und zudem noch die durch Stoff-
wechsel und Bewegung im Körper erzeugte Wärme abfüh-
ren können. (…) Bei einer Luftfeuchte von 70 Prozent (typisch 
für Deutschland im Sommer) wird die selbst für gesunde 
Menschen nach einigen Stunden tödliche Kühlgrenztempe-
ratur von 35 Grad bei einer Lufttemperatur von 40 Grad Cel-
sius erreicht. Heute wird diese Kühlgrenztemperatur nur sel-

Abbildung 4
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ten irgendwo auf der Erde kurzzeitig überschritten, und 
wenn, dann vor allem am Persischen Golf oder an der me-
xikanischen Küste. (…) Bei einer globalen Erwärmung [von] 
Landgebieten um 6 oder mehr Grad (…) werden sich die wäh-
rend Hitzewellen tödlich heißen Gebiete massiv ausweiten, 
den Aufenthalt im Freien zunehmend gefährlich machen 
(…)“ (Rahmstorf 2022: 16).

Die junge Generation – Opfer und Akteur

„Klimawandel beinhaltet Risiken, die probabilistisch, multi-
pel, indirekt, oft unsichtbar und unbegrenzt in Ort und Zeit 
sind. Klimawandel muss gedacht statt gefühlt werden, und 
wir sind nicht besonders gut im Denken. Selbst wenn es uns 
gelingt zu denken, dass etwas eine Bedrohung ist, sind wir 
weniger reaktiv als wenn wir die Bedrohung fühlen. Wissen-
schaftler sagen uns, dass sich die Erde erwärmt, aber wir 
spüren es nicht und also handeln wir nicht. Das ist das am 
schwersten zu überwindende Problem“ (Jamieson 2014: 61). 
So beschreibt der US-amerikanische Umweltforscher Dale 
Jamieson die Schwierigkeit, die schleichende Bedrohung 
der Klimakrise in unserem heutigen Leben bewusst zu ma-
chen und politische Antworten zu entwickeln. Gerade weil 
die extremeren, fühlbaren Auswirkungen mehrheitlich in 
der Zukunft liegen, können Kritiker von umfassenderen Kli-
maschutzmaßnahmen diese mit dem Verweis auf eine feh-
lende akute Bedrohung abtun.

Die unzähligen Berichte und Berechnungen zur Klimakrise 
belegen aber, dass der globale Süden und die heute jungen 
Menschen, ebenso wie unzählige noch gar nicht geborene 
Menschen, die Leidtragenden sein werden. Die Fridays for 
Future-Bewegung lässt sich davon nicht entmutigen, son-
dern dringt mit ihrem Engagement darauf, dass schon heute 
stärker und weitreichender durch Maßnahmen in Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft die Lebensgrundlage zukünfti-
ger Generationen geschützt und erhalten wird. Angesichts 
der drohenden Katastrophe sind auch die Hungerstreiks der 
Gruppe Letzte Generation nicht unangemessen, anders sieht 
es mit Gewalt gegen Sachen oder Personen aus. Es sind 
diese jungen Menschen, die in Deutschland vorangehen und 
die älteren Generationen antreiben. 

In gewisser Weise ist die junge Generation aber auch stär-
ker als bisher in der Lage, selbst an der Energiewende mit-
zuwirken. Vor allem für die Wärme- und Stromwende feh-
len Fachkräfte in Solar-, Elektrik-, und Sanitärbetrieben, die 
vor Ort die notwendigen Arbeiten verrichten. Um diesen 
Engpassfaktor zu beseitigen, würde es helfen, wenn junge 
Leute einen der genannten Handwerkerberufe ergreifen 
würden (Nida-Rümelin/Schnell 2015). Und zuletzt können 
sich junge Menschen auch juristisch Gehör verschaffen, wie 
dies aufsehenerregend im Frühjahr 2021 vor dem Bundes-
verfassungsgericht geschehen ist.

Das Bundesverfassungsgericht – 
Beschützer künftiger Generationen

In der deutschen Verfassung gibt es mit Artikel  20a ein 
Staatsziel, in dem zukünftige Generationen erwähnt wer-
den: „Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künf-
tigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen (…)“. 
Staatszielbestimmungen unterscheiden sich von Grund-
rechten dadurch, dass sie kein subjektives Recht begründen 
und somit nicht einklagbar sind. Das war zumindest weit-
gehender Konsens bis zum überraschenden Klima-Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes. 

Die Verfassungsrichter argumentierten am 24.  März 2021 
(BVerfG  2021) jedoch, dass die Klimaschutzziele, die 
Deutschland sich bis zum Jahr  2030 im Klimaschutzge-
setz  2019 setzte, dazu führen würden, dass das restliche 
Treibhausgasbudget, das den deutschen Bürger:innen zwi-
schen 2030 und 2050 dann noch zur Verfügung steht, zu 
 gering sei. Folglich müssten, wenn man das 1,5-Grad-Cel-
sius-Ziel noch erreichen wollen würde, nach 2030 radikale 
Freiheitsbeschneidungen eingeführt werden. Zentral für den 
erfolgreichen Teil der Verfassungsbeschwerden gegen das 
unzureichende Klimaschutzgesetz von 2019  ist die „ein-
griffsähnliche Vorwirkung auf die durch das Grundgesetz 
geschützte Freiheit der Beschwerdeführenden“ (BVerfG 2021: 
Rn. 184, vgl. auch Rn. 96 und 116). Hier wird also auf zukünf-
tige Lebensabschnitte bereits lebender (heute junger) Men-
schen abgestellt. Das ist nichts anderes als eine Gesamtle-
bensverlaufsanalyse. Das Grundgesetz verpflichte jedoch 
„unter bestimmten Voraussetzungen zur Sicherung grund-
rechtsgeschützter Freiheit über die Zeit und zur verhältnis-
mäßigen Verteilung von Freiheitschancen über die Genera-
tionen“ (Leitsatz 4).

Die zu geringen Ambitionen des Klimaschutzgesetzes 2019 
wurden daher vom BVerfG als Verletzung der Freiheits-
rechte der teilweise noch sehr jungen Beschwerdeführen-
den eingestuft. Der Mitkläger und Klimajurist Felix Ekardt 
erklärt die Wirkung: „[Der Gesetzgeber] muss das verblei-
bende Treibhausgas-Budget fair zwischen den Generatio-
nen verteilen. Letzteres zwingt zu deutlich ambitionierte-
ren Klimazielen – und vor allem Maßnahmen – schon vor 
2030“ (Ekardt 2021). Dies sei die vermutlich weitestgehende 
Entscheidung, die bislang ein oberstes Gericht weltweit zum 
Klimaschutz gefällt habe (Ekardt/Heß 2021).

Im März 2021 demonstrierten Aktivist:innen der Gruppe Fridays for 
Future vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. Dabei for-
derten sie die Umsetzung des wenige Tage zuvor gefällten Bundes-
verfassungsgerichtsurteil zum Klimaschutz. 
 © picture alliance / dpa | Uli Deck
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Anmerkungen
1   Zur Verdeutlichung, was parts per million (oder ppm) bedeutet, kann 

man sich die Erdatmosphäre wie einen Raum vorstellen, der mit einer 
Million Kugeln gefüllt ist, die allermeisten davon hell- und dunkelgraue 
Sauerstoff- und Stickstoffmoleküle. In diesem Raum wabern nun auch 
einige rote CO2-Moleküle herum, früher 280, jetzt 421. 

Das Bundesverfassungsgericht habe damit ein Grundrecht 
auf Klimaschutz geschaffen, wobei es nicht allein darauf 
ankomme, ob heutige Grundrechte der Beschwerdeführer 
bereits verletzt seien. Vielmehr seien auch erst in der Zu-
kunft liegende Grundrechtsbeeinträchtigungen bei hinrei-
chend wahrscheinlichen gravierenden Schäden justiziabel. 
Das alles sei ein Bruch mit der bisherigen Logik des deut-
schen Rechts. Dies betont auch der Verfassungsrechtler 
Christian Callies, wenn er schreibt, dass „das BVerfG seine  
bislang restriktive Rechtsprechung hinsichtlich des Zu-
gangs zum Gericht [überwindet] und das Umweltstaatziel 
des Art. 20a GG nach mehr als einem Vierteljahrhundert so-
wie den Klimaschutz aus seinem verfassungsrechtlichen 
Schattendasein [erlöst]" (Callies 2021).

Zweifellos ist dieser Beschluss ein großer Sprung in Rich-
tung generationengerechter Klimapolitik. Dennoch sind 
Zweifel angebracht, ob das Bundesverfassungsgericht nun 
grundsätzlich als Beschützer künftiger Generationen vor 

den Folgen kurzsichtiger Politik anzusehen ist. Zum einen 
sind Folgeklagen im Bereich Klima nicht mehr vom Bun-
desverfassungsgericht angenommen worden. Zum anderen 
ist die primäre Aufgabe eines Verfassungsgerichts die Prü-
fung, ob Gesetze mit der aktuellen Verfassung vereinbar 
sind – es kann also eigentlich immer nur so fortschrittlich 
sein wie die Verfassung selbst. Und die deutsche Verfassung 
ist im Bereich Umwelt- und Klimaschutz nicht so fort-
schrittlich, wie sie sein müsste, weshalb vor dem überra-
schenden Urteil diverse Vorschläge für eine Reform von Ar-
tikel 20a zirkulierten (Tremmel/Laukemann/Lux 1999). War-
ten wir ab, wie sich das Verfassungsgericht zukünftig 
positioniert. Zum systematischen Schutz kommender Ge-
nerationen ist aber wahrscheinlich weltweit eine neue Ka-
tegorie von Institutionen nötig, die in der Literatur als Fu-
ture Councils, Guardians for the Future oder Ombudsman 
for Future Generations bezeichnet werden (Tremmel 2021; 
Santos Campos 2020).
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Nachhaltigkeit als Thema 
der (politischen) Bildung 

Johanna Weselek

Der Beitrag gibt einen kurzen Einblick in die Genese des Leitbilds einer nachhaltigen Entwicklung und des 
Bildungskonzepts Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE). Nachhaltigkeit wird als gesellschaftlicher 
Aushandlungsprozess beschrieben und darauf aufbauend die Notwendigkeit einer politischen und sozial-
wissenschaftlichen Bildung für die Umsetzung einer nachhaltigeren Zukunft thematisiert. In dem Beitrag 
wird die aktuelle Umsetzung von einer BNE beschrieben und dafür plädiert, dass politische Bildung stärker 
konzeptionell in dem Bildungskonzept verankert werden sollte, um die derzeit bestehenden nicht-nachhal-
tigen Verhältnisse und gesellschaftlichen Strukturen hinterfragen zu können. Wie eine politische Bildung 
für nachhaltige Entwicklung umgesetzt werden kann, wird anhand der Gestaltung von Partizipationserfah-
rungen sowie weiterer Beispiele aufgezeigt. 

Genese nachhaltige Entwicklung und 
Bildung für nachhaltige Entwicklung 

Das Thema Nachhaltigkeit hat seit den 1970er Jahren den 
Weg in das gesellschaftliche Bewusstsein gefunden. Die 
zentralen Themen sind das Wissen um die Grenzen des 
Wachstums (Meadows et al. 1972), der zu hohe Ressourcen-
verbrauch, die globale Erderwärmung in Folge des anthro-
pogenen Klimawandels sowie die globale Ungerechtigkeit 
bezüglich der Wohlstandsverteilung. Der Begriff einer nach-
haltigen Entwicklung als Reflexions- und Lösungsbegriff für 
diesen Krisendiskurs wird im sogenannten Brundtland-Re-
port (1987)1 folgendermaßen definiert: Nachhaltigkeit ist 
eine Entwicklung, „die den Bedürfnissen der heutigen Ge-
neration entspricht, ohne die Möglichkeiten künftiger Ge-
nerationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu be-
friedigen und ihren Lebensstil zu wählen“ (Hauff 1987: 46). 

Im Fokus der Definition steht die Umsetzung einer inter- 
und intragenerationellen Gerechtigkeit, verbunden mit ei-
ner anthropozentrischen Perspektive, in der die Befriedi-
gung der menschlichen Bedürfnisse zentral sind. Der Erhalt 
der Natur und der Biodiversität, der Schutz ökologischer 
Systeme oder der Tierschutz erscheinen nur dahingehend 
relevant, inwiefern sie für eine gesellschaftliche Entwick-
lung notwendig sind (Brand 1997: 13). Trotz der Unschärfe 
der Definition kann positiv hervorgehoben werden, dass 
durch den Brundtland-Bericht der Begriff einer breiten glo-
balen Öffentlichkeit präsentiert wurde.

Ein weiterer wichtiger Meilenstein hinsichtlich der inter-
nationalen politischen Auseinandersetzung mit einer nach-
haltigen Entwicklung ist die Konferenz der Vereinten Nati-
onen für Umwelt und Entwicklung (UNCED) im Juni 1992, 
die gemeinhin als Rio-Konferenz bekannt ist. Dort wurde 
die Agenda 21 verabschiedet, die der Bildung erstmals einen 
hohen Stellenwert für eine nachhaltige Entwicklung beige-
messen hat. Im Rahmen der Rio-Konferenz entstand das 
Konzept einer Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) 
und die Verankerung des Konzepts wird seitdem internati-
onal vorangetrieben, z. B. durch die weltweite UNESCO-De-
kade BNE (2005–2014), das anschließende Weltaktionspro-
gramm (WAP 2015–2019) sowie durch die nationale Etablie-
rung des Bildungskonzepts (z. B. Transfer 21) in den 
deutschen Bundesländern. Welche Ziele mit dem Bildungs-

konzept verbunden sind, wird in der folgenden Definition 
sichtbar: „Bildung für nachhaltige Entwicklung zielt darauf 
ab, Menschen zu befähigen, sich an den gesellschaftlichen 
Lern-, Verständigungs- und Gestaltungsprozessen für eine 
nachhaltige Entwicklung zu beteiligen. Dafür sind die Ent-
wicklung von Nachhaltigkeitskompetenzen sowie die Aus-
einandersetzung mit nachhaltigkeitsrelevanten Werten von 
zentraler Bedeutung“ (Rieckmann 2021: 10).

Mittlerweile ist BNE in den Nachhaltigkeitsstrategien fast 
aller Bundesländer programmatisch verankert (Brock 
et  al.  2018: 300) und in bildungsrelevanten Dokumenten, 
 beispielsweise in Bildungs- oder Lehrplänen, präsent 
(de  Haan  2018: 310). Trotzdem erfolgt die Umsetzung von 
BNE in den verschiedenen Bildungsbereichen noch nicht 
flächendeckend (Grundmann  2017; Singer-Brodowski 
et al. 2019). 

BNE ist auch eines der Unterziele der Agenda 2030, die mit 
ihren 17  Nachhaltigkeitszielen von den Vereinten Natio-
nen  2015 verabschiedet wurde (UN 2015). Die 17  globalen 
Nachhaltigkeitsziele stehen für eine Transformation der glo-
balen Gemeinschaft bis zum Jahr 2030 und dienen als wich-
tige politische Orientierung für die Bearbeitung globaler He-
rausforderungen. Die Bedeutung von BNE für die Nachhal-
tigkeitsagenda und die Realisierung der Nachhaltigkeitsziele 
wird in dem aktuellen UNESCO-Programm ESD for 2030 
(UNESCO 2020) noch stärker thematisiert. Die Agenda 2030 
hat dazu beigetragen, dass entwicklungs- und umweltpoli-
tische Herausforderungen und Problematiken noch stärker 
zusammengedacht werden. Trotzdem hat die inhaltliche Ge-
staltung der Agenda 2030 zu unterschiedlichen Kritikpunk-
ten geführt, da die Agenda die Beendigung der imperialen 
Lebens- und Produktionsweise des Globalen Nordens nicht 
thematisiert und auch kein Lernen vom Globalen Süden hin-
sichtlich anderer Wissens- und Gesellschaftsformen oder 
Naturverhältnisse anstrebt (Ziai 2018: 208). Cordula Kropp 
und Marco Sonnberger beschreiben in diesem Zusammen-
hang die Nachhaltigkeitsziele als eine „anthropozentrische 
Wunschliste des Erhaltenswerten, ohne die industrie-kapi-
talistische Perspektive der Naturaneignung und -beherr-
schung oder ihre kognitiven Grundlagen auch nur im An-
satz zu revidieren" (Kropp/Sonnberger 2021: 44). Viele der 
17 Nachhaltigkeitsziele benötigen für ihre Realisierung er-
hebliches wirtschaftliches Wachstum, zudem enthält die 
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Agenda 2030 verschiedene Widersprüche, die zu Zielkon-
flikten führen können (Blühdorn 2020: 86). 

Wird BNE als emanzipatorisches Bildungskonzept verstan-
den, sollten die Grundlagen einer nachhaltigen Entwicklung 
stetig hinterfragt und weiterentwickelt werden. Nachhal-
tige Entwicklung kann dadurch selbst zu einem Lernpro-
zess werden, in dem beispielsweise eine kritische Reflexion 
der bestehenden inhärenten Widersprüche und Zielkonflikte 
der Nachhaltigkeitsziele angeregt bzw. angeleitet wird 
(Rieckmann 2019: 91). Für die Auseinandersetzung und An-
wendung einer BNE ist es wichtig, zwischen der politischen 
und pädagogischen Ebene zu unterscheiden. BNE bietet die 
Möglichkeit, komplexe Entwicklungen aus verschiedenen 
Perspektiven zu analysieren und zu beurteilen sowie Ziel-
konflikte zu erkennen und auszuhalten (Schreiber 2012: 29). 
Cornelia Gräsel zeigt treffend, welche Möglichkeiten BNE 
hingegen nicht bietet bzw. was nicht ihre Aufgabe ist: „Ge-
rade in pädagogischen Feldern  – in wissenschaftlichen 
ebenso wie in praktischen – besteht ein übergroßer Opti-
mismus in Hinblick auf die Veränderungsmöglichkeiten al-
leine durch Bildung. Damit verbunden lässt sich häufig eine 
Art Verschiebung finden: Gesellschaftliche Probleme, die po-
litisches Handeln erfordern würden, werden gleichsam in 
den Bereich der Bildung verlagert – in der Hoffnung sie wür-
den in diesem Feld gelöst werden. Wenn die CO2-Ziele von 
Ländern nicht erreicht werden, dann ist dies aber keine 
Schwäche des Bildungssystems, die noch mehr BNE in al-
len Bereichen erfordert, sondern fehlender politischer Wille. 
Selbstverständlich sind Bildungsmaßnahmen auch im Be-
reich nachhaltige Entwicklung von großer Bedeutung: Sie 
können Problembewusstsein wecken, komplexes Denken 
fördern, Wissen vermitteln und auch politische oder gesell-

schaftliche Einstellungen verändern. Aber sie ersetzen oder 
korrigieren keine politischen (Fehl-)Entscheidungen“ (Grä-
sel 2020: 29 f.).

Das Thema Nachhaltigkeit ist demnach nicht nur für den 
pädagogischen Kontext relevant, sondern als gesamtgesell-
schaftliche Herausforderung und Aufgabe zu verstehen. Die-
ser Aspekt wird im folgenden Abschnitt näher ausgeführt.

Nachhaltigkeit als gesellschaftlicher 
Aushandlungsprozess

Das Thema Nachhaltigkeit ist mit vielfältigen Herausforde-
rungen verbunden, denn auf die Frage, was nachhaltig ist, 
gibt es keine einfache Antwort. Normative Diskussionen 
und Entscheidungen, was erhalten werden soll, wer es er-
halten soll und für wen es erhalten werden soll (De-
lanty  2020: 59), schließen sich als gesellschaftlicher Aus-
handlungsprozess und gegebenenfalls Konflikt an (Brand/
Wissen 2017: 128). Das übergeordnete Ziel, die Erde als Le-
bensgrundlage zu erhalten, ist eingängig und unstrittig, der 
Weg dorthin hingegen schwierig. Bei einer tiefergehenden 
Analyse des Nachhaltigkeitsdiskurses werden potenzielle 
Konfliktherde ersichtlich, etwa die bereits genannten In-
kompatibilitäten der Nachhaltigkeitsziele oder die unhin-
terfragte Fortführung der kapitalistischen Wachstumslogik 
und der damit verbundenen globalen Ungleichheitsstruktu-
ren. Die gesellschaftliche Debatte um Nachhaltigkeit bein-
haltet komplexe Zusammenhänge, in deren Rahmen „unter-
schiedliche Akteure mit ihren Problemdeutungen, Zielhori-
zonten und Strategien der Umsetzung miteinander 
konkurrieren“ (Wendt/Görgen 2018: 50).

Die UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung (UNCED), die im Juni 1992 in Rio de Janeiro zusammenkam, gilt als Meilenstein in der glo-
balen Klimaschutzpolitik. Im Rahmen der Konferenz entstand auch das Konzept zur Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE). 
 © picture alliance / Associated Press | Eduardo Dibaia
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Für die Auseinandersetzung mit den und Bearbeitung der 
Fragen, Herausforderungen, notwendigen Bewertungen und 
möglichen Konflikten spielt Bildung eine wichtige Rolle. Bil-
dung kann allein keine neue Realität schaffen, da sie von 
den gesellschaftlichen Bedingungen abhängig ist (Mann-
heim 1928), aber durch die Förderung von selbstkritischem 
Denken und Mündigkeit (Adorno 1971) können Heranwach-
senden dazu befähigt werden, die aktuell bestehenden 
nicht-nachhaltigen Verhältnisse zu hinterfragen und zu kri-
tisieren. Die Schule befindet sich in dem Spannungsfeld, 
gleichzeitig Kontinuität zu garantieren und Wandel zu er-
möglichen; die nachkommenden Generationen sollen in die 
bestehende gesellschaftliche Ordnung integriert werden 
und gleichzeitig sind die gesellschaftspolitischen Wünsche 
groß, dass sich die zukünftigen Generationen besser, das 
heißt nachhaltiger verhalten.2 Für die Möglichkeit, mündig 
werden zu können, ist für Adorno das angemessene Maß an 
Anpassung entscheidend, es geht um mehr als die Affirma-
tion der gesellschaftlichen Verhältnisse. Dieses Spannungs-
verhältnis wahrzunehmen und diesem nicht auszuweichen 
ist zentral für Adornos Mündigkeitsbegriff (Adorno 1971: 109). 
Mündigkeit erfordert offene Bildungsprozesse, damit die He-
ranwachsenden Haltungen oder Sichtweisen nicht nur af-
firmativ, das heißt ohne eigene Stellungnahme und Ausei-
nandersetzung übernehmen, sondern damit unabhängiges 
Denken möglich und erfahrbar wird (Gessner 2021: 75). Da-
für benötigen Jugendliche entsprechende Räume, in denen 
sie eigene Positionen in der Gesellschaft erproben können. 
(Politik-)Unterricht kann ein solcher Raum sein (Gess-
ner 2021: 76). Vor dem Hintergrund dieser theoretischen Per-
spektiven wird im folgenden Abschnitt die Relevanz von po-
litischer und sozialwissenschaftlicher Bildung für das Bil-
dungskonzept BNE aufgezeigt. 

Die Relevanz politischer Bildung für eine 
BNE 

BNE hat vielfältige Schnittmengen zur politischen Bildung. 
Durch das Zusammendenken von Ökologie, Ökonomie und 
Sozialem beinhaltet das Bildungskonzept Spannungsfelder 
und Kontroversen, die politisch zu bearbeiten sind (Over-
wien 2014: 375). Vor dem Hintergrund einer demokratischen 
Gesellschaftsordnung, die den Werte- und Handlungsrah-
men setzt, zielt politische Bildung auf die Förderung eines 
kritischen Bewusstseins, auf die Fähigkeit, ein selbststän-
diges Urteil zu fällen, und die Bereitschaft, sich politisch zu 
engagieren, ab. Zur Festigung der demokratischen Grund-
ordnung und zum Erhalt der bestehenden politischen Kul-
tur soll schulischer politischer Unterricht beitragen, indem 
Schüler:innen demokratieadäquates Verhalten habitualisie-
ren. Die Heranwachsenden werden dazu befähigt, eigenes 
politisches Handeln zu erlernen, demokratische Handlungs-
formen als Werte anzuerkennen sowie demokratischen Be-
teiligungsformen auszuüben (Gagel 2000: 22 ff.). Das Zusam-
menspiel von politischer und sozialwissenschaftlicher Bil-
dung ist für das Erlangen eines politischen Bewusstseins 
essenziell. Sozialwissenschaftliche Erkenntnisfähigkeit ist 
für politisches Engagement notwendig, um die politischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Prozesse sowie die eigene In-
volviertheit in diese gesellschaftlichen Strukturen verste-
hen und bewerten zu können (Gagel 2000: 28). Daher ist BNE 
eng mit politischen Bildungsprozessen verwoben. Die kon-
zeptionellen Vorgänger von BNE bzw. ihre zentralen inhalt-
lichen Säulen, das Globale Lernen und die Umweltbildung3, 
haben ebenso wie die politische Bildung im Allgemeinen ei-
nen normativen Kern. BNE ist sowohl ein politisches als 
auch ein pädagogisches Konzept (Rolle 2018). 

Mit Schaubildern können bereits in der Grundschule erste Zusammenhänge von Nachhaltigkeit erarbeitet werden. 
 © picture alliance / Sueddeutsche Zeitung Photo | Stephan Rumpf
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Nachhaltigkeitsthemen verweisen als „public issues“ auf de-
mokratische Praktiken und erfordern daher Partizipations-
möglichkeiten für Individuen (Van Poeck/Vandenabe-
ele 2012: 541). Sowohl für die politische Bildung als auch für 
BNE ist Partizipation ein zentraler Aspekt und Bildungsauf-
trag. Im Nationalen Aktionsplan BNE4 wird die Partizipati-
onsmöglichkeit aller gesellschaftlichen Gruppen für eine 
aktive Zukunftsgestaltung als wesentlicher Bestandteil ei-
ner BNE hervorgehoben und die Partizipation von Schü-
ler:innen als wichtiger Baustein für eine schulische BNE be-
nannt (NAP 2017: 37 f.). Um nicht nur ein Lernen über, son-
dern ein Lernen durch Partizipation zu ermöglichen, sind 
praktische Partizipationserfahrungen im Schulkontext not-
wendig (Liening-Konietzko 2017: 14). Aus subjektbildungs- 
und emanzipatorischer Perspektive sind den Schüler:innen 
die Fähigkeiten zu demokratischer Teilhabe und Teilnahme 
nicht zwangsläufig gegeben, sondern Mündigkeit muss als 
Selbst- und Mitbestimmungsfähigkeit aktiv erlangt werden 
(von Schwanenflügel 2015: 61). Für die Ermöglichung von 
Schüler:innen-Partizipation kommt den Lehrkräften eine 
zentrale Rolle zu (Liening-Konietzko 2017: 14); ihre positive 
Einstellung demgegenüber ist die wesentliche Bedingung 
für die Realisierung von Partizipationserfahrungen (Wen-
zel 2001: 15). Politische Partizipationsprojekte befinden sich 
zwischen pädagogisch zugestandener Beteiligung seitens 
der Lehrenden und Selbstbestimmung der Lernenden. Für 
den Umgang mit diesem Spannungsfeld ist eine angemes-
sene Reflexion notwendig, um etwa Formen der Scheinpar-
tizipation zu vermeiden (Wagner/Brüggen 2012: 30). 

Die klimapolitische Bewegung Fridays for Future (FFF) hat 
gezeigt, dass großes Interesse bei Jugendlichen besteht, sich 
zum Thema Klimawandel zu engagieren. Die Demonstrati-
onen können als „gelebte“ bzw. angewandte BNE betrachtet 
werden. 2019 und 2020 erfährt die Bewegung in Deutschland 
eine außergewöhnliche Beachtung, und eine rege Beteili-
gung an den Protesten für politische Maßnahmen gegen den 

Klimawandel und für politische Verantwortungsübernahme 
lässt sich beobachten. Verschiedene Umfragestudien zu der 
Zusammensetzung und den Einstellungen der Demonstrie-
renden (z. B. Sommer et al. 2019) haben gezeigt, dass unter 
den Befragten eine hohe Zuversicht besteht, dass die Aus-
wirkungen des Klimawandels durch politische Entscheidun-
gen eingedämmt werden können. Die Demonstrierenden 
versuchen, durch ihren Protest Druck auf Politiker:innen 
auszuüben, damit diese sich an das vereinbarte Pariser Kli-
maabkommen von 2015 halten (Sommer et al. 2019: 26). An 
den FFF-Demonstrationen haben überdurchschnittlich viele 
Erstdemonstrierende teilgenommen, insbesondere Schü-
ler:innen waren vertreten. Die Teilnahme am Protest ist im-
mer auch eine Ausdrucksform politischen Interesses und 
politischen Handelns und kann durch die intensivere Aus-
einandersetzung zu einer vermehrten Diskussionsbereit-
schaft über Politik und politischen Selbstwirksamkeitser-
fahrungen führen. „Nicht nur, aber besonders für Schüler:in-
nen bedeutet das: Die Teilnahme am Protest ist ein Akt des 
politischen Lernens“ (Sommer et al. 2019: 22). Für Jugendli-
che kann im Rahmen der FFF-Demonstrationen Partizipa-
tionserleben im Sinne einer BNE ermöglicht werden. Es 
bleibt abzuwarten, wie sich die Protestbewegung unter den 
erschwerten Bedingungen aufgrund der Corona-Pandemie 
wieder konsolidiert. 

Trotz der beschriebenen starken politischen Bezüge der 
Nachhaltigkeitsthematik wurden in den 1990er Jahren glo-
bale und Umweltfragen in der schulischen politischen Bil-
dung wenig thematisiert. Die Erziehungswissenschaftlerin 
Annabell Brosi setzt sich mit dem Verhältnis von politischer 
Bildung und BNE auseinander und plädiert für eine stärkere 
konzeptionelle Verankerung von politischer Bildung als Teil 
einer BNE, da politische Bildung in den meisten (schuli-
schen) BNE-Konzepten bisher deutlich zu kurz kommt 
(Brosi 2021: 7). Die Pädagogin Yvonne Kehren beschreibt den 
bisherigen BNE-Diskurs vor dem Hintergrund des Ausblen-

Die Protestbewegung Fridays for Future stößt gerade bei Kindern und Jugendlichen auf großes Interesse. Viele von Ihnen sammeln hier ihre 
ersten Protest- und damit auch Partizipationserfahrungen im demokratischen Raum. © picture alliance | HMB Media/Oliver Mueller
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dens struktureller Widersprüche und systemischer Zusam-
menhänge als „positiv appellativ“ (Kehren 2016: 197); die in-
dividuelle Beteiligung an den und auch das individuelle Pro-
fitieren, von den globalen Ungleichheiten und 
Ungerechtigkeiten werden dadurch verdeckt und stabili-
siert. Gleichzeitig wird an den/die Einzelne(n) zu viel Ver-
antwortung für Nachhaltigkeit übertragen (Ebd.: 132), indem 
individuelle Konsumhandlungen ins Zentrum gerückt wer-
den (Marchand 2015: 304). Für eine gesellschaftliche Trans-
formation in Richtung einer nachhaltigeren Zukunft, die 
strukturelle und institutionelle Veränderungen beinhaltet, 
reicht der Fokus auf die individuelle Ebene nicht aus. Statt-
dessen sollte das Bildungskonzept BNE zur (politischen) Bil-
dung von Nachhaltigkeitsbürger:innen beitragen und dazu 
befähigen, bestehende Strukturen zu hinterfragen und neu 
bzw. anders zu denken (Rieckmann 2021: 12).

Eine systematischere politikdidaktische Aufarbeitung von 
BNE könnte die Tendenz zur Entpolitisierung relevanter 
Themengebiete verhindern, indem Nachhaltigkeitsaspekte 
in Verbindung mit globalen Machtverteilungen und Un-
gleichheitsverhältnissen diskutiert werden (Ohlmeier/Bru-
nold 2015: 109). Der wichtige kritische Impetus einer BNE, 
die eine sozialökologische Transformation unterstützen soll, 
kommt bislang häufig zu kurz, was zu einer unkritischen 
und wenig kontroversen Auseinandersetzung mit bzw. Um-
setzung von Nachhaltigkeitsthemen führt (Weselek/
Wohnig 2021: 9). Politische Bildung sollte demnach konzep-
tionell stärker innerhalb des BNE-Konzepts sichtbar wer-
den  – wie das aussehen könnte, wird im folgenden Ab-
schnitt expliziert.

Perspektiven für eine politische Bildung 
für nachhaltige Entwicklung 

Resümierend zeigt sich, dass BNE für eine sozialökologische 
Transformation im Sinne einer nachhaltigeren Zukunft re-
levant und die Etablierung des Bildungskonzepts zu befür-
worten ist. Entscheidend ist aber eine adäquate Umsetzung. 

Dies führt zu der Frage, ob BNE durch ihre politischen Ins-
titutionalisierungsbestrebungen Konformität hinsichtlich 
der aktuell gelebten Nicht-Nachhaltigkeit fördert oder ob sie 
durch ihre inhaltlichen Themen und didaktische Ausgestal-
tung zu Gesellschaftskritik und einer reflexiven Auseinan-
dersetzung mit den bestehenden nicht-nachhaltigen Ver-
hältnissen führen kann. Das politische Bestreben, Nachhal-
tigkeitsthemen programmatisch im Bildungssystem zu 
verankern, zeigt deren grundsätzlich Anerkennung und die 
Bestrebungen einer Institutionalisierung. Die gesellschafts-
politische Relevanz wird als hoch eingestuft und dement-
sprechend mit Bildungsinhalten und Wissensbeständen 
verbunden. Gleichzeitig besteht das Risiko der Entpolitisie-
rung von Nachhaltigkeitsthemen im Rahmen des Bildungs-
konzepts, wenn Gesellschaftskritik an den nicht-nachhal-
tigen Verhältnissen durch den Etablierungsprozess zu kurz 
kommt oder die Verantwortung für die Lösung der Nachhal-
tigkeitsproblematiken durch die pädagogische Verortung zu 
sehr auf das Individuum übertragen wird (Brosi 2021: 6). 

Das Ziel einer BNE, zu einer nachhaltigeren Zukunft zu be-
fähigen, kann hingegen nur durch individuelle und kollek-
tive Partizipation erreicht werden. Es muss anerkannt wer-
den, dass eine politische BNE nicht dazu dient, reflexhaft 
durch Wissensaneignung auf gesellschaftspolitische Krisen 
zu reagieren. Für die globalen Nachhaltigkeitsherausforde-
rungen wird es keine schnellen Lösungen geben (Gess-
ner 2021: 82). 

Wie muss eine BNE nun gestaltet sein, damit sie die nach-
folgenden Generationen für eine nachhaltigere Zukunft be-
fähigen kann und das Bildungskonzept nicht lediglich als 
normative Anpassungsstrategie dient? Verschiedene inter-
nationale Studien (Sauvé et  al. 2007; Huckle/Wals  2015; 
Selby/Kagawa 2010) veranschaulichen, dass eine kritische 
und partizipative BNE (siehe dazu auch Hamborg 2017) stär-
ker gefördert werden sollte, die sich weniger auf individu-
elle Konsumhandlungen (Ideland/Malmberg 2015) bezieht, 
sondern strukturelle Widersprüche thematisiert. Kritische 
Auseinandersetzungen mit BNE-Themen können dazu bei-

BNE im Unterricht muss so gestaltet sein, dass durch partizipative Gestaltung und partizipatives Erleben auch komplexe Themenaspekte 
von Nachhaltigkeit nachvollziehbar werden. © Adobe Stock | Gorodenkoff
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Anmerkungen
1   1983 wurde die UN-Kommission für Umwelt und Entwicklung (World 

Commission on Environment and Development, [WCED] sogenannte 
Brundtland-Kommission) unter dem Vorsitz der norwegischen Minis-
terpräsidentin Gro Harlem Brundtland gegründet, um im Lichte der zu-
nehmenden ökologischen, sozialen und ökonomischen Probleme Hand-
lungsempfehlungen für eine nachhaltigere Entwicklung zu erarbeiten. 
Der eigentliche Titel des Brundtland-Reports ist Our Common Future.

2   Diese Dialektik von Bildung ist nicht BNE-spezifisch, aber kann Her-
ausforderungen in Bezug auf die Umsetzung des Bildungskonzepts be-
deuten.

3   Es gibt verschiedene Lesarten und Kontroversen hinsichtlich des Ver-
hältnisses zwischen einer BNE und den beiden Konzepten. Ich verstehe 
Globales Lernen und Umweltbildung als gleichwertige und tragende 
Säulen einer Bildung für nachhaltigen Entwicklung. 

4  Der Nationale Aktionsplan BNE wurde 2017 durch die Nationale Platt-
form BNE – ein Gremium unter dem Dach des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung – verabschiedet. 

5   Sowi-online gibt umfangreiche Hinweise für die Umsetzung einer Zu-
kunftswerkstatt: https://www.sowi-online.de/praxis/methode/zukunfts-
werkstatt.html_2. 

6   Nähere Informationen zu dieser Methode erhalten Sie zum Beispiel 
hier: https://kreativitätstechniken.info/ideen-generieren/walt-disney-
methode/. 

7   Engagement Global bietet mit dem „Chat der Welten“ einen virtuellen 
Austausch für Globales Lernen an: https://www.engagement-global.de/
chat-der-welten.html. 

8   Die 12 A Rounder Sense of Purpose (RSP)-Kompetenzen wurden für alle 
pädagogischen Fachkräfte entwickelt, die eine Bildung für nachhaltige 
Entwicklung anbieten wollen. Unter https://aroundersenseofpurpose.
eu/de/framework/table/ werden die verschiedenen Kompetenzen nä-
her beschrieben und für jede der Kompetenzen Beispielaktivitäten für 
die Umsetzung vorgestellt, hier beispielsweise für die Ermöglichung 
von Partizipation: https://aroundersenseofpurpose.eu/de/framework/
at-int/.

tragen, dass das Konzept seinen normativen Kern nicht ver-
liert und die bestehenden (welt-)gesellschaftlichen Verhält-
nisse reflektiert werden können, indem strukturelle Ursa-
chen für nationale und globale Ungleichheits-, Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse problematisiert und hinterfragt 
werden (Van Poeck/Vandenabeele  2012; Ohlmeier/Bru-
nold 2015; Kehren 2016; Brosi 2021; Weselek/Wohnig 2021). 
Wie beschrieben, sind eine partizipative Gestaltung und ein 
partizipatives Erleben dafür zentral. Ein solches Vorgehen 
schließt Erfahrungen von komplizierten Lösungssuchen, 
Scheitern und gegebenenfalls Ohnmachtserfahrungen mit 
ein. Ein solches Krisenerleben findet bisher im schulischen 
Raum noch zu wenig Platz (Rieckmann/Stoltenberg  2011: 
129). Indem eine Ursachenanalyse der bestehenden Nicht-
Nachhaltigkeit stärker in das Zentrum rückt und die dahin-
terliegenden Machtstrukturen dezidierter analysiert und 
kritisiert werden, kann BNE auch dem Moralisierungsvor-
wurf entgegenwirken, der im Kontext des Bildungskonzepts 
geäußert wird (Holfelder 2018: 107). 

Für die Umsetzung können Methoden zur Entwicklung von 
Zukunftsszenarien5 wie utopische oder dystopische Erzäh-

lungen, Szenarioanalysen oder Zukunftswerkstätten genutzt 
werden (Rieckmann 2021: 13). Die Analyse von komplexen 
Systemen ist etwa durch die Walt-Disney-Methode6 mög-
lich. Fish-Bowl-Diskussionen können die Förderung von kri-
tischem und reflektiertem Denken unterstützen. Perspek-
tivwechsel können durch Praxisprojekte, zum Beispiel vir-
tuelle Austausch- und Kooperationsmöglichkeiten mit 
Ländern des Globalen Südens7, angeregt werden (Rieck-
mann  2021: 13). Die genannten Methodenbeispiele ver-
anschaulichen, dass auch die Lehrenden über Nachhaltig-
keitskompetenzen und ein kritisches Verständnis von ei-
ner nachhaltigen Entwicklung verfügen sollten, um die 
Lernenden adäquat anleiten können. Der Kompetenzrah-
men A Rounder Sense of Purpose liefert einen guten Über-
blick über Anforderungen an Lehrende und stellt weitere 
Umsetzungsideen zur Verfügung8 (Rieckmann 2021: 14). 

Abschließend kann festgehalten werden, dass die vielfälti-
gen ökologischen, ökonomischen und sozialen Herausfor-
derungen einer nachhaltigen Entwicklung eine kritische po-
litische und sozialwissenschaftliche Bildung benötigen. 
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Geschichte“ der südwestdeutschen Natzweiler-Außenlager vor, in der 
er den gesellschaftlichen, politischen, administrativen und historiogra-
phischen Umgang mit diesen Orten des Terrors seit der Besatzungs-
zeit analysiert. Er zeichnet Phasen und Zäsuren der Aufarbeitung und 
des Gedenkens nach und nimmt geschichts- und erinnerungspolitische 
Auseinandersetzungen auf lokaler und regionaler Ebene in den Blick. 
Aus der Zusammenschau dieser spezifisch lokalen Erinnerungskul-
turen entsteht ein differenziertes Bild, das zum besseren Verständnis 
der heutigen Gedenkstättenlandschaft Baden-Württembergs beiträgt. 
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Zwischen 1943 und 1945 bestanden auf dem Gebiet der heutigen 
Bundesländer Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz 
mindestens vierzig Konzentrationslager, die dem KZ Natzweiler 
(Elsass) als Außenlager zugeordnet waren. Nach 1945 erinnerte 
vielerorts kaum mehr etwas an die einstigen Schreckensorte. Das 
Gedenken an die KZ-Außenlager blieb lange Zeit weitgehend auf 
Friedhofsgestaltungen und die individuelle Trauer von Angehörigen 
der Opfer beschränkt. Erst mit der sogenannten Gedenkstätten-
bewegung der 1980er-Jahre setzten Prozesse der Erforschung 
und öffentlichen Erinnerung ein.
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Nicht-Nachhaltigkeit als 
politisches Projekt
Rechtspopulistische Diskurse und Akteure  
in der Energiewende

Fritz Reusswig

In diesem Beitrag wird die Position rechtspopulistischer Akteure zum Thema Nachhaltigkeit vorgestellt und 
am Beispiel der Energiewende konkretisiert. Wie Fritz Reusswig anhand verschiedener Narrative und Grup-
pen deutlich macht, wird dabei eine Doppelstrategie ausgemacht, die eine elitenkritische Abwehr mit einer 
aneignenden Umdeutung verbindet. Gründe für Abwehr und Aneignung werden dazu identifiziert. Die Um-
deutungsstrategie wird als letztlich unvereinbar mit dem Ansatz einer Nachhaltigen Entwicklung bewertet. 
Gleichzeitig wird die These verfolgt, dass die populistische Doppelstrategie wider Willen tatsächliche Defizi-
te des Nachhaltigkeitsdiskurses aufzudecken, allerdings nicht konstruktiv einzulösen vermag. 

Populismus auf dem Vormarsch – 
Nachhaltigkeit in Gefahr?

Trump, Brexit, Ungarn, Polen, Bolsonaro, Putin: Wohin man 
auch blickt, die Ausbreitung des Populismus ist ein globa-
les Phänomen (Moffitt 2016; Rodrik 2018). In verschiedenen 
Nuancen und Kontexten erzählt das populistische Narrativ 
überall eine ähnliche Geschichte: Die Welt ist aus den Fu-
gen, die politische Klasse hat sich von den Menschen ent-
fernt und verfolgt rücksichtslos eigene, meist egoistische 
Ziele, mit den Interessen der Mehrheit wurde das Gemein-
wohl aus dem Blick verloren. Es ist an der Zeit, die Interes-
sen der Mehrheit gegen die Eliten wieder ins Recht zu set-
zen, notfalls auch gegen den Widerstand der „Lückenpres-
se“1, internationaler Organisationen oder rechtsstaatlicher 
Hürden. 

Was heißt das für die Zukunft des Nachhaltigkeitsgedan-
kens? Auf den ersten Blick nichts Gutes: Wichtige Impulse 
für das Konzept der Nachhaltigen Entwicklung gingen und 
gehen von internationalen Organisationen aus, allen voran 
den Vereinten Nationen. Populisten sehen darin ein Zeichen 
der Überfremdung, aus der es sich zu befreien gilt. Nachhal-
tigkeit hat sich – zumindest rhetorisch – zu einer fast schon 
formelhaften positiven Referenzfigur für Regierungen auf 
allen Ebenen entwickelt. Populisten sehen darin ein ideolo-
gisches Elitenprojekt, dessen scheinbare Alternativlosigkeit 
es zu bekämpfen gilt. Und Nachhaltigkeit als normatives 
Konzept verlangt von uns allen Einstellungs- und Lebens-
stilveränderungen. Aus populistischer Sicht ein illegitimer 
Angriff auf das „normale“ Leben der Mehrheit im Namen ei-
ner selbsternannten Öko-Elite, den es entschieden abzu-
wehren gilt.

Gibt es einen zweiten Blick? Ja, wenn man sich nicht damit 
begnügt, einem intuitiven Impuls zu folgen, der da lautet: 
„Wir müssen die Idee der Nachhaltigkeit unbedingt gegen 
die populistischen Angriffe verteidigen!“ Dieser Impuls ist 
naheliegend, aber er basiert auf einem Kurzschluss: Nur weil 
der Populismus etwas angreift und man (aus welchen Grün-
den auch immer) antipopulistisch eingestellt ist, muss die-
ses angegriffene Etwas ja noch nicht positiv sein und blind 
verteidigt werden. Vielleicht deckt der populistische Angriff 

ja auch Blind- und Schwachstellen des Konzepts der nach-
haltigen Entwicklung auf, die angegangen werden müssen, 
auch wenn man das populistische Weltbild nicht teilt. Die-
ser Beitrag versucht die These zu entfalten, dass genau das 
der Fall ist: Das populistische Weltbild und die Praxis popu-
listischer Akteure sind zwar in letzter Instanz demokratie-
gefährdend und ihre Angriffe auf den Nachhaltigkeitsge-
danken sind auf dessen Abschaffung und nicht auf seine 
Verbesserung gerichtet, aber dieser Angriff bietet für alle, 
die sich dem Konzept verpflichtet fühlen, dennoch einen 
notwendigen Anlass zur Reflexion und zur (Selbst-)Kritik 
des Konzepts. Populismus kann also ein kritisch-hermeneu-
tischer Katalysator des Nachhaltigkeitsdiskurses und da-
mit – wider Willen – ein Ferment seiner Weiterentwicklung 
werden. In der Folge werde ich diese These unter besonde-
rer Berücksichtigung der deutschen Energiewende etwas 
näher entwickeln. 

In Deutschland hat sich der populistische Diskurs bisher pri-
mär an zwei Themen entzündet: der Europäischen Union 
(bzw. Aktionen wie dem Euro-Rettungsschirm) und der Mi-
grationspolitik. Mit der im Jahre 2013 gegründeten Partei 
Alternative für Deutschland (AfD) ist auch im lange als „Po-
pulismus-immun“ geltenden Deutschland 2017 eine rechts-
populistische Partei in den Bundestag eingezogen, die vor 
allem von der „Flüchtlingskrise“ des Jahres 2015 politisch 
profitieren konnte (Korte 2019). Zwar kritisierte die AfD da-
mals auch schon die Klima- und Energiepolitik der Bundes-
regierung, aber lange Zeit spielten klima- und energiepoli-
tische Fragen keine zentrale Rolle für die Partei.

Das hat sich im Laufe des Jahres 2019 geändert. Mit dem Er-
starken der Klimadebatte nicht nur in Deutschland – stark 
angefeuert durch die Fridays for Future-Bewegung – rückte 
der Klimawandel als drittes Kernthema ins Visier des deut-
schen Rechtspopulismus  (Kamann 2019). Seitdem spielen 
energie- und klimapolitische Themen eine wichtige Rolle. 
Im nächsten Abschnitt sollen die Positionen näher charak-
terisiert und das Akteursfeld etwas ausgeleuchtet werden. 
Im Anschluss geht der Beitrag auf die Haltung rechtspopu-
listischer Akteure zur Nachhaltigkeit näher ein, die durch 
das Zusammenspiel elitenkritischer Abwehr und aneignen-
der Umdeutung gekennzeichnet ist. Abschließend soll skiz-
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ziert werden, was wir daraus für das Konzept der nachhal-
tigen Entwicklung lernen können. 

Energiewende-Populismus

Lange Zeit war das Thema Populismus ein politikwissen-
schaftliches Randthema. Historische Frühformen aus den 
USA (Farmer’s Alliance, People’s Party) oder Frankreich 
(Poujardismus) gab es schon seit dem 19. Jahrhundert, die 
moderne Geschichte des Populismus beginnt aber erst in 
den 1980er Jahren (Dubiel 1986). Seitdem hat es einen mas-
siven Aufschwung gegeben; die Literatur dazu ist unüber-
sichtlich geworden. Als populistisch bezeichnen wir Par-
teien und Bewegungen, aber auch Ideologien, Diskurse, Stra-
tegien des Machterwerbs oder Einstellungen von Personen. 

Bei allen Unterschieden konvergieren viele Definitionsver-
suche des Populismus doch darin, dass es zwei Kerndimen-
sionen sind, die ihn ausmachen: Elitenkritik und Antiplura-
lismus (vgl. Lewandowsky 2017; Mudde 2004; Mudde/Kalt-
wasser 2017; Müller 2016; Priester 2012; 2017; Rucht 2017). Das 
populistische Narrativ sieht das „gute“ oder „moralisch reine“ 
Volk von einer „korrupten Elite“ um das betrogen, was ihm 
vermeintlich zusteht. Sie stellt also einer (normativ, nicht 
empirisch) behaupteten „Mehrheit“ des Volkes eine (politi-
sche, ökonomische, wissenschaftliche und mediale) Elite 
gegenüber, die sich angeblich von dieser Mehrheit entfrem-
det und abgewandt hat, weil sie rein egoistisch nur noch 
ihre eigenen Interessen bzw. die einer (ebenfalls normativ, 
nicht empirisch definierten) gesellschaftlichen „Minderheit“ 
vertritt. Heilung verspricht die Forderung der Wiedereinset-
zung der Macht des Volkes, für die sich der populistische 
Akteur selbst empfiehlt, in der Regel als Restaurierung der 
Volkssouveränität verpackt (z. B. durch mehr direkt plebis-
zitäre Elemente). Zur Verbreitung arbeitet der Populismus 

mit Mitteln der Vereinfachung, Personalisierung, Emotio-
nalisierung, mit Skandalen und Tabubrüchen – was für me-
diale Aufmerksamkeit sorgt. Unterfüttert wird das populis-
tische Weltbild durch einen manichäischen Dualismus von 
Gut und Böse. Vermittelnde Instanzen, etwa repräsentative 
Vertretungen, Verfassungsgerichte oder öffentlich-rechtli-
che Medien, werden abgelehnt.

Im Kontext von Energie- und Klimapolitik werden diese 
Grunddimensionen von rechtspopulistischen Akteuren the-
menspezifisch ausbuchstabiert. Die AfD ist der politische 
Kristallisationskern des deutschen Rechtspopulismus – mit 
personellen und programmatischen Überschneidungen zum 
Rechtsextremismus (Häusler  2016; Pfahl-Traughber  2019). 
Wie sich rechtspopulistische Parteien in diesem Politikfeld 
verorten, ist nicht a priori ausgemacht. Die verschiedenen 
Spielarten des (Rechts-)Populismus lassen auch hier unter-
schiedliche Positionen zu, die unter anderem durch die spe-
zifische energiepolitische Situation eines Landes oder auch 
die Position der populistischen Partei im politischen Sys-
tem beziehungsweise im Politikzyklus (Opposition – Regie-
rungsbeteiligung – Alleinregierung) moderiert wird (Huber/
Fesenfeld/Bernauer 2020; Huber et  al. 2021). Die deutsche 
AfD und die österreichische FPÖ etwa – in vielen Punkten 
von der politischen Programmatik her durchaus vergleich-
bar – weisen sehr unterschiedliche Einstellungen bezüglich 
des Ausbaus erneuerbarer Energien auf: Während die FPÖ 
vehement dafür ist und dies als nationale Autarkie rahmt, 
ist die AfD klar dagegen und betont die angeblich hohen 
Kosten (Schaller/Carius 2019). 

Die nachfolgende Darstellung kann also nicht für „den“ Po-
pulismus allgemein sprechen, sondern bezieht sich allein 
auf den deutschen Rechtspopulismus und dessen beson-
dere Haltung zu Klimapolitik und Energiewende (vgl. Radtke 
et al. 2019; Reusswig/Lass/Bock 2020; Sommer/Schad et al. 

Seit der Zunahme klimapolitischer Themen, aber auch über den Bedeutungszuwachs energiepolitischer Fragen durch den russischen An-
griffskrieg auf die Ukraine, sind diese Themen auch durch die AfD und ihre Anhängerschaft aufgegriffen worden. So spricht sich die Partei 
für eine Weiterführung von Atomkraftwerken aus. © picture alliance/dpa | Fabian Sommer
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2022; Sturm 2020). Neben der AfD sind noch weitere Akteure 
im Feld, die gegen die Energiewende auftreten und sich da-
bei des Narrativs der von den Eliten betrogenen Mehrheit 
bedienen. 

Die im Jahr 2013 gegründete Bundesinitiative Vernunftkraft 
e. V. sieht sich als Dachverband der Anti-Windkraft-Bewe-
gung in Deutschland; eigenen Angaben zufolge sind dort 
über 600 Bürgerinitiativen engagiert – wobei nicht alle die 
Vernunftkraft-Fundamentalkritik an der Energiewende tei-
len, sondern einfache NIMBY-Organisationen sind.2 Ziel ist 
vor allem der Stopp des Ausbaus von Windkraft, von der Or-
ganisation als „Zufallsstrom“ bezeichnet. Die weitere Nut-
zung von Kohlekraft- und Kernkraftwerken wird trotz vor-
geblicher „Technologieoffenheit“ als unerlässlich betrach-
tet  – seit dem Ukraine-Krieg noch vehementer. Die 
Energiewende wird als Projekt einer politischen Elite ge-
schildert, die Gesetze nur im Interesse einer rein profitori-
entierten Windkraftlobby mache und damit die Interessen 
der Mehrheit des Volkes (sowie des Natur- und Landschafts-
schutzes) verriete. Es ist nicht nur die „Naturzerstörung“, es 
ist vor allem die angebliche Alternativlosigkeit der Energie-
wende, die Vernunftkraft anprangert (Ziegler 2016). Den Ar-
gumenten der Befürworter:innen wird – dem selbstgewähl-
ten Namen entsprechend – in vielen Beiträgen die Rationa-
lität abgesprochen. Vernunftkraft stellt vorgefertigte 
Argumentationshilfen für lokale Protestinitiativen bereit 
und vermittelt Referenten, was zur Professionalisierung, 
aber auch Standardisierung des Protests führt. 

Das Europäische Institut für Energie & Klima (EIKE) operiert 
in dem Feld als Thinktank und legt großen Wert auf seine 
Wissenschaftlichkeit. Von den zehn Mitgliedern des Fach-
beirats tragen sechs einen Professorentitel, die sich aller-
dings sämtlich im Ruhestand befinden. Die meisten sind 
keine Klimaexperten, stilisieren sich aber als eine Art Ge-
gen-IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change, der 

Weltklimarat) und organisieren „Kongresse“, die jedoch eher 
Klassentreffen der Klimaskeptiker ähneln als wissenschaft-
lichen Veranstaltungen. EIKE leugnet den menschenge-
machten Klimawandel und lehnt Klimapolitik und die deut-
sche Energiewende als unsinnig und hysterisch ab. Die Or-
ganisation feiert Vernunftkraft als gut organisierte 
Wutbürger, die sich ihr „Kernland“ zurückholen (Demmig 
2019).

Zwischen diesen Organisationen bestehen vielfältige per-
sonelle und programmatische Überschneidungen. Nicht alle 
ihre Repräsentant:innen teilen ein geschlossen rechtspo-
pulistisches Weltbild. Aber der Grundtenor der Verlaut-
barungen ist ähnlich und fügt sich der rechtspopulistischen 
Basiserzählung. Wenn lokale Protestgruppen diese über-
nehmen, dann wandeln sie sich von NIMBY- zu NIABY-Or-
ganisationen: Not In Anybody’s Back Yard! – Als sachlich 
nicht durchdachtes, sondern rein ideologisch motiviertes 
Projekt ist die Energiewende insgesamt abzulehnen, nicht 
nur der Standort dieser Windkraftanlage hier. Außerdem 
 gewinnt der lokale Protest an Radikalität, da populistisch 
eingestellte Menschen einen (moralisch bösen) Feind zu 
 bekämpfen glauben, nicht einen politischen Gegner, dem 
man legitime (andere) Interessen konzediert (Reusswig 
et al. 2020). 

Lässt sich diese fundamentalkritische Einstellung der Ener-
giewende gegenüber auch auf das Konzept der Nachhaltig-
keit übertragen?

Rechtspopulismus und Nachhaltigkeit

Das Verhältnis zwischen Rechtspopulismus und Nachhal-
tigkeit ist kompliziert und  – zumindest auf der ideologi-
schen Ebene – ambivalent. Es sind zwei Kernstrategien zu 
beobachten: Als dominante Strategie kann eine elitenkriti-

Bürgerinitiativen, die unter dem Dach von Vernunftkraft e. V. organisiert sind, rufen regelmäßig zu Protesten gegen Windkraftanlagen, wie 
hier im Odenwald, auf. © picture alliance/dpa | Uwe Anspach
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sche Abwehr gelten, als Nebenstrategie die aneignende Um-
deutung. 

Elitenkritische Abwehr
Die Profilierung „Wir gegen alle Anderen/den Mainstream“ 
gehört zum Kernbestand populistischer Strategie, setzt sie 
doch diskursiv und praktisch die Kritik an der korrupten 
Elite um und zahlt auf die These ein, dass das politische Sys-
tem sich insgesamt vom Volkswillen entfernt habe. Diese 
Grundsatzhaltung übersetzt sich in spezifische Abwehr-
gründe gegenüber dem als herrschend stilisierten Nachhal-
tigkeitsdiskurs:

 ¢ Stärkung/Rückgewinnung nationaler Souveränität: Das 
Konzept der Nachhaltigen Entwicklung und der Diskurs 
darüber sind stark international und insbesondere durch 
Institutionen der Vereinten Nationen (UN) geprägt. Das 
gilt für den ersten Bericht der Brundtland-Kommission 
von 1987 über die Rio-Konferenz von 1992 bis hin zu den 
Sustainable Development Goals (SDGs) Mitte der 2010er 
Jahre. Die rechtspopulistische Ideologie tritt demgegen-
über für eine Schwächung internationaler Einbindungen 
ein  – in erster Linie betrifft das die EU, aber auch die 
UN – und fordert stattdessen die Stärkung nationaler In-
teressen und eine Rückgewinnung politischer Souverä-
nität für den Nationalstaat. Ein Deutschland, das sich an 
globalen Nachhaltigkeitszielen orientiert oder von der EU 
zu einem Green Deal verpflichtet wird, lehnt der rechts-
populistische Diskurs daher als Fremdbestimmung strikt 
ab. 

 ¢ Verteidigung des „normalen“ Lebensstils: Der rechtspo-
pulistische Mythos vom „guten Volk“ oder der „morali-
schen Mehrheit“ ist politisch konzipiert, wird aber auch 
alltagsweltlich/lebensstilförmig ausbuchstabiert. Dabei 
wird mit einer normativ aufgeladenen Konzeption von 
„Normalität“ gearbeitet, die ökologisch motivierte An-
sprüche an eine Änderung dieses Lebensstils als mora-
lisch verwerfliche und noch dazu undemokratische Be-
vormundung der Mehrheit durch eine Minderheit (urba-

ner) grüner Eliten interpretiert. Dadurch übersetzt sich 
der (exklusive) politische Repräsentationsanspruch des 
Populismus in die Verteidigung eines fossilen Lebens-
stils und des darunterliegenden Wirtschafts- und Gesell-
schaftsmodells (Eversberg  2017). Die Konfliktlinie, die 
hier zum Ausdruck kommt, ist ebenso ökonomisch wie 
kulturell und politisch zu lesen und wird häufig als he-
gemonialer Stadt-Land-Konflikt codiert. 

 ¢ Schuldabwehr der älteren Generation: Die Fridays for 
 Future-Bewegung hat das Thema Klimaschutz in den 
Jahren 2018/19 wieder nach vorne gebracht – und auf-
grund ihrer massenmedialen Präsenz und der politischen 
Resonanz auch Wut und Häme bei der AfD hervorgeru-
fen (vgl. Kamann 2020). Der Grund dafür: Fridays for Fu-
ture ist eine Jugendbewegung, und einer ihrer medial 
häufig geäußerten Kritikpunkte an die Eltern- und Groß-
elterngeneration lautet: „Ihr habt das Klima erwärmt, wir 
müssen das jetzt ausbaden!“ Diese Kritik ist zwar über-
spitzt – nicht zuletzt auch angesichts der vielen älteren 
Aktivist:innen und Sympathisant:innen  –, aber ange-
sichts der dramatischen Dynamik des Klimawandels 
nicht ganz falsch (Knappe/Renn 2022). Die AfD fungiert 
hier als Sprachrohr der älteren Generation. Sie kehrt das 
Thema Generationengerechtigkeit um: Indem die jungen 
Klimaaktivist:innen einer ideologischen „Klimahysterie“ 
verfallen sind, steigen sie aus dem Projekt des generati-
onenübergreifend gedachten und als zukunftsfähig ge-
setzten „normalen“ Lebensstils aus und untergraben da-
mit letztlich die Nachhaltigkeit. 

Diese Abwehrhaltung entspringt einer tiefen Überzeugungs-
schicht populistischer Protagonisten und ihrer Wähler-
schaft.3 Sie kann Ausdruck von ehrlicher (und nicht selten 
wütender) Überzeugung sein, insbesondere dann, wenn den 
wissenschaftlichen Befunden zum anthropogenen Klima-
wandel nicht geglaubt wird – und die Wissenschaftsskep-
sis ist bei AfD-Anhängerinnen und -Anhängern überdurch-
schnittlich stark ausgeprägt (Wissenschaft im Dialog 2021). 
Bei den Funktionären gehört sie quasi zur DNA (vgl. 

Das Engagement junger Menschen für eine nachhaltigere Politik wird von rechtspopulistischen Bewegungen als „Klimahysterie“ diffamiert 
(wie hier am Rande eines Wahlkampfauftritts von Annalena Baerbock im Sommer 2021) und eine Verantwortlichkeit für eine solche Politik 
so abgewiesen.  © picture alliance/dpa/dpa-Zentralbild | Bodo Schackow
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Kraft 2021); für sie gilt: der Klimawandel ist „kein relevantes 
Problem für die Menschheit“ (Hilse et al. 2020: 6). Kritik am 
angeblichen Katastrophismus der Wissenschaft wurzelt in 
der Leugnung der Folgen des eigenen Handelns, das einen 
katastrophischen Kern birgt (vgl. IPCC  2022, McKay et al. 
2022) – ein Phänomen, das Günther Anders schon 1956 als 
„Apokalypse-Blindheit“ diagnostizierte (Anders 1985/86). 

Aneignende Umdeutung
Der rechtspopulistische Diskurs tritt nicht einfach offen als 
Verteidigung von Nicht-Nachhaltigkeit auf, frei nach dem 
Motto „Was kümmert uns die Zukunft des Planeten?“. Viel-
mehr verknüpft sich die Abwehrhaltung mit einer spezifi-
schen Umdeutung des Nachhaltigkeitsparadigmas, das auf 
die These hinausläuft „Wir – und nur wir – sind die eigent-
lichen Anwälte der Nachhaltigkeit“. Ein gutes Beispiel die-
ser Umdeutung kann der AfD-Kampagne „Grüne stoppen – 
Umwelt schützen“ entnommen werden: 

„Das Erscheinungsbild Deutschlands ist die Folge von Jahr-
hunderten menschlicher Arbeit. Unsere Vorfahren haben 
uns Kulturlandschaften hinterlassen, die uns ernähren und 
erfreuen sowie einer vielseitigen Flora und Fauna ebenso 
Heimat bieten wie uns Menschen. Gleichzeitig haben 
menschlicher Pionier- und Erfindergeist zu einem Wohl-
stand geführt, der es uns ermöglicht, dieses reichhaltige 
Erbe mit Sorgfalt auch für nachkommende Generationen 
zu bewahren. Doch Wohlstand und Natur sind heute mas-
siv gefährdet durch eine Grüne Politik, der sich alle etab-
lierten Parteien unterschiedslos verschrieben haben. Auf 
Grundlage der nicht bewiesenen Hypothese eines allein 
menschengemachten Klimawandels wird unsere Industrie 
planwirtschaftlich umgebaut, gewachsene Kultur- und Na-
turlandschaften werden rücksichtslos zerstört sowie un-
sere Freiheiten beschnitten. Dieser radikale Umbau unserer 
Heimat wird das Klima der Welt nicht ändern, aber unsere 
sowie die Zukunft unserer Kinder massiv beeinflussen“ 
(AfD o. J.).

Dem Narrativ einer nicht-nachhaltigen Entwicklung, die es 
im Sinne der Nachhaltigkeit umzukehren oder zu transfor-
mieren gilt, wird hier das Narrativ einer harmonischen Kul-
turentwicklung entgegengesetzt, die Wohlstand, Schönheit 
und ökologische Integrität gebracht habe. Unsere Vorfahren 
haben eine schöne und prosperierende Welt aufgebaut, für 
die wir dankbar sein sollen und die wir in die Zukunft wei-
tertragen müssen. Das greift die Kernvorstellung der Gene-
rationengerechtigkeit auf, aber deutet sie radikal um: Nicht 
„wir“ müssen unseren Natur- und Ressourcenverbrauch 
überdenken und einschränken, damit für künftige Genera-
tionen noch etwas „übrigbleibt“. Sondern die ökologisch ar-
gumentierenden Kritiker:innen unseres Naturumgangs  – 
summarisch und plakativ als „Grüne Politik“ tituliert – müs-
sen ihren Umgang mit „uns“ überdenken, sind sie es doch, 
die eine richtig verstandene Nachhaltigkeit gefährden. Ihre 
Zukunfts- und Politikvorstellungen stellen eine massive Ge-
fährdung von „Wohlstand und Natur“ dar. 

Auch für die AfD gehören wirtschaftliche Entwicklung und 
Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen zusammen – 
nur eben in Umkehrung der üblichen Abhängigkeitsrich-
tung: „ohne materielle Wohlfahrt ist kein Umwelt- und Na-
turschutz denkbar“ (Hilse et al. 2020: 1). Der Begriff der Kul-
turlandschaft fungiert dabei als ideologische Klammer, in 
der Natur und Gesellschaft vorab versöhnt sind. Der Mensch 
ist kein „Fremdkörper und Störenfried“ (AfD 2016: 86), son-
dern Teil, ja Verbesserer der Natur. Kennzeichen unserer 
heutigen Kulturlandschaft ist die Artenvielfalt, nicht der Ar-
tenverlust. Indem diese Kulturlandschaft die gleichzeitige 

Grundlage für die „Schönheit und Eigenart der Natur“ (Bun-
desnaturschutzgesetz) und die Prosperität in Deutschland 
ist, wird selbst die industrielle Landwirtschaft mit all ihren 
negativen Folgen für Umwelt, Biodiversität und menschli-
che Gesundheit zum integralen Teil des Projekts Nachhal-
tigkeit erklärt. 

Greifbar dagegen wird Natur- und Zukunftszerstörung beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien, die unsere Kulturland-
schaften und damit unsere Heimat zerstört. Die Metapher 
der „zerstörten Landschaften“ (Etscheit 2016) bildet den Hin-
tergrund vieler lokaler und bundesweiter Energiewende-
Proteste, vor allem gegen den Ausbau der Windkraft in 
Deutschland (Reusswig et al. 2016) – und zugleich die me-
taphorische Klammer, die den normalen NIMBY-Protest mit 
seiner rechtspopulistischen Aufladung verbindet. Wie im-
mer man zur Windkraft im Landschaftsbild stehen mag: 
Spezifisch rechtspopulistisch ist das Argument erst dann, 
wenn der Vorwurf der Zerstörung mit dem Narrativ des von 
den Eliten betrogenen Volkes verknüpft wird. Die AfD 
spricht von „Wohlstandsvernichtung und Naturzerstörung 
durch ‚erneuerbare‘ Energien“ (Hilse et al. 2020: 2), der man 
sich entgegenstellen müsse, um Deutschlands „einzigartige, 
in Naturräume eingebettete und natürlich intakte Kultur-
landschaften“ und deren „Artenvielfalt und Regulationsfä-
higkeit“ (ebd.) zu erhalten. 

Auffällig ist, dass im rechtspopulistischen Diskurs so getan 
wird, als seien Windräder die einzigen technischen Objekte, 
die unsere Landschaft „rücksichtslos zerstören“. Keine Rede 
ist vom ökologischen wie ästhetischen Zerstörungspoten-
zial konventioneller Intensivlandwirtschaft, keine Rede vom 
Landschaftsverbrauch durch Straßenverkehrsinfrastruktur. 
Im Gegenteil: Mit Kampagnen wie „Rettet den Diesel“ macht 
sich die AfD nicht nur zur Anwältin der auf ihr Auto ange-
wiesenen Menschen im ländlichen Raum, sondern codiert 
alle Einschränkungen des privaten Autoverkehrs als Aus-
druck des Versuchs grüner urbaner Minderheiten, der auto-
freundlichen Mehrheit des Landes ein Ökodiktat aufzuzwin-
gen (Mackenroth 2021).

Als Ausdruck einer aneignenden Umdeutung kann auch das 
Argument gelten, die „Grünen“ (generell für: ökologisch ein-
gestellte Menschen) seien in Wirklichkeit gar nicht so grün, 
wie sie tun. Sie wollen uns ihren Lebensstil aufzwingen, aber 
heimlich fliegen sie in die große weite Welt, fahren teure 
Autos (wahlweise: Dienstwagen) und leben insgesamt, da 
häufig zu den Besserverdienenden zählend, auf großem CO2-
Fussabdruck. Natürlich ist dieses Argument – ganz unab-
hängig von der Frage nach seinem Wahrheitsgehalt – vor-
derhand unverträglich mit allen Impulsen, die der Abwehr-
strategie zugrunde liegen. Schließlich würden die „Grünen“, 
wenn sie denn tatsächlich so lebten, nur das praktizieren, 
was die AfD so vehement verteidigt – Diesel, Steak, Flug-
reise. Es handelt sich also zunächst lediglich um einen ar-
gumentativen Schachzug, der vordergründig der Logik im-
manenter Kritik folgt: Es werden keine äußeren Maßstäbe 
angelegt, sondern man misst einen Gegenstand (eine Pra-
xis) lediglich daran, was er (sie) selbst zu sein beansprucht 
oder von sich behauptet. Die Diskrepanz zwischen Sein und 
Sollen wird gegen das verkündete Sollen gewendet. Ob man 
diesen Anspruch teilt oder nicht, ist zunächst gleichgültig. 

Dass Menschen mit einem geringeren Einkommen auch 
meistens einen geringeren CO2-Fussabdruck hinterlassen, 
ist zwar richtig (Kleinhückelkotten et al. 2016). Aber die AfD 
verteidigt ja gar nicht den „Zwangs-Klimaschutz“ von unten 
oder gar den Lebensstil einer freiwilligen Suffizienz. Arbei-
ter:innen und Arbeitslose sind unter den AfD-Wähler:innen 
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zwar überdurchschnittlich vertreten, machen aber nur ein 
Viertel der AfD-Gesamtwählerschaft aus, während die übri-
gen drei Viertel auf Angestellte, Beamte und Selbständige 
entfallen. Auch bei den formalen Bildungsabschlüssen do-
minieren die mittleren Ränge (Manow 2021; Niedermayer/
Hofrichter 2016). 

Rechtspopulistische Abwehr- und 
Umdeutungsstrategien als kritischer 
Anstoß wider Willen
Es gehört nicht zu den Absichten des rechtspopulistischen 
Diskurses, zur Erhellung und Verbesserung des Nachhaltig-
keitskonzepts beizutragen. Das wird in der Abwehr aller 
Nachhaltigkeitsansprüche deutlich und manifestiert sich 
auch in der radikalen Fundamentalkritik populistisch be-
einflusster Energiewende-Proteste. Selbst die bisweilen ge-
zeigte aneignende Umdeutung verfolgt nicht den Zweck, die 
Nachhaltigkeit unserer Gesellschaft zu verbessern. Es geht 
vielmehr darum, unter weitgehend rhetorischer positiver 
Bezugnahme auf das Konzept der Nachhaltigkeit den Sta-
tus quo fossiler, weitgehend nicht-nachhaltiger Lebensstile 
(und deren politische Ermöglichung) gegen alle Transfor-
mationsimpulse zu verteidigen. 

Und doch kann uns die populistische Abwehr- und Umdeu-
tungsstrategie helfen, Defizite im Konzept der Nachhaltigen 
Entwicklung und seiner Umsetzung aufzudecken. Das gilt 
in verschiedenen Hinsichten, die hier schlagwortartig kurz 
benannt werden:

Differenzierung 
Die fast schon parodistische Umdeutung („Wir sind nach-
haltig – ‚grüne‘ Politik ist es nicht“) weist uns darauf hin, 
dass wir uns von dualistischen Konzeptionen in der Nach-
haltigkeitsdebatte verabschieden sollten, wo immer sie 
noch in den Köpfen stecken. Wir bewegen uns in einer Welt 
komplexer Interdependenzen und Abwägungen, und dies 

gilt auch für die „nachhaltigen Lösungen“. Auch sie kommen 
mit sozialen, ökologischen und ökonomischen Kosten da-
her. Wenn wir uns für sie entscheiden, dann nicht, weil sie 
„gut“ sind und ihre Vorgängerinnen „böse“ oder „schlecht“, 
sondern deshalb, weil sie sich unterm Strich in manchmal 
schwierigen Abwägungsprozessen als „besser“ in angebba-
ren Hinsichten (Ökobilanz, Sozialbilanz …) erwiesen haben. 
Den Populismus abzulehnen heißt eben auch, sein mani-
chäisches Weltbild („gut“ steht gegen „böse“) abzulehnen, 
nicht einfach umzudrehen (Zorn 2017). Nachhaltigkeit 
wird – gerade von regierungsamtlichen Stellen – allzu oft 
schöngeredet und hochgehalten, aber selten kritisch, diffe-
renziert und reflektiert genug betrachtet.4

Integration
Die rechtspopulistische Umkehrung der Prioritäten („Wirt-
schaftswachstum ist die Voraussetzung für Ökologie“) 
weist auf ein Defizit der Nachhaltigkeitsdebatte seit ihren 
Anfängen hin. Als Kompromiss zwischen Entwicklungs- 
und Industrieländern gestartet, etablierte sich rasch das 
sog. „Drei-Säulen-Modell“, wonach Nachhaltigkeit eben im 
Zusammenklang oder der Kombination ökonomischer, öko-
logischer und sozialer Belange/Ziele bestehen sollte. Durch 
diese unklare Formulierung des „Zusammen“ oder „Auch“ 
der drei Säulen wurde der Fortsetzung herkömmlicher 
wirtschaftlicher Wachstums- und Strukturmodelle Tür und 
Tor geöffnet. Man konnte in einer Nachhaltigkeitsdiskus-
sion immer sagen: „Aber man darf es mit dem Umwelt-
schutz nicht übertreiben, denn es geht ja auch darum, die 
wirtschaftlichen Belange auf Dauer zu stellen“. Hier han-
delt es sich aber um ein Fehlverständnis, das Nachhaltig-
keit als Addition unterschiedlicher und unabhängig vonei-
nander definierter Teilziele auffasst, statt die wechselseiti-
gen Bedingungs-, Abhängigkeits- und Begrenzungsbezüge 
offenzulegen. Eine von ihren ökologischen Grundlagen und 
Folgen abgekoppelte Wirtschaft kann nicht als Grundlage 
oder Säule einer tragfähigen Entwicklung dienen. Vielmehr 
gehört die Berücksichtigung dieser Grundlagen und Folgen 

Während eines Protestes gegen Dieselverbote in München im Februar 2019 wird die Vereinnahmung des Themas durch rechtspopulistische 
Bewegungen erst auf den zweiten Blick erkennbar: Die Hinweise, dass es sich bei „Diesel ist super!“ um ein Plakat der AfD handelt, sind nur 
dürftig überklebt. © picture alliance / ZUMAPRESS.com | Sachelle Babbar



224 Heft 4 | 2022

von vornherein in die Definition dessen, was zukunftsfähi-
ges Wirtschaften heißen kann (Club of Rome 2022). 

Konsistenz und Transformation
Der – oft nur diffamierend verwendete – Hinweis der Popu-
listen auf die Diskrepanz zwischen ökologischem Bewusst-
sein und nicht ganz ökologischem Verhalten der „urban-grü-
nen Elite“ trifft ein reales Problem – weit über die adressier-
ten Milieus hinaus. Seit Jahrzehnten befasst sich die 
sozialwissenschaftliche Umwelt- und Nachhaltigkeitsfor-
schung damit (Kuckartz 1998; SONA 2021). Aber anders als 
im populistischen Freund-Feind-Denken, das auf Diskredi-
tierung und Diffamierung angelegt ist, werden hier die 
strukturellen und politischen Ursachen dieser Diskrepanz – 
sie gibt es übrigens auch in prekären Milieus (Kraemer 
2014) – offengelegt. Eine wirklich kritische Aneignung der 
Nachhaltigkeitsdebatte hat sich mit diesen Hindernissen 
auseinanderzusetzen und muss nach Wegen suchen, sie zu 
überwinden. Die rechtspopulistische Strategie dagegen er-
klärt dort, wo sie Nachhaltigkeit nicht offen für Humbug er-
klärt, sondern sich umdeutend zu eigen macht, den Status 
quo für nachhaltig. Sie nimmt damit spiegelbildlich die Ge-
genposition zur Deutung einiger kritischer Sozialwissen-
schaftler:innen ein, die von einer strukturellen Nicht-Nach-
haltigkeit moderner Gesellschaften ausgehen (Blühdorn et 
al. 2020). Die optimistische Schönfärberei der AfD ist aber 
ebenso unangebracht wie der kategorische Abgesang auf 
die Transformationsfähigkeit moderner Gesellschaften. Was 
es stattdessen braucht, sind konzise Analysen von Blocka-
den und Lernverweigerungen  – auch und gerade auf der 
Ebene von Strukturen und Machtverhältnissen (Berg 2020). 
Und, aus sozialwissenschaftlicher Sicht ganz entscheidend, 
ein klarere und auch theoretisch besser unterfütterte Vor-
stellung von soziotechnischen Transformationsprozessen 
zu mehr Nachhaltigkeit (Brand 2021; Brandt 2022). 

Soziale Resonanz
Die notorische Klage über die Kosten von Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit für den berühmten „kleinen Mann“, die von 

rechtspopulistischen Akteuren erhoben wird, fungiert als 
Standardargument ohne tatsächliche Untersetzung und so-
ziale Differenzierung. Aber entkleidet man das Argument 
seiner ideologischen Grobschlächtigkeit, dann bekommt es 
eine aufklärerische Funktion: Wir müssen uns mehr um die 
Frage kümmern, welche Bevölkerungsgruppen aufgrund 
welcher sozialer Lagen und Mentalitäten sich wie zu Nach-
haltigkeitsthemen stellen. Wo liegen die Potenziale für Re-
sonanz, wo für Widerstand und Blockade – und vor allem: 
warum? Denn nur so lässt sich ermitteln, welche Nachhal-
tigkeitsziele (und -politiken) für wen attraktiv oder eben be-
drohlich sind, und was das fürs Politikdesign der Nachhal-
tigkeit bedeutet (Reusswig/Schleer 2021). 

Der populistische Abwehr- und Umdeutungsdiskurs kann 
helfen, Defizite des Konzepts der Nachhaltigkeit und seiner 
(Nicht-)Umsetzung aufzudecken und nach neuen, besseren 
Lösungen zu suchen. Aber dieser Diskurs kann selber nichts 
zu diesen Lösungen beitragen. Die plakativen Vereinfachun-
gen des populistischen Weltbildes verhindern, dass es zu 
der geforderten differenzierten Betrachtung kommt. Die Be-
sitzstandswahrer-Mentalität der populistischen Haltungen 
und Forderungen verhindert, dass es zu einer Integration 
der verschiedenen Nachhaltigkeitsdimensionen kommt. Die 
Apokalypse-blinde Schönfärberei des Status quo verhindert, 
dass es zu einer konsistenten Transformationsauffassung 
kommt. Und die soziologische Unschärfe des populistischen 
Diskurses verhindert, dass wir konstruktiv über Barrieren 
und Politikänderungen diskutieren können. 

Von daher können die im populistischen Diskurs durchaus 
angelegten Momente einer kritischen Hermeneutik der 
Nicht-Nachhaltigkeit nur gegen die Absichten und das ge-
dankliche Rüstzeug des Populismus fruchtbar gemacht wer-
den. Dafür brauchen wir mehr, nicht weniger demokratische 
Debattenkultur – auch wenn man über die Langsamkeit des 
Fortschritts in Sachen Nachhaltigkeit mit Recht klagen 
kann. 

Anstatt auf die ideologischen Untertöne der Frage nach der Herausforderung von Nachhaltigkeit für den „kleinen Mann“ einzugehen, kann 
diese uns zum Nachdenken über spezifische soziale Hürden oder Widerstände anregen. Wie können sich Geringverdiener etwa nachhaltiges 
Wohnen, zum Beispiel mit Solarstrom oder Passivhäusern, leisten? © picture alliance / Daniel Kubirski | Daniel Kubirski
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Anmerkungen
1   Der Begriff „Lückenpresse” wurde u. a. von Ulrich Teusch in Abgren-

zung zu dem Begriff „Lügenpresse“ eingebracht. Befürworter des Be-
griffs „Lückenpresse“ möchten damit eine legitime Kritik an Missstän-
den und blinden Flecken in der Berichterstattung etablierter Medien 

zum Ausdruck bringen, der sich von dem diffamierenden Charakter des 
von Rechtspopulisten genutzten Begriffs „Lügenpresse“ unterscheiden 
soll. Kritiker des Begriffs sehen die Nähe zu der unter dem Begriff „Lü-
genpresse“ vertretenen Ideologie weiterhin gegeben. 

2   NIMBY = Not In My Back-Yard. Dieser Ausdruck soll eine Haltung 
kennzeichnen, die ein Projekt oder dessen Folgen grundsätzlich bejaht, 
aber die konkreten Folgelasten in unmittelbarer Nähe nicht dulden will. 
Alle wollen ein flächendeckendes Handy-Netz in ganz Deutschland, 
aber der Sendemast in direkter Nähe wird abgelehnt. Diese teilweise 
auch diffamierend gemeinte Beschreibungs- und Erklärungsfigur wird 
häufig bemüht, um lokale Energiewendeproteste zu verstehen, taugt 
aber nicht für alle Initiativen und Motive (Hoeft/Messinger-Zimmer/Zil-
les 2017).

3   2020/21 teilten 13,2 % der erwachsenen deutschen Bevölkerung klar 
rechtspopulistische Einstellungen, 2018/19 waren es noch 18,4 % gewe-
sen. Von den Wähler:innen der AfD konnten 2020/21 64,6 % dem 
Rechtspopulismus zugeordnet werden; bei den FDP-Wähler:innen wa-
ren es immerhin noch 18,7 %, bei den Nichtwähler:innen 25,4 %. Selbst 
bei Grünen-Wähler:innen teilen 7,9 % rechtspopulistische Einstellun-
gen – der kleinste Prozentsatz unter allen im Bundestag vertretenen 
Parteien (Küpper et al. 2021). Nicht alle Wähler:innen der AfD teilen also 
deren rechtspopulistisches Weltbild, während dieses auch bei Wäh-
ler:innen anderer Parteien auf Resonanz stößt. 

4   Ähnliches gilt für die Energiewende (vgl. Amri-Henkel 2021). 
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 …Claudia Kemfert 
1. Wie kann unser demokratisches System 
auf aktuelle Fragen von steigenden Ener-
giepreisen und Generationengerechtigkeit 
reagieren? 
Eine kluge Energiewende und Klimaschutz 
schaffen soziale Gerechtigkeit. Derzeit ver-
schulden wir zukünftige Generationen über 
horrende fossile Energiekosten und Klima-
schäden. Die Energiewende mit mehr er-
neuerbaren Energien und Energiesparen 
schafft Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit und 
Wohlstand. Wie das? Erneuerbare Energien 
sind deutlich preiswerter als konventio-
nelle. Damit ermöglichen sie es auch ein-
kommensschwachen Haushalten mit preis-
werter Energie versorgt zu werden. Klima- 
und Umweltschutz sorgen für leise und 
saubere Städte, somit für alle Menschen. 
Auch von partizipativen und preiswerten 
Mobilitätsdienstleistungen können ärmere 
Haushalte am meisten profitieren. Und: Mit 
mehr heimischen erneuerbaren Energien 
müssen wir keine fossilen Energien aus 
 autokratischen und kriegstreibenden Re-
gionen mehr importieren. Wir vermeiden 
geostrategische Konflikte und fossile Ener-
giekriege. Zudem schaffen erneuerbare 
Energien mehr Partizipation und Akzep-
tanz. Zugleich werden Treibhausgase ge-
senkt, was die Generationengerechtigkeit 
erhöht. Nur mit einer klugen Energiewende 
werden fossile Energie- und Klimaschäden 
vermieden. So schaffen wir Generationen-
gerechtigkeit. 

2.  Klimaaktivismus, privater Verzicht, öf-
fentliche Regulierung – wie müssen wir in 
der Demokratie Nachhaltigkeitsziele zwi-
schen öffentlichem und privatem Bereich 
verhandeln? 
In einer wirkungsvollen und lebendigen De-
mokratie geht alles miteinander. Richtige 
und kluge politische Rahmenbedingungen 
über eine öffentliche Regulierung schaffen 
Anreize und Möglichkeiten für effektiven 
Klimaschutz. Je mehr und effektiver gehan-
delt wird, desto mehr Möglichkeiten gibt es, 

Belange miteinander zu verzahnen. Nicht 
Klimaschutz ist Verzicht, sondern kein Kli-
maschutz, wie man aktuell an den horren-
den Auswirkungen des Klimawandels und 
fossilen Energiepreisen sieht. Klimaschutz 
schafft Freiheit, aber auch Veränderung. 
Veränderung ist aber kein Verzicht, sondern 
ein Gewinn. Gewinn von Freiheit, Wohl-
stand, sauberer Luft und leisen Städten. Die 
wichtigste Stellschraube ist richtiger und 
kluger Klimaschutz, welcher die Treibhaus-
gase senkt, eine partizipative Energiewende 
vor Ort umsetzt, und Demo-
kratie  auf diese Weise stärkt. 
Eine kluge Energiewende stärkt 
die Demokratie und damit Par-
tizipationsmöglichkeiten und 
Wohlstand. So lassen sich all 
die  Ambitionen miteinander 
vereinen.

3.   Demokratie oder Ökodikta-
tur – ist unser politisches Sys-
tem dazu fähig, die Klimakrise 
einzudämmen und die natürli-
chen Ressourcen unseres Planeten zu er-
halten (oder braucht es ein autoritäres Ele-
ment)? 
Oftmals wird statt über konkrete Klima-
schutzmaßnahmen zweifelnd über Demo-
kratie geredet. Wer glaubt, dass Demokratie 
angesichts der Klimakrise vernachlässigbar 
sei, irrt. Globaler Klimaschutz ist so kom-
plex, dass er nicht von einer einzelnen Per-
son, noch nicht einmal von einer Personen-
gruppe gelenkt werden kann. Wirkungsvol-
ler weltweiter Klimaschutz ist gegen den 
Willen der Menschen nicht durchsetzbar. Er 
braucht die Akzeptanz, die Unterstützung 
und vor allem die aktive Mitwirkung der re-
gionalen Bevölkerung.  Deswegen müssen 
wir für wirkungsvollen Klimaschutz nicht 
die Demokratie abschaffen, sondern im Ge-
genteil: Wir müssen die vielfältigen Instru-
mente der Demokratie ergreifen und die 
Musik einer nachhaltigen und sozialen Zu-
kunft zum Klingen bringen. 

Prof. Dr. Claudia 
Kemfert 
ist Leiterin der Abteilung 
Energie, Verkehr, Umwelt 
am Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung 
(DIW) in Berlin und ist 
Professorin für Energie-
ökonomie und Energiepo-
litik an der Leuphana 
Universität. Sie ist Ko-
Vorsitzende des Sachver-
ständigenrats für Um-
weltfragen (SRU), Mit-
glied im Präsidium der 
deutschen Gesellschaft 
des Club of Rome 
(DGCOR) sowie im Klima-
beirat der Stadt Hamburg 
und Dresden.

3 Fragen zur Nachhaltigkeit an …

©
 R

ei
ne

r Z
en

se
n



INTERVIEW

228 Heft 4 | 2022

 …Philipp Lepenies 
1. Wie kann unser demokratisches System 
auf aktuelle Fragen von steigenden Ener-
giepreisen und Generationengerechtigkeit 
reagieren? 
Die Frage ist vielmehr, ist die Politik, also 
sind Politiker:innen gewillt, wirklich gestal-
tend tätig zu werden. Der Druck, aus Erwä-
gungen des sozialen Friedens etwas gegen 
hohe Energiepreise zu tun, ist immens groß. 
Niemand kann sich momentan erlauben, 
keine konkreten Vorschläge zu machen, wie 
Menschen geholfen werden kann, die von 
den Energiekosten finanziell erdrückt wer-
den. Bei der Frage der Generationengerech-
tigkeit, die ja eher die Frage beinhaltet, wie 
wir uns vor dem Hintergrund der Klimaka-
tastrophe verändern müssen um unsere Le-
bensgrundlagen zu sichern, sieht es anders 
aus. Da scheint eine breite Bereitschaft zu 
eingreifendem Wandel nicht wirklich Be-
standteil der Politik zu sein. Politik basiert 
bei uns in Deutschland und in vielen ande-
ren Ländern seit Jahrzehnten schon auf ei-
nem „Geist des Unterlassens“. Eine Politik, 
die sich wenig in die Leben der Bürger:in-
nen einmischt, ja eine Politik, die sich fast 
nicht bemerkbar macht, ist in dieser Vor-
stellung eine gute, eine tugendhafte, eine 
richtige Politik. Auch viele Bürger:innen er-
warten eigentlich einen Minimalstaat, der 
sie möglichst in Ruhe lässt. Das ist ein gro-
ßes Problem.

2. Klimaaktivismus, privater Verzicht, öf-
fentliche Regulierung – wie müssen wir in 
der Demokratie Nachhaltigkeitsziele zwi-
schen öffentlichem und privatem Bereich 
verhandeln? 
Ich halte es für unrealistisch davon auszu-
gehen, dass wir unsere privaten Konsumge-
wohnheiten nicht anpassen müssen, wenn 
wir eine Nachhaltigkeitstransformation 
wirklich ernst nehmen. Natürlich ist unser 
Konsum nicht das einzige Problem. Die Pro-
duktionsseite ist genauso relevant und auch 
hier ist eine Transformation unabdinglich 
und wird, vor allem was die Dekarbonisie-
rung angeht, ja auch sichtbar in Angriff ge-
nommen. Interessant ist aber zu überlegen, 
inwiefern unser privater Konsum, in den ja 
der Staat eigentlich nicht reinreden sollte, 
doch Gegenstand öffentlicher Debatten wird 
und damit seine Privatheit ein Stück weit 
verliert. Wie das geschieht, ist dabei zweit-
rangig. Entscheidend ist ja, dass wir in der 

Demokratie zulassen, dass wir das Für und 
Wider unseres Konsumverhaltens diskutie-
ren. Oft hört man, dass Fragen der Moral in 
der Demokratie und im Bereich des Kon-
sums nichts zu suchen hätten. Das ist na-
türlich Unfug. Gerade in der Demokratie 
muss man öffentlich die Fragen nach rich-
tig oder falsch debattieren können. Das leh-
nen komischerweise viele Menschen ab. 
Was für ein Mangel an Vertrauen in urde-
mokratische Prozesse!

3. Demokratie oder Ökodiktatur – ist unser 
politisches System dazu fähig, die Klima-
krise einzudämmen und die natürlichen 
Ressourcen unseres Planeten zu erhalten 
(oder braucht es ein autoritäres Element)?
Die Demokratie ist unser höchstes Gut. Sie 
sollte auch in der Klimakrise nie in Frage 
gestellt werden. Was aber in Frage gestellt 
werden muss ist, ob wir als Gemeinwesen 
genug dafür tun, dass die Menschen nicht 
nur Demokratie verstehen, sondern unser 
System auch als fair und schlagkräftig an-
erkennen und vor allem erleben. Wenn man 
sieht, wie wenig Menschen der Demokratie 
vertrauen, zeigt das die vielleicht größte po-
litische und gesellschaftliche Baustelle: 
Vertrauen in und Wissen um die Demokra-
tie zu fördern und zu erhalten. Auch hier 
muss man sich fragen, ob eine Politik im 
Geiste des Unterlassens nicht 
maßgeblich dazu beigetragen 
hat, dass Vertrauen verspielt 
wurde. Unter anderem auch 
deswegen, weil lange Zeit zwei 
Themenbereiche besonders von 
politischem Unterlassen ge-
kennzeichnet waren: die soziale 
Frage und die Klimapolitik. Ge-
nau die beiden Bereiche, in der 
die Handlungsnotwendigkeit 
jetzt so deutlich wird. Aber des-
wegen auf Demokratie verzich-
ten und andere autoritäre Strukturen her-
beisehnen? Dass es nicht dazu kommt, dazu 
bedarf es tatkräftiger Arbeit auf vielen Ebe-
nen. Beginnen müsste man dann auch da-
mit klarzumachen, dass eine Anpassung 
unserer Lebensgewohnheiten nicht eine 
„Ökodiktatur“ bedeuten würde. Dieser Be-
griff ist brandgefährlich. Er wertet demokra-
tische Entscheidungen ab und suggeriert, 
dass alles so bleiben darf, wie es ist. Einfach 
nicht zeitgemäß.
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 …Janpeter Schilling 
1. Wie kann unser demokratisches System 
auf aktuelle Fragen von steigenden Ener-
giepreisen und Generationengerechtigkeit 
reagieren?
Steigende Energiepreise, der Klimawandel 
und der Krieg in der Ukraine stellen die 
deutsche Politik vor massive Herausforde-
rungen und setzen unser demokratisches 
System einem erheblichen Stresstest aus. 
Damit es diesen besteht, müssen Gruppen 
mit geringerem Einkommen gezielt entlas-
tet werden. Die Gießkanne sollte im Schrank 
bleiben. Personen mit höherem Einkommen 
und Vermögen können die Preissteigerun-
gen der Lebenshaltungskosten verkraften. 
Sinnvolle konkrete Maßnahmen sind unter 
anderem die Aufstockung von Direktzah-
lungen an bestehende Leistungsempfän-
ger:innen, einkommensabhängige Zu-
schüsse für Energiekosten und und ein at-
traktives Nahverkehrsangebot. Um dies zu 
finanzieren, ohne den nachfolgenden Gene-
rationen eine übermäßige Schuldenlast auf-
zubürden, müssen Übergewinne, insbeson-
dere der Mineralölkonzerne, zeitlich befris-
tet abgeschöpft werden. Aber auch 
Steuererhöhungen für Gruppen mit sehr ho-
hem Einkommen müssen diskutiert wer-
den.

2. Klimaaktivismus, privater Verzicht, öf-
fentliche Regulierung – wie müssen wir in 
der Demokratie Nachhaltigkeitsziele zwi-
schen öffentlichem und privatem Bereich 
verhandeln?
Die EU zeigt seit Beginn des Russland- 
Ukraine-Kriegs ein bisher kaum gekanntes 
Maß an Einigkeit und Handlungsfähigkeit. 
Ohne starke öffentliche Regulierung wird 
die multiple Krise, ausgelöst durch die 
starke Abhängigkeit von russischem Gas 
und Energiepreissteigerungen, nicht zu be-
wältigen sein. Jedoch darf dies nicht dazu 

führen, dass wir wieder auf Energieträger 
wie Kohle, Schiefergas oder Nuklearkraft 
setzen. Damit könnten wir den Anspruch 
auf Nachhaltigkeit begraben. Der Klimabe-
wegung kommt daher eine tragende Rolle 
zu. Sie muss die Regierung daran erinnern, 
dass ein beschleunigter Ausbau der erneu-
erbaren Energien der einzige Weg aus der 
Krise ist. Allerdings werden mehr Windrä-
der auch zu mehr lokalem Widerstand füh-
ren. Um die Akzeptanz von Windparks zu 
erhöhen, muss die lokale Bevölkerung stär-
ker einbezogen werden und auch finanziell 
von den Projekten profitieren.

3. Demokratie oder Ökodiktatur – ist unser 
politisches System dazu fähig, die Klima-
krise einzudämmen und die natürlichen 
Ressourcen unseres Planeten zu erhalten 
(oder braucht es ein autoritäres Element)?
Die jüngsten Berichte des Welt-
klimarats und des Club of Rome 
haben gezeigt, in welch schlech-
tem Zustand sich unser Planet 
befindet und wie weit wir von 
einem nachhaltigen Entwick-
lungspfad entfernt sind. Mit 
dem bisherigen Modell, welches 
rein auf Wirtschaftswachstum 
ausgelegt ist, werden wir Klima-
wandel, Artensterben und Ver-
müllung der Meere nicht stop-
pen. Allerdings brauchen wir keine „Öko-
diktatur“. Wir brauchen Demokratien, die 
ihre Wirtschaft und Energieversorgung kon-
sequent auf Nachhaltigkeit ausrichten. 
Wenn dieses Ziel von der Regierung klar 
kommuniziert wird und den Bürger:innen 
die Möglichkeit zur Teilhabe und Mitgestal-
tung gegeben wird, kann die Demokratie 
ihre Stärken ausspielen und die multiplen 
Krisen unserer Zeit bewältigen.

Dr. Janpeter 
Schilling 
ist Klaus-Töpfer-Junior-
Professor für Landnut-
zungskonflikte am Insti-
tut für Umweltwissen-
schaften der Universität 
Koblenz-Landau und Wis-
senschaftlicher Leiter der 
Friedensakademie Rhein-
land-Pfalz.

©
 H

ill
er



INTERVIEW

230 Heft 4 | 2022

3 Fragen zur Nachhaltigkeit an …

 … Claus Leggewie 
1. Wie kann unser demokratisches System 
auf aktuelle Fragen von steigenden Ener-
giepreisen und Generationengerechtigkeit 
reagieren? 
Mit entschlossener und transparenter poli-
tischer Führung, mit beschleunigter Regu-
lierung, mit verantwortlicher, deliberati-
ver  Bürgerbeteiligung. Das Thema Genera-
tionengerechtigkeit muss dabei effektiv 
in  den  Mittelpunkt rücken; die Sorgen 
der „letzten Generation“ sind berechtigt und 
ernst zunehmen.

2. Klimaaktivismus, privater Verzicht, öf-
fentliche Regulierung – wie müssen wir in 
der Demokratie Nachhaltigkeitsziele zwi-
schen öffentlichem und privatem Bereich 
verhandeln? 
Die drei Stränge schließen sich nicht aus 
und stehen in keiner Hierarchie: Kleinteili-
ger privater Verzicht ist notwendig, verpufft 
aber ohne Ansetzen der „großen Hebel“, die 
wiederum nicht ohne forcierten Aktivismus 
und Druck der Straße angesetzt würden.

3. Demokratie oder Ökodiktatur – ist unser 
politisches System dazu fähig, die Klima-
krise einzudämmen und die natürlichen 
Ressourcen unseres Planeten zu erhalten 
(oder braucht es ein autoritäres Element)?
Die Alternative ist fatal: Kein autokratisches 
System ist bisher besser mit 
dem Klima- und Artenschutz 
vorangekommen. Der Klimanot-
stand wird nicht ohne Eingriffe 
in private Freiheiten auskom-
men, die weit über die aus der 
Pandemiebekämpfung bekann-
ten hinausgehen werden, aber 
ebenso wie diese einer legislati-
ven Legitimation bedürfen. Zu 
einem wahrhaft planetaren 
Denken, das die menschliche 
Existenz und Handlungskapazität im Bezug 
auf nicht-menschliche Aktanten relativiert 
und relationiert, sind wir noch gar nicht 
vorgedrungen.

Claus Leggewie
ist Ludwig Börne-Profes-
sor an der Universität 
Gießen und Initiator des 
dortigen Panel on Plane-
tary Thinking.

Bewegungen wie Letzte Generation oder Extinction Rebellion fordern von der Politik konkrete Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Nach-
haltigkeit, wie etwa hier auf einer gemeinsamen Demonstration im November 2022 mit der Einführung eines 100-km/h-Tempolimits und 
 einem 9-Euro-Ticket.  © picture alliance / ZUMAPRESS.com | Sachelle Babbar
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Prof. Dr. Sabine 
Schlacke
ist Professorin für Öffent-
liches Recht, insb. Ver-
waltungs- und Umwelt-
recht an der Universität 
Greifswald und ge-
schäftsführende Direkto-
rin des universitären Ins-
tituts für Energie-, Um-
welt- und Seerecht 
(IfEUS). Sie ist Co-Vorsit-
zende des Wissenschaft-
lichen Beirats der Bun-
desregierung Globale Um-
weltveränderungen 
(WBGU) und des Len-
kungskreises der Wissen-
schaftsplattform Klima-
schutz. Ferner ist sie 
 Vizepräsidentin des 
Staatsgerichtshofs der 
Freien Hansestadt Bre-
men. Ihre Forschungs-
schwerpunkte liegen im 
Umwelt-, Klima-, Ener-
gie-, Planungs- und See-
recht, dabei arbeitet sie 
insbesondere an rechts-
wissenschaftlichen Fra-
gen der Großen Transfor-
mation zur Nachhaltig-
keit, vornehmlich der 
Energiewende hin zur 
Klimaneutralität.

 …Sabine Schlacke 
1. Wie kann unser demokratisches System 
auf aktuelle Fragen von steigenden Ener-
giepreisen und Generationengerechtigkeit 
reagieren? 
Auf derartige Fragen reagiert in unserem 
demokratischen System in erster Linie die 
Legislative, also der Bundes- oder/und Lan-
desgesetzgeber, regelmäßig durch Gesetze. 
So ist beispielsweise die Einführung einer 
Gaspreisbremse, um Verbraucher:innen und 
Unternehmen vor explodierenden Energie-
preisen zu schützen, Aufgabe des Bundes-
gesetzgebers. Solche punktuellen, auf die 
aktuelle Energiekrise reagierenden Maß-
nahmen sind möglicherweise geeignet, die  
kalte Jahreszeit ohne Mangelversorgung zu 
überwinden. Sie stellen allerdings weder 
 einen Baustein zur Erreichung der Klima-
neutralität bis 2045 noch einen profunden 
Beitrag zur Herstellung von Generationen-
gerechtigkeit dar. Diese hat das Bundesver-
fassungsgericht in seinem Klimaschutzbe-
schluss vom 24.3.2021 insbesondere für die 
Klimapolitik und -gesetzgebung betont. Ab-
geleitet aus dem Staatsziel Umweltschutz 
(Art. 20a GG) bedeutet Generationengerech-
tigkeit verkürzt formuliert, dass gegenwär-
tig Lebende nicht auf Kosten zukünftig Le-
bender ökologische Ressourcen aufbrau-
chen oder zu stark minimieren dürfen. Ist 
dies jedoch der Fall, haben die gegenwärtig 
Lebenden ein Abwehrrecht gegenüber dem 
Staat im Hinblick auf Maßnahmen, die nicht 
ausreichend effektiv sind, um zukünftige 
massive Freiheitsbeschränkungen wegen 
weitgehenden Aufzehrens von etwa Treib-
hausgasbudgets zu verhindern.

2. Klimaaktivismus, privater Verzicht, öf-
fentliche Regulierung – wie müssen wir in 
der Demokratie Nachhaltigkeitsziele zwi-
schen öffentlichem und privatem Bereich 
verhandeln? 
Die Verantwortung für die Einhaltung von 
etwa gesetzlich festgelegten Nachhaltig-
keitszielen wie den Klimaschutzzielen liegt 

grundsätzlich bei der Regierung 
bzw. beim Staat. Der Gesetz-
geber kann auch Private zur 
 Erreichung von Nachhaltig-
keitszielen in die Pflicht neh-
men, ein Beispiel ist das Verbot 
des Einbaus von Ölheizungen in  
Neubauten ab dem Jahr 2026. 
Allerdings setzen politische 
Entscheidungsträger:innen vor-
rangig auf eine Kooperation 
zwischen staatlichen und privaten Akteu-
ren, auch um Umgehungshandlungen wie 
Trittbrettfahrertum zu vermeiden. Hierzu 
werden verschiedene Instrumente einge-
setzt, um privaten Akteuren Anreize zur 
nachhaltigen Transformation zu setzen. Ein 
Beispiel ist etwa der Emissionshandel, bei 
dem Unternehmen Zertifikate für ausgesto-
ßene Emissionen erwerben (müssen). 

3. Demokratie oder Ökodiktatur – ist unser 
politisches System dazu fähig, die Klima-
krise einzudämmen und die natürlichen 
Ressourcen unseres Planeten zu erhalten 
(oder braucht es ein autoritäres Element)?
Das demokratische System setzt die geeig-
neten Voraussetzungen für die Eindäm-
mung der Klimakrise und den Erhalt natür-
licher Ressourcen. Durch die Partizipation 
des gesamten Volkes kann auf einen weit-
reichenden Ideenpool zurückgegriffen wer-
den, der deutlich kleiner ausfällt, wenn nur 
wenige Akteure entscheiden. Zudem fördert 
die Demokratie die Bereitschaft zum ge-
meinsamen Handeln, zumal die ökologi-
schen, insbesondere klimapolitischen Her-
ausforderungen nur gemeinsam gemeistert 
werden können. Dazu ist es auch erforder-
lich, Ge- und Verbote zu formulieren. Dieses 
Ordnungsrecht stellt keine „Ökodiktatur“ 
dar, sondern ist ein Element des Instrumen-
tenmixes, das häufig sehr viel besser und 
schneller umgesetzt werden kann als etwa 
finanzielle Förderinstrumente.
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 …Philipp Gassert 
1. Wie kann unser demokratisches System 
auf aktuelle Fragen von steigenden Ener-
giepreisen und Generationengerechtigkeit 
reagieren? 
Wir müssen unsere Demokratie nicht neu 
erfinden. Wir können und sollten aktuelle 
Energiefragen nicht anders als auf den eta-
blierten, eingespielten demokratischen We-
gen klären: Das meint freie und kontroverse 
Debatte in demokratisch legitimierten Gre-
mien mit Mehrheitsentscheidungen sowie 
im Licht der Öffentlichkeit. Dazu braucht es 
selbstverständlich demokratische Führung: 
Das meint die Bereitschaft, in Kontroversen 
auch unangenehme Wahrheiten zu sagen 
und alte und junge Menschen auf schwie-
rige Wege mitzunehmen. An dieser Offen-
heit mangelt es öfter. Um Politik Beine zu 
machen, sind zivilgesellschaftliche Akteure 
massiv gefordert. Auch sie leisten in der De-
batte um klimagerechte Zukunft Überzeu-
gungsarbeit. Da Menschen aller Altersgrup-
pen vom Klimawandel wie von steigenden 
Energiepreisen betroffen sind, ist es keine 
Frage von Generationszugehörigkeit. 

2. Klimaaktivismus, privater Verzicht, öf-
fentliche Regulierung – wie müssen wir in 
der Demokratie Nachhaltigkeitsziele zwi-
schen öffentlichem und privatem Bereich 
verhandeln? 
Zivilgesellschaftliches Engagement und Kli-
maprotest sind für das Ringen um nachhal-
tige Lösungen unverzichtbar. Sie schaffen 
Aufmerksamkeit. Doch sie reichen nicht 
aus. Auch privater Verzicht ist wünschens-
wert, funktioniert in Einzelfällen – aber ist 
angesichts der Größe der Herausforderung 
der Appell an individuelle Sparsamkeit an-
gemessen? Greift das nicht viel zu kurz? Die 
Rückführung des CO2-Ausstoßes braucht 
massenhafte Partizipation im globalen Rah-
men und gigantische Investitionen. Das 

geht nicht ohne Regulierung, im Sinne 
staatlich gesetzter, demokratisch beschlos-
sener Regeln, die alle gleichermaßen tref-
fen und die europaweit und idealweise glo-
bal durchgesetzt werden sollten. So fehlt die 
CO2-Bepreisung des bisher ausgesparten 
Straßenverkehrs. Nur mittels materieller 
Anreize wird sich der Verzicht und der Aus-
stieg aus fossilen Energien für die Mehrheit 
rechnen. Trotz der Rekordpreise für Öl und 
Gas haben wir uns bei deren Kli-
makosten noch längst nicht 
ehrlich gemacht. 

3. Demokratie oder Ökodikta-
tur – ist unser politisches Sys-
tem dazu fähig, die Klimakrise 
einzudämmen und die natürli-
chen Ressourcen unseres Pla-
neten zu erhalten (oder braucht 
es ein autoritäres Element)?
Das ist eine falsche Alternative: 
Was sollen wir mit einer Öko-
diktatur? Sie kann die Demokratie nicht er-
setzen. Im Gegenteil, der Wunsch nach au-
toritären Lösungen ist kontraproduktiv und 
gefährlich: Populistische Rufe nach starken 
Männern oder Frauen führen auf Irrwege. 
Denn „Durchregieren“ ist leichter gefordert 
als getan. Das löst die Klimakrise nicht. Dik-
taturen wie die Volksrepublik China und 
Russland sowie autoritäre Staaten wie Un-
garn sind bei der Eindämmung der Klima-
krise weniger erfolgreich als die liberalen 
Demokratien. Im Durchschnitt erzielen die 
demokratischen Länder Europas schon jetzt 
bessere Ergebnisse bei der Begrenzung des 
CO2-Ausstoßes als die meisten Diktaturen 
der Welt. Global mehr Demokratie zu wagen 
ist die beste Hoffnung für den Planeten. Au-
toritarismus ist gefährlicher Unsinn, sim-
plizistisch und wird die Klimakrise nicht 
eindämmen können. 

Prof. Dr. Philipp 
Gassert 
ist seit Februar 2014 In-
haber des Lehrstuhls für 
Zeitgeschichte an der 
Univer sität Mannheim. Er 
ist Mitglied im Vorstand 
der Kommission für ge-
schichtliche Landes-
kunde in Baden-Würt-
temberg sowie 2022/23 
Senior Fellow des Histo-
rischen Kollegs in Mün-
chen. 2018 erschien die 
Monographie „Bewegte 
Gesellschaft: Deutsche 
Protestgeschichte seit 
1945“; 2021 der Band 
„11. September – 100 Sei-
ten“.

3 Fragen zur Nachhaltigkeit an …
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Zwischen 1943 und 1945 bestanden auf dem Gebiet der heutigen
Bundesländer Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz 
mindestens vierzig Konzentrationslager, die dem KZ Natzweiler 
(Elsass) als Außenlager zugeordnet waren. Nach 1945 erinnerte 
vielerorts kaum mehr etwas an die einstigen Schreckensorte. Das 
Gedenken an die KZ-Außenlager blieb lange Zeit weitgehend auf 
Friedhofsgestaltungen und die individuelle Trauer von Angehörigen
der Opfer beschränkt. Erst mit der sogenannten Gedenkstätten-
bewegung der 1980er-Jahre setzten Prozesse der Erforschung 
und öffentlichen Erinnerung ein.

Dr. Marco Brenneisen legt eine umfassende Darstellung der 
„zweiten Geschichte“ der südwestdeutschen Natzweiler-Außen-
lager vor, in der er den gesellschaftlichen, politischen, adminis-
trativen und historiographischen Umgang mit diesen Orten des 
Terrors seit der Besatzungszeit analysiert. Er zeichnet Phasen und 
Zäsuren der Aufarbeitung und des Gedenkens nach und nimmt 
geschichts- und erinnerungspolitische Auseinandersetzungen auf 
lokaler und regionaler Ebene in den Blick. Aus der Zusammen-
schau dieser spezifisch lokalen Erinnerungskulturen entsteht ein 
differenziertes Bild, das zum besseren Verständnis der heutigen 
Gedenkstättenlandschaft Baden-Württembergs beiträgt.

Der Autor:
Dr. Marco Brenneisen, geb. 1982, ist Historiker mit den Forschungsschwer-
punkten NS-Geschichte, KZ-System, NS-Aufarbeitung und Erinnerungskulturen. 
Als Mitarbeiter des Mannheimer MARCHIVUM betreut er die KZ-Gedenkstätte 
Sandhofen. Ehrenamtlich ist er in überregionalen Gedenkstättengremien aktiv, 
u. a. als Vorstandsmitglied des Verbunds der Gedenkstätten im ehemaligen 
KZ-Komplex Natzweiler e. V. (VGKN).
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renziertes Bild, das zum besseren Verständnis 
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Mit diesem Buch betritt Prof. Dr. Angela Borgstedt historiographi-
sches Neuland für das heutige Baden-Württemberg. Sie zeigt,  
wie geographische und soziale Räume widerständiges Handeln 
ermöglicht und geprägt haben: im öffentlichen Raum, in der privaten 
Wohnung, im halböffentlichen Wirtshaus, im kirchlichen Raum, 
am Arbeitsplatz, sogar in Anstalten, Gefängnissen und Lagern – 
und nicht zuletzt an den Landesgrenzen, die gerade für den 
Südwesten mit seiner Nachbarschaft zu Österreich, Frankreich 
und der Schweiz besondere Möglichkeiten des Widerstehens 
boten. Das Ergebnis ist eine Neuvermessung des Widerstands 
gegen das NS-Regime im deutschen Südwesten, die durch 
einzelne Tiefenbohrungen beeindruckt und zugleich die Vielfalt 
der Akteure und ihres Handelns verdeutlicht.

Die Autorin:
Prof. Dr. Angela Borgstedt, geb. 1964, ist Geschäftsführerin der „Forschungs-
stelle Widerstand gegen den Nationalsozialismus im deutschen Südwesten“  
am Historischen Institut der Universität Mannheim. Sie hat insbesondere zu  
den „Stillen Helfern“ für verfolgte Juden und zu Handlungsspielräumen in der 
NS-Diktatur geforscht, aber auch zur Entnazifizierung und zur Geschichte  
der Anwaltschaft publiziert.
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